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enn ein Senator von sichaus zurücktritt, danngibt es auch kein Über-gangsgeld. Kein Thema also fürden Bund der Steuerzahler,möchte man meinen. Ein Miss-verständnis war ausgeschlossen.In der Pressemitteilung wirdschließlich dreimal das WortRücktritt verwendet. Am nächsten Tag sickertedann aber plötzlich durch, dassHerr Braun tatsächlich um seineEntlassung gebeten hatte. Fürden Steuerzahler klingt das wohlmehr oder weniger nach dem

Gleichen, nur macht eben dieserkleine Unterschied bis zu 50.000Euro Übergangsgeld nach einernur elftägigen Amtzeit aus.Dass der Senatssprecherdamit zu beruhigen versuchte,dass es in der Bundesrepublikder übliche Weg sei, dass ein Mi-nister oder Senator um Entlas-sung bitte, wenn er sich aus einerRegierung zurückzieht, machtdie Sache eigentlich nur nochschlimmer. Durch den Regierenden Bür-germeister fühlte ich mich daherauch regelrecht verkohlt, ist

doch kaum anzunehmen, dass erdiesen Unterschied als Volljuristmit einer über dreißigjährigenBerufserfahrung in der BerlinerVerwaltung und Landespolitiknicht kennt. Erfreulich ist daher, dass dieMedien unsere Forderung nacheiner Änderung des Senatoren-gesetzes sofort so umfassendverbreitet haben. Ein erster Er-folg hieraus ist sicherlich, dass esmittlerweile offenbar eine frakti-onsübergreifende Bereitschaftgibt, eine Gesetzesänderung auchwirklich anzugehen. Ich wünsche Ihnen einen erfolg-reichen Start ins Jahr 2012!
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Als wir am 12. Dezember 2011 in der Pressemitteilung des Regierenden
Bürgermeisters zum Rücktritt des Senators für Justiz- und Verbrau-
cherschutz lasen, dass er „die Rücktrittsentscheidung von Herrn Braun
mit Respekt zur Kenntnis“ nehme, war für uns nach einem kurzen Blick
ins Senatorengesetz und in die Berliner Landesverfassung eigentlich
alles in bester Ordnung. 

W

Finanzspritze für die Bezirke

50 Millionen zusätzlich

Um unerwartete Mehrausgaben
ausgleichen zu können erhalten
die Bezirke im nächsten Jahr
mehr Geld. Darauf haben sich die
Fraktionsvorsitzenden von SPD
und CDU geeinigt. Der Finanz-
senator wurde in diese Entschei-
dung nicht einbezogen.nsgesamt 50 Millionen Eurovom Land sollen die BerlinerBezirke in den Jahren 2012und 2013 jeweils zusätzlich er-halten. Schon vor Monaten hat-ten die Bezirke darüber beklagt,dass sie mit knapp 112 MillionenEuro unterfinanziert sind. DieseSumme setzt sich aus dem Fehl-betrag für Transferleistungenvon 13 Mio. Euro, fehlenden Per-sonalkosten von 47 Mio. Euro

und einem Fehlbetrag bei densonstigen Sachausgaben in Höhevon 52 Mio. Euro zusammen. DieRegierungsparteien kommenden Bezirken nun zumindest teil-weise entgegen. Zudem wird denBezirken garantiert, dass stei-gende Sozialausgaben und hö-here Energiekosten über denLandesetat abgefedert werden.Die Aufstockung der Mittel isteine politische Entscheidung derRegierungsparteien, in die Ber-lins Finanzsenator Nußbaum

(parteilos) nicht miteinbezogenworden ist. Spätestens im Februar soll derEntwurf für den Doppelhaushalt2012/13 vorliegen, im Zuge derBeratungen wird dann darüberentschieden, wie das Geld genauverteilt werden soll. Im Jahr 2012 werden die Ausga-ben der Bezirke im Vergleichzum Jahr 2010 um 7,6 Prozentsteigen. Vor allem die steigendenSozialausgaben belasten die Be-zirkskassen immer stärker. I
Mitgliedervorteile

Auf der Internetseite www.steuerzahler-berlin.de finden Mitglieder des Vereins zahlreiche Tipps und
Informationen. Neben der umfangreichen Ratgeberreihe haben die Mitglieder Zugang zu den aktuel-
len Themen der Info-Reihe, zu ausgewählten Broschüren sowie zu den Archiven der Zeitschrift “Der
Steuerzahler” und der Berliner Landesbeilage. Weiterhin finden Sie auf der Seite die exklusiven Son-
derkonditionen für Mitglieder.

Plakataktion des Bundes 
der Steuerzahler BerlinHaben Sie unsere Plakate be-merkt? Der BdSt Berlin hat imDezember im Rahmen einer Pla-kataktion auf die steigendenStaatsschulden hingewiesen!



2
Landesbeilage Berlin I Januar 2012

Bund der Steuerzahler fordert Änderung des Senatorengesetzes

Übergangsgeld nach 11 Tagen im Amt

Nach nur 11 Tagen im Amt warf der Senator für
Justiz und Verbraucherschutz Michael Braun
(CDU) nach Anschuldigungen im Zusammen-
hang mit seiner Notartätigkeit das Handtuch.
Während ein Rücktritt für den Steuerzahler
kostenlos gewesen wäre, stehen ihm nun aber
womöglich bis zu 50.000 Euro an Übergangs-
geld zu. Braun hatte den Regierenden Bürger-
meister nämlich stattdessen um seine
Entlassung gebeten. Der Bund der Steuerzah-
ler forderte daher, dieses Hintertürchen im
Senatorengesetz unverzüglich zu schließen.s sei eine Ungeheuerlichkeit, wenn dieEntlassung eines Senators auf seineneigenen Wunsch hin nicht ebenso wiebei einem Rücktritt zu einem Wegfall desÜbergangsgeldes führt, erklärte AlexanderKraus, Vorsitzender des Berliner Steuer-zahlerbundes gegenüber den Medien. Einederartige Unterscheidung mache den Aus-schluss eines Übergangsgeldes bei einemRücktritt im Senatorengesetz völlig überflüs-sig. Dieses Hintertürchen müsse daher un-verzüglich geschlossen werden, so Krausweiter. Nach dem geltenden Senatorengesetz vonBerlin steht einem ausgeschiedenen Senatorfür die gleiche Anzahl von Monaten ein Über-gangsgeld zu, für er ohne Unterbrech-ung Amtsbezüge als Mitglied des Senats er-halten hat, jedoch mindestens für sechs Monate und höchstens für zwei Jahre. Das Übergangsgeld wird für die ersten drei Monate in Höhe des Amtsgehalts, eines Orts-zuschlags und des Familienzuschlags, für die restlichen Monate in Höhe der Hälfte dieser Bezüge gewährt. Allerdings schreibt

das Senatorengesetz auch vor, dass auf dasnach Anwendung sonstiger Anrechnungs-und Ruhensvorschriften verbleibende Über-gangsgeld ab dem zweiten Monat alle Er-werbseinkünfte aus einer privaten Berufs-tätigkeit angerechnet werden. Da der Sena-tor a.D. auch noch ein Mandat im Berliner Abgeordnetenhaus besitzt, müsste sich sein Anspruch auf Übergangsgeld entspre-chend verringern. Gleiches gilt nach Auffas-sung des Bundes der Steuerzahler auch für etwaige Einkünfte aus einer Notar- oderAnwaltstätigkeit. Braun dürfte damit nurnoch im Januar ein ungekürztes Übergangs-geld in Höhe der vollen Amtsbezüge nach Besoldungsgruppe B11 von rund 11.000Euro erhalten. Ist die Aufregung in den Medien also ganzumsonst? Alexander Kraus, Vorsitzender desBundes der Steuerzahler Berlin meint nein,weil anders als in anderen Bundesländerntatsächlich bereits nach einem Tag ein Über-gangsgeldanspruch von rund 50.000 Euro er-worben wird, wenn ein Senator um seineEntlassung bittet, statt selbst zurückzutreten.In beiden Fällen handelte es sich schließlichum eine Art Eigenkündigung, die auch gleichbehandelt werden sollte, so Kraus weiter.Kraus stellte Übergangsgelder jedoch nichtgrundsätzlich in Frage. Senatoren könnenschließlich ohne Grund von heute auf mor-gen fristlos entlassen werden. 

E

Der Vorstandsvorsitzende des
Bundes der Steuerzahler Berlin

forderte in den Medien die 
Änderung des Senatorengesetzes.

Nach der Wahl zum Berliner Abge-
ordnetenhaus haben die Koaliti-
onspartner von Rot und Schwarz
im Dezember die neuen Senatoren
vorgestellt. In vielen Senatsres-
sorts wechseln nach der Wahl
auch die Staatssekretäre. Dies
bleibt nicht ohne Wirkung auf den
Landeshaushalt.n den sieben Senatsverwal-tungen, in denen nach derWahl zum Abgeordentenhaus

von Berlin neue Senatoren dieFührung übernommen haben,sind gleichzeitig auch neue Be-hördenchefs eingezogen. Vorallem in den Ressorts, die nunvon CDU-Senatoren geführt wer-den, wurden gleichtzeitig neueStaatssekretäre ernannt. Die bis-herigen Behördenleiter wurdenin den einstweiligen Ruhestandversetzt. Auf das Land Berlin kommendurch den Wechsel der Sena-

toren und Staatssekretäre Zu-satzkosten von mehreren Hun-derttausend Euro zu. Denn dieehemaligen Senatoren haben An-spruch auf ein Ruhegeld. Werdem Senat mindestens vier Jahreangehört hat, bekommt nachdem Berliner Senatorengesetzein Ruhegeld in Höhe von 29Prozent seiner Bezüge. Die ehe-maligen Senatoren waren in dieEntgeltgruppe Sen2 eingeteilt, inder die Bezüge etwa 11.200 Euro

im Monat betragen. Dies ent-spricht 107 Prozent der Entgelt-gruppe B11. Aber auch die ehemaligenStaatssekretäre erhalten ersteinmal drei weitere Monate langihre vollen Bezüge in Höhe vonetwa 7.700 Euro. Danach stehtIhnen per Gesetz ein Übergangs-geld in Höhe von 71,75 Prozentder letzten Bezüge für minde-stens sechs Monate und höch-stens für drei Jahre zu.

Teure Ruhegehälter

Neuer Senat, neue Staatssekretäre

I



Die Interessen der Steuerzahler durchsetzen heißt, sich gemeinsam zu engagieren, um den nötigen Druck auf die Politik zu erzeugen. Daher ist

jede Mitgliedschaft im BdSt wichtig. Sie ist die Basis für den Erfolg und die Unabhängigkeit des Bundes der Steuerzahler. Um unser Gewicht

auch künftig in die öffentliche Diskussion einbringen zu können, brauchen wir vor allem eines: Noch mehr Mitglieder. Sprechen Sie Freunde und

bekannte  für eine Mitgliedschaft im BdSt an! Für ein neu geworbenes Mitglied erhalten Sie einen Jahresbeitrag gutgeschrieben. 
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Berliner Schulden wachsen langsamer

Finanzierungsdefizit fällt geringer aus

Das Land Berlin wird im Jahr 2011
weniger neue Schulden machen
als geplant. Vor allem geringere
Sozialausgaben und höhere Steu-
ereinnahmen machen sich in den
Kassen der Hauptstadt bemerk-
bar. ach Schätzungen des Ber-liner Senats wird derHaushalt im Jahr 2011 miteinem Defizit von rund einer Mil-liarde Euro abschließen. Im Dop-pelhaushalt 2010/11 waren fürdas Jahr 2011 noch 2,7 Milliar-den Euro als Defizit eingeplant. Neben den gestiegenen Steu-ereinnahmen sei nach Angabender Finanzverwaltung auf derAusgabenseite vor allem der An-stieg der Sozialausgaben spürbargedämpft worden. So sind dieKosten der Unterkunft erstmalsseit Jahren rückläufig. Wegen der

günstigen wirtschaftlichen Ent-wicklung gab es zudem wenigerneue Empfänger von Soziallei-stungen als erwartet. Die Sozial-ausgaben sind mit fast 5 Mrd.Euro einer der größten Ausga-benposten Berlins. Aber auch diegeringeren Personalausgabenmachen sich bemerkbar. Siekonnten gesenkt werden, indemweniger Stellen als geplant neubesetzt wurden. Mit der geringeren Neuver-schuldung hält das Land Berlindie Anforderung für das Sanie-rungsprogramm und die Ver-pflichtung gegenüber demStabilitätsrat ein. Dafür ist fürBerlin der Anspruch auf weitereKonsolidierungshilfen gesichert. Auch schon im vergangenenJahr konnte die Hauptstadt ihreNeuverschuldung von 2,8 auf 1,7Milliarden Euro senken. Der

Senat plant, spätestens ab demJahr 2016 keine neuen Schuldenmehr machen zu müssen. Beieiner weiterhin günstig verlaufen-den Konjunktur kann auch schonfrüher mit einem ausgeglichenenHaushalt gerechnet werden.
Stabilitätsprogramm bestätigtDer Stabilitätsrat, ein gemein-sames Gremium des Bundes undder Länder zur Vermeidung vonHaushaltsnotlagen, hat im Dezember den jährlichen Sta-bilitätsbericht Berlins bestätigt

und auch das Sanierungs-programm erfolgreich verab-schiedet. Dieses Programm istTeil des Sanierungsverfahrens,mit dessen Hilfe der Haushalt der Hauptstadt nachhaltig saniert werden soll, um eineHaushaltsnotlage zu vermeiden. Im Oktober hatte Finanzse-nator Nussbaum (parteilos) dasSanierungsprogramm für dieHauptstadt vorgelegt. Grundlagedes Programms ist die Beschrän-kung des Ausgabenzuwachsesauf durchschnittlich 0,3 Prozent. 
N

Der BdSt Berlin 
auf Facebook

http://www.facebook.com/steuerzahler.berlin
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Bundeskartellamt mahnt ab

Wasserpreise in der Hauptstadt sind zu hoch

Anfang Dezember hat das Bundeskartellamt
eine Abmahnung an die Berliner Wasserbe-
triebe versandt. In dem Schreiben wird der
Wasserversorger aufgefordert, die Wasser-
preise in den nächsten Jahren um durch-
schnittlich 19 Prozent zu senken. Die Berliner
Wasserbetriebe bezweifeln indes die Zustän-
digkeit des Bundeskartellamtes für die Was-
serpreise in Berlin.as eigentlich jeder wusste, ist nunamtlich: Die Berliner zahlen zu vielfür ihr Wasser. In seiner vorläufigenrechtlichen Bewertung kommt das Bundes-kartellamt zum dem Ergebnis, dass die Berli-ner Wasserpreise in den Jahren 2012, 2013,und 2014 um durchschnittlich 19 Prozent ge-genüber dem Jahr 2010 abgesenkt werdenmüssen. Für die Wasserbetriebe entsprichtdies einer Erlösabsenkung in Höhe von 205Millionen Euro für die nächsten drei Jahre,die den Berliner Wasserkunden unmittelbarzugute kommen.Die Berliner Wasserbetriebe haben nundie Gelegenheit, sich zu dem Schreiben zu äu-ßern. Sofern sie dies nicht tun, fällt das Kar-tellamt einen Beschluss, der die Wasser-betriebe dazu verpflichten könnte, die Preisezu senken. Die Wasserbetriebe wollen das Schreibendes Bundeskartellamtes dagegen nicht ak-zeptieren. Dort ist man der Meinung, dass dieBehörde für die Wasserpreise in Berlin garnicht zuständig ist. Denn der Wasserpreisentstehe nicht frei am Markt, sondern werde

durch zahlreiche gesetzliche Vorgaben gere-gelt. Demnach sei der Berliner Wasserpreiseher als eine Art „Gebühr“ zu verstehen. FürGebühren, die nach kommunalen Vorgabenfestgelegt und geprüft werden, sei das Bun-deskartellamt nicht zuständig. Die Zustän-

digkeit der Wettbewerbshüter lassen dieBerliner Wasserbetriebe gerichtlich prüfen.Vor dem Landgericht Münster ist derzeit eineKlage des Berliner Versorgers anhängig.Das Verfahren gegen die Berliner Wasser-

betriebe wurde im März 2010 eingeleitet. Inumfangreichen Ermittlungen hat die Be-hörde die Wasserpreise von allen Städten inDeutschland mit mehr als 200.000 Ein-wohnern verglichen. Als Vergleichsmaßstabfür die Berliner Wasserpreise hat das Kartellamt schließlich die Wasserpreise inHamburg, München und Köln herangezogen.Dabei haben die Wettbewerbshüter „signifi-kant höhere Erlöse der BWB im Vergleich zuden Wasserversorgern der anderen dreiGroßstädte“ festgestellt. Nach Auffassung des Bundeskartellamtes hätten die Wasser-betriebe keine höheren Aufwendungen als die Versorger der drei Vergleichsstädte.Allenfalls die im Zuge der Wiedervereinigunggetätigten Investitionen in die Wasserver-sorgungsanlagen im Ostteil der Stadt, die sichnoch heute preiserhöhend auf die Wasser-preise auswirkten, beabsichtigt das Bundes-kartellamt anzuerkennen.Es ist nicht ausgeschlossen, dass ein lang-wieriger Rechtsstreit die Preissenkung ver-zögern wird. „Wir sind nicht gegen Ver-änderungen des Tarifs“, so der Vorstands-vorsitzende der Berliner WasserbetriebeJörg Simon, „für uns ist aber die rechtlicheKlarstellung unabdingbar“. Preisdämpfendsoll auch eine Nachverhandlung der Wasser-verträge wirken. Rot-Schwarz hat dieses Vor-haben in den Koalitionsvertrag aufge-nommen. Bei den Wasserbetrieben geht mandavon aus, dass die Gespräche zwischen denGesellschaftern nach der Bildung des neuenBerliner Senats in Gang kommen werden. 

Berlin
2,17 Euro/m³

Leipzig
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Hamburg
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München
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Preise für Trinkwasser 
in den Vergleichsstädten

W

Grafik: Bund der Steuerzahler Berlin

Marzahn-Hellersdorf verkauft Schuldtitel

Bezirk geht neuen Weg
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Das Vorgehen des Bezirkes Mar-
zahn-Hellersdorf gilt als modell-
haft. Schuldtitel, die bislang als
uneinbringlich galten, sind an ein
Inkasso-Unternehmen abgetreten
worden. Der Bund der Steuerzah-
ler hat Bedenken.arzahn-Hellersdorf istder einzige Bezirk, dernach einer Ausschrei-bung einige seiner Forderungenan Unternehmer und Privatper-sonen an einen Inkasso-Dienstlei-ster übertragen hat. Der Bezirkhat 13 Millionen Euro an offenenForderungen; einen Teil in Höhe

von 262.000 Euro sollen die Fi-nanzdienstleister  jetzt einbringen.Der Berliner Datenschutzbe-auftragte hat bislang nur siebender 60 Forderungsarten für dieAbtretung genehmigt. Be-stimmte Forderungsarten, wiebeispielsweise Steuerschuldendürfen von privaten Dienstlei-stern nicht eingetrieben werden.Die abgetretenen Forderun-gen galten bislang zwar als nichteinbringbar, der BdSt fragt sichaber dennoch, warum die Mitar-beiter des Bezirksamtes dieSchulden nicht selbst einbringenbzw. einklagen können. 

M

Broschürentipp

Die Broschüre “Die Steuerprüfung” erläutert
die Rechte und Pflichten des Steuerzahlers im
Rahmen einer Betriebsprüfung (Außenprü-
fung). Sie schildert den Ablauf der Betriebs-
prüfung und nennt die rechtlichen
Grundlagen, auf denen die Prüfung aufbaut. 

Mitglieder des Bundes der Steuerzahler
Berlin können die Broschüre kostenlos
per E-Mail an info@steuerzahler-berlin.de
oder telefonisch unter der Nummer 030-7901070 bestellen.
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Die Nachricht, dass Berlin mit
141,8 Prozent bezogen auf die
Wirtschaftsleistung eines Jahres
die höchste Gesamtverschuldung
aller Bundesländer aufweist, alar-
mierte im Januar die Berliner 
Medien. o machte die BerlinerMorgenpost am 2. Januarauf der Titelseite mit derÜberschrift auf „Berlins Schuldendoppelt so hoch wie bekannt –Studie des Steuerzahlerbundes:Pensionslasten von bis zu 69 Mil-liarden Euro überfordern Haus-halt. Höchste Gesamtverschul-dung“. Zahlreiche Interviewan-fragen von Radiosendern warendie Folge. Bereits in der Januar-Ausgabevon „Der Steuerzahler“ war aus-führlich über die jüngst vomBund der Steuerzahler vorge-stellte Studie zu den Pensionsla-sten berichtet worden, die in dennächsten Jahrzehnten die öffent-lichen Haushalte schwer bela-sten werden. Mittlerweile konnte ich ineinem Beitrag der BerlinerAbendschau erneut auf die Er-gebnisse unserer Studie hinwei-sen. In dem anschließendenInterview musste Berlins Finanz-senator auf Nachfrage des Mode-rators einräumen, dass man in

Berlin - wie in allen Ländern - zuwenig für zukünftige Lasten zu-rückgestellt habe und die stilleVerschuldung in Berlin tatsäch-lich deutlich größer sei, als die 63Milliarden, die er ausweise. Dass der Finanzsenator die Er-gebnisse unserer Studie jetztdoch bestätigt hat, ist ein großerErfolg, nachdem die Finanzver-waltung in der Berliner Zeitungvom 3. Januar dazu noch miteinem „Stimmt so nicht“ zitiertworden ist. Die vorgebrachten Argumentewaren dem Finanzsenator wohlallzu schwach. Denn die Frage,was die Konjunktur in Zukunftan Einnahmen bringt, hatschlichtweg nichts mit der Frage

nach den künftigen, weitestge-hend feststehenden Ausgabever-pflichtungen zu tun. Und dass diein die Versorgungsrücklage ein-gestellten 0,432 Milliarden Euroangesichts von bis zu 69 Milliar-den eben nicht nur der berühmteTropfen auf dem heißen Steinsein sollen, dürfte wohl auch nie-manden ernsthaft überzeugthaben.Ich wünsche Ihnen, dass Sie indiesem Monat wieder viele Rück-lagen für Ihre Altersversorgungbilden können.  Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

S

Broschürentipp

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
62 .611 .743 .16962 .611 .743 .169

18 .00318 .003
Stand: 01.02.2012, 0.00 Uhr

Ratgeber für die
Steuererklärung 2011Wer zu viel gezahlte Steuernvom Finanzamt zurück habenwill, muss eine Steuererklärungmachen. Da das aber oft leichtergesagt als getan ist, bietet derBund der Steuerzahler Ratschlägeund Tipps mit den Broschüren

Steuererklärung 2011 und Steuerer-klärung 2011 für Senioren. Die Ratge-ber erläutern, wie die einzelnenFormulare der Steuererklärung aus-zufüllen sind und informieren überAbzugsmöglichkeiten von Wer-bungskosten, Sonderausgaben undaußergewöhnlichen Belastungen.Für den Fall, dass der Steuerbe-scheid später fehlerhaft sein sollte,

informieren beide Broschürenauch über die möglichenRechtsbehelfe.Die gewünschte Broschürekönnen Mitglieder des BdStBerlin kostenlos unter der Te-lefonnummer 030-7901070,im Internet, per E-Mail aninfo@steuerzahler-berlin.deoder per Post bestellen.
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Versorgungsverpflichtungen für Beamte übersteigen Landesschulden

Auf Berlin rollt Pensionslawine zu

Der Vorsitzende des Berliner Steuerzahler-
bundes, Alexander Kraus, sieht auf das Land
Berlin massiv steigende Versorgungsver-
pflichtungen für seine Beamten zukommen.
Dies ist das Ergebnis einer vom Bund der
Steuerzahler in Auftrag gegebenen Studie, in
der die bis zum Jahr 2050 anfallenden Ver-
sorgungsausgaben für Ruhegehälter, Beihilfen
und Hinterbliebenenversorgung für den Bund
und die 16 Bundesländer verglichen werden.ach den Ergebnissen der Studie „Aus-gabenprojektionen und Reformszena-rien der Beamtenversorgung inDeutschland“ von Bernd Raffelhüschen, Chri-stian Hagist und Tobias Benz des Forschungs-zentrums Generationenverträge beläuft sichder Barwert aller schwebenden Versorgungs-verpflichtungen allein für das Land Berlin auf

66 Milliarden Euro und übersteigt damitsogar die ausgewiesenen Landesschulden. Beieinem angenommenen  Kostendruck bei denBeihilfen, das sind bei den Beamten die Zu-schüsse zu den Krankheitskosten, stiegen dieVerpflichtungen sogar auf 69 Milliarden Euro. Mit 73,2 Prozent bzw. 75,6 Prozent beieinem angenommen Kostendruck bei denBeihilfen nimmt Berlin damit bezogen auf dieBerliner Wirtschaftsleistungen des Ver-gleichsjahres 2009 bei seinen Versorgungs-verpflichtungen den Spitzenplatz unter allenBundesländern ein.Rechnet man zu diesen impliziten Schul-den in Form von Versorgungszusagen an dieheute vorhandenen Beamten sowie ihre An-gehörigen oder Hinterbliebenen noch die ex-plizite, sichtbare Verschuldung hinzu, weistBerlin mit 138,5 bzw. 141,8 Prozent der Wirtschaftskraft von 2009 auch die mit Ab-stand höchste Gesamtverschuldung allerBundesländer auf.

Die Schuldenuhr zeigt nur 
die expliziten Schulden

am Kreditmarkt.
N

Steuerzahlerbund erringt Teilerfolg 

Regierungsfraktionen wollen Senatorengesetz ändern

ach dem geltenden Sena-torengesetz von Berlinsteht einem ausgeschie-denen Senator für die gleiche An-zahl von Monaten ein Über-gangsgeld zu, für die er ohne Un-terbrechung Amtsbezüge als Mit-glied des Senats erhalten hat,

jedoch mindestens für sechs Mo-nate und höchstens für zweiJahre. Das Übergangsgeld wirdfür die ersten drei Monate inHöhe des Amtsgehalts, einesOrtszuschlags und des Familien-zuschlags, für die restlichen Mo-nate in Höhe der Hälfte dieser

Bezüge gewährt. Insgesamtmacht das im Fall des entlasse-nen Justizsenators bis zu 50.000Euro aus, auf die allerdings seineEinkünfte als Abgeordnetersowie als Rechtsanwalt undNotar angerechnet werden müs-sen. Die Regierungsfraktionen wol-len jetzt die Mindestbezugsdauerfür das Übergangsgeld auf dietaggenaue Dauer der Amtzeit ab-senken. Der Bund der Steuerzah-ler Berlin begrüßt diese Initia-tive, fordert aber weiterhin aucheine Präzisierung im Senatoren-gesetz, die die Bitte um Entlas-sung einem Rücktritt gleichstellt.Denn anders als eine Entlassungbegründet ein Rücktritt derzeitkeinen Anspruch auf Übergangs-geld. Auch Verwaltungsrechtlerhatten in den Medien zwischen-zeitlich die Auffassung des Steu-erzahlerbundes bestätigt, dasseine Entlassung auf eigenenWunsch des Senators letztlichnichts anderes als ein verkappterRücktritt sei und sogar die Auszahlung des Übergangsgel-des nach der derzeitigen Ge-

setzeslage in Frage gestellt. Der Vorsitzende des Bundesder Steuerzahler Berlin, Alexan-der Kraus, hatte im letzten De-zember in der Berliner Abend-schau, den tv.berlin-Nachrichtenund mehreren Zeitungen die so-fortige Änderung des Senatoren-gesetzes gefordert, nachdemherausgekommen war, dass dervom Regierenden BürgermeisterKlaus Wowereit (SPD) begrüßteRücktritt Brauns tatsächlich eineEntlassung auf Wunsch des Senators war. 

Nachdem Kurzzeitsenator Michael Braun (CDU) nach nur elf Tagen im
Amt einen Anspruch auf bis zu 50.000 Euro Übergangsgeld erworben
hatte, hatte der Bund der Steuerzahler Berlin sofort eine Änderung
des Senatorengesetzes gefordert. Die Berliner Regierungsfraktionen
von CDU und SPD wollen jetzt einen Gesetzesänderungsantrag ein-
bringen. Der Schritt geht in die richtige Richtung, dem BdSt aber noch
nicht weit genug.

N

Im Abgeordne-
tenhaus von
Berlin haben
sich die Regie-
rungsfraktionen
für eine Ände-
rung des Seano-
rengesetzes
ausgesprochen.

Mitgliedervorteile
Auf der Internetseite www.steu-
erzahler-berlin.de finden Mitglie-
der des Vereins zahlreiche Tipps
und Informationen. Neben der
umfangreichen Ratgeberreihe
haben die Mitglieder Zugang zu
den aktuellen Themen der Info-
Reihe, zu ausgewählten Bro-
schüren sowie zu den Archiven
der Zeitschrift “Der Steuerzahler”
und der Berliner Landesbeilage.
Weiterhin finden Sie auf der
Seite die exklusiven Sonderkon-
ditionen für Mitglieder.
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ine Kleine Anfrage im Ber-liner Abgeordnetenhausbenennt nun die Gesamt-kosten: Fast eine Million Euro!Die Gesamtkosten für das Stadt-umbauprojekt „Schwerbela-stungskörper“ belaufen sich auf999.227,97 Euro. Davon entfal-len 912.923,40 auf Fördermitteldes Programms „StadtumbauWest“ und 86.304,57 Euro auf Ei-genmittel des Bezirks Tempel-

hof-Schöneberg, heißt es in derAntwort der Senatsverwaltungfür Stadtentwicklung und Um-welt auf die Kleine Anfrage derAbgeordneten Monika Tamm(CDU).Weiterhin bestätigt die Stadt-entwicklungsverwaltung, dassauf der Grundlage einer Vorun-tersuchung vor der Aufnahmedes Gebiets Schöneberg-Süd-kreuz und des Projekts Schwer-

belastungskörper in das städte-bauliche Förderprogramm Stadt-umbau West der BezirkTempelhof-Schöneberg die Ko-sten für die bauliche Sicherungdes Schwerbelastungskörpers inForm einer neuen Abdeckungdes Betonkörpers ursprünglichauf 8.700 Euro und für die weite-ren Maßnahmen, einschließlichder landschaftsgärtnerischen Ge-staltung, auf 150.000 Euro ge-schätzt hatte. Den nationalen Kofinanzie-rungsanteil trage zu zwei Drit-teln das Land, zu einem Drittelder Bund (Städtebauförderung).Insgesamt beliefen sich beimProjekt Schwerbelastungskörperdie Mittelanteile auf 333.125,94Euro (EU), 193.265,82 Euro(Bund) und 386.531,64 Euro(Land).Weiter heißt es, der Betriebdes Informationsortes würde ineinem Kooperationsverbundzwischen dem Bezirk und demVerein Berliner Unterweltendurchgeführt. Aus dem Bezirks-haushalt werden ca. 3.300 EuroUnterhaltungskosten finanziert.Die weiteren Kosten, wie z.B. Müllentsorgung oder Pflege derGrünfläche übernehme der Verein.

Parlamentsdrucksache nennt knappe Million

Schwerbelastungskörper noch teurer

Der Schwerbelastungskörper
in Schöneberg. Fast eine 

Million Euro haben die Beton-
sanierung und der neue Aus-

sichtsturm gekostet.

Bereits im Oktober 2009 hatte der Bund der Steuerzahler die Not-
wendigkeit für Ausgaben von rund 900.000 Euro für die Sanierung des
Schwerbelastungskörpers in der NDR-Sendung extra-3 bezweifelt.
Nachdem der Rechnungshof 2011 in seinem Bericht dann aufgedeckt
hatte, wie günstig das Projekt tatsächlich  hätte sein können, war der
Fall von uns auch ins aktuelle Schwarzbuch aufgenommen worden. 

E

Bereits im Jahr
2009 hatte der
Bund der Steuer-
zahler Berlin die
Höhe der Sanierungs-
kosten kritisiert.
Kurz darauf hatte
sich der Berliner
Rechnungshof der
Sache angenommen.

Gleich zu Beginn der Legislaturperiode haben
sich die Berliner Parlamentarier eine Erhö-
hung Ihrer Bezüge gegönnt. Um 1,8 Prozent
werden die Diäten und die steuerfreie Kosten-
pauschale angehoben. Dass die Diäten auto-
matisch steigen, verdanken die Abgeordneten
auch der Abschaffung der Diätenkommission
im Jahr 2009. n ihrer letzten Plenarsitzung haben dieBerliner Abgeordneten für eine Anhebungihrer Diäten gestimmt. Statt 3.309 Eurowird jeder Parlamentarier künftig 3.369 Euroim Monat erhalten. Auch die steuerfreie Ko-stenpauschale für Fahrtkosten und Büroaus-stattung erhöht sich um 25 Euro auf 994 Euroim Monat. Bis vor zwei Jahren hat die damalige Diä-tenkommission, ein Gremium aus Vertreten

des Rechnungshofes, der GewerkschaftVerdi, dem Statistischen Landesamt, der Ver-einigung der Unternehmerverbände, der Ver-braucherzentrale und des Bundes der Steu-erzahler jährlich über eine Anpassung derDiäten entschieden und eine entsprechendeEmpfehlung für den Präsidenten des Abge-ordnetenhauses ausgesprochen. Doch die Parlamentarier haben die Kom-mission abgeschafft. Nun sind die Bezüge andas allgemeine Lohnniveau von 15 ausge-wählten Branchen gekoppelt. Steigt in denBrachen also das allgemeine Lohnniveau, sosteigen automatisch auch die Diäten der Par-lamentarier. Da laut Statistischem Landes-amt die Löhne im letzten Jahr in den Bran-chen um 1,8 Prozent gestiegen sind, steigendie Diäten der Abgeordneten entsprechend.Ein Vergleich mit den anderen Bundeslän-

dern wirft für den Bund der Steuerzahler dieFrage auf, ob es überhaupt notwendig ist, dieDiäten in Berlin zu erhöhen. In Bremen undHamburg, wo es ebenso wie in Berlin ein so-genanntes Halbtagsparlament gibt, erhaltendie Parlamentarier geringere Bezüge. Sie be-tragen in Hamburg 2456 Euro und in Bremen2510 Euro im Monat. Berlin dagegen befindetsich in einer Aufwärtsspirale. Hier ist gesetz-lich festgelegt, dass jährlich über die Anpas-sung der Diäten entschieden werden muss. 

Trotz Schuldenlast und drohender Haushaltsnotlage

Berlins Abgeordnete erhöhen sich ihre Diäten

I
Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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Berliner Wasserpreise

Sonderausschuss “Wassertisch” beginnt mit der Arbeit

Im Berliner Abgeordnetenhaus fand Anfang
Januar die erste Sitzung des Sonderausschusses
Wasserverträge“ statt. Ein Jahr lang soll der
Ausschuss die Teilprivatisierungsverträge öf-
fentlich prüfen. Die erste, konstituierende
Sitzung verlief vergleichsweise lebhaft.eben den neun Mitgliedern des Son-derausschusses waren zur ersten Sit-zung über 70 Bürgerinnen und Bürgerin das Abgeordnetenhaus gekommen, die dieVeranstaltung teilweise mit Klatschen undZwischenrufen störten. Der Ausschussvorsit-zende Claudio Jupe (CDU) musste dahermehrmals an die Hausordnung erinnern.Das Gremium einigte sich darauf, dass die Sit-zungen des Ausschusses grundsätzlichöffentlich sein sollen. Ein von der Grünen-Abgeordneten Heide Kosche gefordertes Re-derecht für alle Berliner wurde abgelehnt. 

In den kommenden Sitzungen wollen dieAusschussmitglieder neben den Vertreterndes Berliner Wassertisches auch Finanzse-nator Ulrich Nußbaum und Wirtschaftssena-torin Sybille von Obernitz (beide parteilos)befragen.Die Teilprivatisierungsverträge gelten alsUrsache für die hohen Wasserpreise in derHauptstadt. 650.000 Berlinerinnen und Ber-liner hatten in einem Volksentscheid im letz-ten Jahr für das Gesetz zur Offenlegung derVerträge gestimmt. Die Parlamentarier sol-len dieses nun umsetzten. 
Bundeskartellamt verlängert FristUnterdessen hat das Bundeskartellamt denBerliner Wasserbetrieben die Frist für dieStellungnahme zu den Berliner Wasserprei-sen verlängert. Im Dezember hatten dieWettbewerbshüter einen Prüfbericht veröf-

fentlicht, in dem die Behörde zu dem Ergeb-nis kommt, dass die Berliner zu viel fürTrinkwasser zahlen. Das Kartellamt fordertedie Wasserbetriebe daher zur Senkung derPreise um 19 Prozent auf (Transparent be-richtete). Daraufhin hatten die Berliner Was-serbetriebe die Möglichkeit, Stellung zunehmen. Ursprünglich sollte der Versorgersich bis zum 11. Januar 2012 äußern, nunwurde den Wasserbetrieben eine Frist biszum 30. Januar eingeräumt. Mit der Stellungnahme möchte der Ver-sorger versuchen, das Kartellamt mit neuenArgumenten umzustimmen, um einer dro-henden Abmahnung zu entgehen. Bis EndeMärz soll über den Widerspruch entschiedensein. Gleichzeitig lässt der Wasserversorgervor dem Landgericht Münster prüfen, ob dasBundeskartellamt für die Berliner Wasser-preise überhaupt zuständig ist.

N

Grunderwerbsteuer wird erhöht

Erwerb von Immobilien wird teurer

Wer in Berlin künftig Grundeigentum erwirbt,
muss höhere Steuern abführen. Der Berliner
Senat hat im Januar die Erhöhung der Grund-
erwerbsteuer von 4,5 auf 5 Prozent beschlos-
sen. Die Finanzverwaltung erhofft sich durch
die Anhebung Mehreinnahmen von rund 50 Mil-
lionen Euro.ach Angaben von Finanzsenator Nußbaum (parteilos) habe sich Berlinin seinem Sanierungsprogramm dazuverpflichtet, den Haushalt in den kommen-den Jahren schrittweise zu konsolidieren.

Dies erfordere auch dauerhafte Mehreinnah-men, so der Finanzsenator. Der BdSt Berlin hatte sich in der Vergan-genheit mehrfach gegen die Erhöhung aus-gesprochen. „Es ist unsozial und kurzsichtig,wenn der Staat damit gerade auch junge Fa-milien und beruflich besonders mobile Be-rufstätige beim Erwerb einer Wohnimmobileauspresse“, sagte der BdSt-Vorsitzende  Kraus.Die Erhöhung der Grunderwerbsteuer sollab dem 1. April 2012 gelten. Auf die Erhö-hung hatten sich Berlins CDU und SPD im Ko-alitionsvertrag geeinigt.N

Bezirksamt Pankow verschickt Gebührenbescheide für die letzten 10 Jahre

Haushaltslöcher werden mit Uraltbescheiden gestopft

m Berliner Kurier vom 6. Ja-nuar 2012 fragte AlexanderKraus, Vorsitzender des Berli-ner Steuerzahlerbundes, „wer denLaden nicht in den Griff be-kommt“ und kritisierte den „wahn-
sinnigen“ Verwaltungsaufwand.Es geht dabei um Kostenpauscha-len, die Bürger an den BezirkPankow zahlen müssen, wenn sieseit 2001 mit Klagen oder Anträgengegen den Bezirk gescheitert waren. 

Eine schriftliche Anfrage beiBezirksbürgermeister MatthiasKöhne (SPD) mit der Bitte umBeantwortung bis zum Redakti-onsschuss blieb leider unbeant-wortet. Auf telefonische Nach-frage teilte das Büro des Bezirks-bürgermeisters lediglich mit,dass die vom Rechtsamt gefer-tigte Antwort erst am Vortagvom Bezirksbürgermeister un-terschrieben worden sei. 

Dem Bezirk Pankow droht erneut ein Millionendefizit für 2011, das
sogar die vom Hauptausschuss festgesetzte 5-Millionengrenze über-
schreiten könnte. Da wundert es natürlich, dass jetzt das Bezirksamt
Gebührenbescheide für Vorgänge verschickt, die bis zu zehn Jahre zu-
rück liegen. 

I
Post nach 10 Jahren. Das Rathaus

Pankow verschickt Uraltbescheide. 
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Was kostet wo wie viel?

Wie teuer ist die Beleuchtung der Berliner Straßen?

Die Antwort lautet 129 Euro. So hoch waren im
Jahr 2010 die Kosten pro Beleuchtungsanlage
in Berlin. Diese und andere Angaben können
Interessierte ab sofort in der elften Auflage
der Broschüre „Was kostet wo wie viel?“ der
Senatsverwaltung für Finanzen nachlesen.ie Broschüre „Was kostet wo wie viel?“erscheint in diesem Jahr erstmalig inzwei Bänden. Neben den Bezirksdien-sten stellt der zweite Band erstmalig auch diegesamtstädtischen Aufgaben, wie Bildungs-,

Justiz- oder Steuerverwaltung dar.Die Broschüre liefert unter anderem dieAntwort auf die Frage, wie hoch die Durch-schnittskosten für den Erlass eines Steuer-bescheides pro Bezirk sind. Der Erlass einesSteuerbescheides kostete im Jahr 2010 inBerlin durchschnittlich 54,65 Euro. Am höch-sten lagen die Kosten in Zehlendorf mit 73 Euro, die geringsten Verwaltungsosten fürden Erlass hatte Friedrichshain-Kreuzbergmit 40 Euro. In die Berechung dieser Kostengehen die entstandenen Verwaltungskosten

für die Bearbeitung von Lohnsteueranmel-dungen, Umsatzsteuervoranmeldungen und-erklärungen, von Feststellungs- und Einkom-mensteuererklärungen sowie die Bearbei-tung von Rechtsbehelfen ein. Auch die Verwaltungskosten einer Betriebs-prüfung sind in der Broschüre aufgeführt. Die-se lagen 2010 im Durchschnitt bei 6.394 Euro.Die Broschüre finden Sie auf der Inter-netseite der Finanzverwaltung unterhttp://www.berlin.de/sen/finanzen/haus-halt/download/index.html.D

Nach dem erfolgreichen Volksent-
scheid über die Offenlegung der
Wasserverträge und der Initiative
des Bundeskartellamtes hat sich
nun auch die EU-Kommission in
die Diskussion um die Berliner
Wasserverträge eingeschaltet.
Der Berliner Senat muss nun Fra-
gen zu den Hintergründen der Pri-
vatisierung beantworten.un haben auch die EUWettbewerbshüter inBrüssel ein Auge auf dieTeilprivatisierungsverträge derBerliner Wasserbetriebe gewor-fen. Vor allem die den Anteilseig-nern zugesicherte Gewinngaran-tie stößt auf Interesse der Kom-mission. Die beiden Teilhaber RWE undVeolia halten zusammen 49,9Prozent der Anteile an den Berli-ner Wasserbetrieben. Bei derVerteilung von Gewinnausschüt-tungen werden sie aber gegen-über dem Land Berlin bevorzugt.Die privaten Anteilseigner habengemäß den Wasserverträgen An-spruch auf einen garantiertenGewinn. Wird dieser nicht er-wirtschaftet, muss das Land Ber-lin auf seinen Gewinnanteilverzichten oder falls dieser nichtausreicht, sogar den Landes-

haushalt belasten. Diese asym-metrische Gewinnverteilung istder Hauptkritikpunkt der EU-Kommission.Dass man sich in Brüssel mitder Berliner Teilprivatisierungbeschäftigt, ist die Folge einer Be-schwerde der Berliner Verbrau-cherzentrale und TransparencyInternational vom Sommer desletzten Jahres (Transparent be-richtete). Die Beiden Organisa-tionen hatten sich in einemSchreiben unter anderem über„rechtswidrige staatliche Beihil-

fen“ bei der Kommission be-schwert.Der Berliner Senat hat nun Ge-legenheit, auf das Schreiben zuantworten. Um die Antworten vonExperten ausarbeiten zu lassen,hat der Senat bereits zusätzlichesGeld im Hauptausschuss bean-tragt. Nicht verwunderlich, dennvon der Antwort hängt viel ab.Sollten die Fragen nicht geklärtwerden können, muss unter Um-ständen ein förmliches Prüfver-fahren seitens der EU-Wettbe-werbshüter eröffnet werden.

Senat muss Fragen zu Wasserverträgen beantworten

Post aus Brüssel

N
BroschürentippMit der 2012er Ausgabe des SteuerzahlerKompass in-formiert der Bund der Steuerzahler rund um das ThemaSteuern. Die Broschüre im handlichen Taschen-kalenderformat hält Fakten und Zahlen aus denBereichen Recht, Personal und Immobilien bereit. Der VorsorgeKompass bietet Informationenzu den verschiedenen Versicherungsformen,die im privaten Umfeld einen hohen Stellenwert haben. Im RentenKompass finden Sie hilfreiche Informationen rund umdas Thema private und gesetzliche Altersvorsorge sowie zuden Themen Immobilien, Wohn-Riester, die staat liche Förde-rung der Vermögensbildung und vieles andere mehr.Mitglieder des BdSt Berlin können die gewünschte Bro-schüre unter der Telefonnummer 030-7901070, perPost in die Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin oder im In-tenet  unter www.steuerzahler-berlin.de bestellen.
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ereits im Jahr 2007 hatteder Rechnungshof vonBerlin in seinem Jahresbe-richt mit Blick auf die Funktions-zulagen darauf hingewiesen,„dass es bei den Fraktionen er-hebliche Unterschiede hinsicht-lich des Empfängerkreises, derAnzahl der Zulagenempfängerund der Zulagenhöhe an einzelneFunktionsträger gibt.“ Auchhatte der Rechnungshof da-mals angeregt, „dass der Präsi-dent des Abgeordnetenhauses

Rahmenregelungen für die Ge-währung von Funktionszulagentrifft und sich für eine transpa-rentere Darstellung der Zulagen-zahlungen in den zu veröffent-lichenden Verwendungsnach-weisen einsetzt.“
Transparenz der Finanzierung
für den BdSt unabdingbar Da der Bund der Steuerzahlerweder solche Rahmenregelungenausfindig machen noch eine Ver-besserung der Transparenz fest-stellen konnte, hatte der Vereinden neuen Präsidenten des Ber-

liner Abgeordnetenhauses RalfWieland (SPD) im November 2011angeschrieben und danach ge-fragt, ob der Präsident derartigeRahmenregelungen bislang nochnicht getroffen habe bzw. biswann er dies ggf. nachholen wolle.In dem Schreiben wies derSteuerzahlerbund auch daraufhin, dass mit Blick auf eine Ent-scheidung des Bundesverfas-sungsgerichts aus dem Jahr 2000davon auszugehen sei, dass dieZahlung von Funktionszulagen

lediglich an die Parlamentspräsi-denten und Parlamentsvizeprä-sidenten sowie an die Fraktions-vorsitzenden verfassungskon-form sei. Allenfalls bei einemTeilzeitparlament wie in Berlinsei nach einer Entscheidung desBremer Staatsgerichtshofes ausdem Jahr 2004 auch eine Funkti-onszulage für bis zu zwei stell-vertretende Fraktionsvorsitz-ende als rechtmäßig anzusehen.Dementsprechend sei die Zah-lung von Funktionszulagen anweitere Fraktionsmitglieder ver-fassungswidrig und zwar völligunabhängig davon, ob diese un-

mittelbar aus dem Parlaments-haushalt oder mittelbar über dieFraktionskassen geleistet werden. Der Bund der Steuerzahlerhält in diesem Punkt eine deut-lich größere Transparenz für un-abdingbar, legen doch die in denVerwendungsnachweisen ausge-wiesenen Summen unter der Po-sition „Entgelte und Aufwands-entschädigungen für Fraktions-mitglieder mit besonderen Funk-tionen“ die Vermutung nahe,dass einzelne Fraktionen offen-bar Funktionszulagen an einenwesentlich größeren Empfänger-kreis zahlen, als dies verfas-sungskonform wäre.
SPD- und CDU-Fraktion
schweigenErst auf Nachfrage teilte WielandAnfang Februar 2012 mit, dass

die Anregungen des Rechnungs-hofes von seinem Amtsvorgän-ger nicht aufgegriffen wordenseien und auch er mit Hinweisauf das Fraktionsgesetz nicht ge-denke, dies zu tun. Eine perso-nengenaue Aufgliederung derEntgelte und Aufwandsentschä-digungen für Fraktionsmitglie-der mit besonderen Aufgabenhält Wieland sogar für unzuläs-sig und führt hierzu ein Rechts-gutachten für den Landtag vonMecklenburg-Vorpommern an. Ebenfalls angeschrieben hatteder Bund der Steuerzahler dieFraktionsvorsitzenden von SPD,

CDU und der Linken, Raed Saleh,Florian Graf und Udo Wolf, um zuerfahren, wie viele Fraktionsmit-glieder mit welchen Funktionenim Jahr 2010 Funktionszulagenerhalten haben. Geantwortet hatte bis Redak-tionsschluss lediglich der Frakti-onsvorsitzende der Linken, UdoWolf, der mitteilte, dass seineFraktion für die 17. Wahlperiodeeine Finanzordnung erlassen ha-be, wonach für Abgeordnete mitbesondere Funktionen die mo-natlichen Aufwandsentschädi-gungen festgesetzt worden seien.Danach erhalte der Fraktions-vorsitzende zusätzlich eine Ab-geordneten-Entschädigung, diestellvertretenden Vorsitzendenjeweils ein Drittel einer Entschä-digung sowie der parlamentari-sche Geschäftsführer die Hälfte. Alexander Kraus, Vorsitzender

des Berliner Steuerzahlerbundesbegrüßte die Bereitschaft zumehr Transparenz durch dieLinks-Fraktion und bezeichnetedie dargestellten Zulagen alsrechtlich unbedingt vertretbar. Die Fraktionsvorsitzendenvon SPD und CDU, Raed Salehund Florian Graf, mauerten hin-gegen und ließen die Anfrage desBundes der Steuerzahler Berlinunbeantwortet. Sie regiertenauch auf Nachfrage bei ihrenFraktionspressestellen nicht.Selbst der Bitte um ein Presse-foto für diesen Bericht wurdenicht entsprochen.  

Fraktionsfinanzierung - Bund der Steuerzahler bittet um Auskunft

Kartell des Schweigens bröckelt

leider keine Antwort leider keine Antwort

Abgeordnetenhauspräsident
Ralf Wieland (SPD): keine
Veranlassung, Frak#onen
einzuengen; Foto: SPD Berlin

Transparenz bei Funktions-
zulagen: Fraktionsvorsitz-
ender Udo Wolf (Linke); 
Foto: Linksfraktion

Weder Antwort noch Pressefoto: 
Die Fraktionsvorsitzenden Raed Saleh (SPD) und 
Florian Graf (CDU) antworteten auch auf Nachfrage 
des Bundes der Steuerzahler Berlin nicht.

Sonst so redselige Politiker verstummen bei Nachfragen zu den Funk-
tionszulagen für Abgeordnete mit besonderen Aufgaben. Das kollek-
tive Schweigen zu den Sonderzahlungen zusätzlich zu ihren Diäten hat
aber seinen guten Grund: Die Praxis der Funktionszulagen für Parla-
mentarier ist in Teilen rechtswidrig. Die vom Rechnungshof schon vor
Jahren kritisierte Intransparenz wird dabei sogar vom Präsidenten des
Abgeordnetenhauses gedeckt. Die Fraktionsvorsitzenden von SPD und
CDU mauern nach wie vor.  Die Linke gibt Regelung bekannt und die
Grünen beantragen eine Änderung des Fraktionsgesetzes. 

B
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Hoffnung auf eine Änderung
des FraktionsgesetzesAls besonders erfreulich be-grüßte Kraus einen Antrag derGrünen-Fraktion auf Änderungdes Fraktionsgesetzes, mit demzentrale Forderungen des Bun-des der Steuerzahler aufgegriffenwerden. Diese betreffen insbe-sondere die detailliertere Auf-gliederung der Einnahmen undAusgaben in den Verwendungs-nachweisen und deren zeitna-here Veröffentlichung, derpersonengenaue Ausweis derFunktionszulagen sowie die zins-lose Anlage von Fraktionsrückla-gen bei der Landeshauptkasse.Der Gesetzentwurf wurde am 2.Februar 2012 in erster Lesung

ohne Aussprache an die Aus-schüsse verwiesen. BdSt-Vorsitzender Kraus hatteim letzten Oktober sämtlichenBerliner Abgeordnete die Veröf-
fentlichung des Bundes der Steu-erzahler mit Vorschlägen zurNeuordnung der Fraktionsfinan-zen übersandt, worauf einzig dieGrünen-Abgeordneten Heidi 

Kosche und Benedikt Lux rea-gierten und sich daraufhin im November beim Bund der Steu-erzahler in einem persönlichenGespräch informierten. 

Die Grünen-MdA´s 
Heidi Kosche und 

Benedikt Lux sprachen
im letzten November 
mit dem BdSt-Vor-

sitzenden Alexander
Kraus (v.r.n.l.). Die 
Grünen zahlen nur 

sehr geringe 
Funktionszulagen. 

nders als der Antrag vonSPD- und CDU-Fraktionwollen die grünen Abge-ordneten ausgeschiedenen Sena-toren Übergangsgeld überhaupterst ab einer Mindestamtszeitvon sechs Monaten gewähren.Die Grünen halten selbst die tag-genaue Berechnung in Höhe dergeleisteten Amtsdauer für unan-gemessen, wie sie von den Koali-tionsfraktionen vorgeschlagenwird.  Während der Bund der Steu-erzahler diese Forderung derGrünen für übertrieben hält, be-grüßte er aber den Grünen-Vor-schlag auf Begrenzung derBezugsdauer von Übergangsgeldauf ein Jahr und schloss sich derArgumentation an, dass auchnormalen Arbeitnehmern zuge-mutet wird, sich spätestens nacheinem Jahr einen neuen Job ge-sucht zu haben.Ausdrücklich begrüßte derBund der Steuerzahler auch, dassnach dem Gesetzesantrag der

Grünen-Fraktion Übergangsgeldnur gezahlt werden soll, wenndas Amt nicht durch Rücktrittoder durch Annahme der Bitteauf Entlassung durch den Regie-renden Bürgermeister endet.Genau diese Gleichbehandlunghatte der Vorsitzende des Bun-des der Steuerzahler Berlin,Alexander Kraus, bereits im letz-ten Dezember direkt nach demverkappten Rücktritt von Mi-chael Braun nach nur elf Tagenals Justizsenator gefordert. Im Zusammenhang mit denaktuellen Anträgen im BerlinerAbgeordnetenhaus auf Änderungdes Senatorengesetzes forderteder Bund der Steuerzahler Berlinjetzt aber auch eine Diskussionüber die üppigen Ruhegehaltsre-gelungen für Senatoren.Bei einer durchschnittlichenLebenserwartung von rund 80Jahren kann ein Senatsmitgliednach der derzeitigen Rechtslagebereits mit einer nur vierjähri-gen Amtzeit Ruhegehaltszahlun-

gen von in Summe fast einer Mil-lion Euro erwarten.Nach dem Senatorengesetz hatein Senatsmitglied regulär be-reits mit Vollendung des55. Lebensjahres einen Ruhe-gehaltsanspruch von 29 Prozentseiner Amtsbezüge, sofern esdem Senat vier Jahre angehörthat. Dies entspricht einem mo-natlichen Ruhegehalt von aktuellrund 3.108 Euro. Für jedes wei-tere Jahr seiner Amtzeit steigtdas Ruhegehalt um 2,5 Prozent-punkte bis zum Höchstsatz von75 Prozent.Als besonders unangemessenbezeichnete Kraus eine Regelungim Senatorengesetz, wonach dasRuhen des Ruhegehaltsan-spruchs bis zum 55. Geburtstagsogar völlig entfalle, wenn dasSenatsmitglied eine Amtszeit vonzehn Jahren vorweisen könneoder dienstunfähig werde.Es könne nicht angehen, dassein jetzt beispielsweise 36-jähri-ger Senator nach 10 Jahren imAmt mit dann nur 46 Jahren so-fort in den Ruhestand gehenkann und dann bis an sein Le-bensende ein üppiges Ruhege-halt von 44 Prozent seinerAmtbezüge erhält, während nor-male Angestellte und Beamtenoch zwei Jahrzehnte weiterar-

beiten müssen, so Kraus. AuchSenatoren könne durchaus zuge-mutet werden, bis 65 zu arbeitenund für den Fall der Berufsunfä-higkeit wie jeder vernünftigeMensch eine Versicherung abzu-schließen. Der Bund der Steuerzahler for-dert daher, zusätzlich auch eineReform der Senatorenversor-gung in Angriff zu nehmen unddas Mindestalter für den Ruhe-gehaltsbezug an das Renten- undPensionseintrittsalter anzuglei-chen.

Abgeordnetenhaus berät in erster Lesung über Gesetzesänderung

Diskussion um Senatorengesetz geht weiter

In der letzten Ausgabe hatten wir über einen Gesetzesänderungsan-
trag der Koalitionsfraktionen zum Berliner Senatorengesetz im Abge-
ordnetenhaus berichtet. Dabei reichte dem Bund der Steuerzahler der
Vorschlag zur Neuregelung der Übergangsgelder für ausgeschiedene
Senatoren nicht aus und forderte, die Bitte um Entlassung eines 
Senators seinem Rücktritt gleichzustellen. Ein Änderungsantrag der 
Grünen-Fraktion griff eben diese Forderung auf. 

A

BroschürentippFür Steuerzahlerist es wichtig zuwissen, wie dieverschiedenenFormen  der Al-tersabsicherunge inkommen-steuerlich undsozialversiche-rungsrechtlich behandelt wer-den, und zwar sowohl in der An-sparphase als auch bei der spä-teren Auszahlung.Unsere Mitglieder können dieBroschüre Altersvorsorge und
Steuern kostenlos in der Ge-schäftstelle bestellen.
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Guter Rat ist teuer

ICC - Höhe der Sanierungskosten unklar

Das Internationale Congress Centrum soll sa-
niert werden. Der Landeshaushalt sieht für die
Arbeiten 182 Millionen Euro vor. Nach internen
Schätzungen der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung könnte eine Vollsanierung des Ge-
bäudes aber auch wesentlich teurer werden.ie teuer wird’s denn nun? Auf dieseFrage weiß anscheinend niemandeine genaue Antwort. Rot-rot hatte 2008 182 Millionen Euro als Rahmenfestgelegt. Das aktuellste Gutachten kommtzu dem Ergebnis, dass eine Sanierung auch bis zu 330 Millionen Euro kostenkönnte. Der SPD Fraktionsvorsitzende Raed Salehhat Zweifel an der Schätzung und mahnt einGutachten mit konkreten zahlen an. Bislang haben die verschiedenen Gutach-ten ca. 1,3 Millionen Euro verschlungen. Eineentgültige Entscheidung über die Zukunftdes ICC ist aber noch nicht gefallen. Dabei

sollten die Gutachten die Frage beantworten,ob das ICC saniert oder abgerissen werdenmuss. Auch ICC-Architektin Ursulina Schüler-Witte hat wenig Verständnis für die Gutach-ten-Flut der letzten Jahre. Im Halb-jahresabstand würden immer wieder neuehöhere Kosten genannt werden, die jedochkeine nachvollziehbaren Grundlagen hätten. Was wird nun aus dem ICC? Darüberherrscht Ratlosigkeit. Zur Entscheidungsfin-dung könnte beitragen … , na klar: ein Gut-

achten! Nach Angaben der Wirtschafts- ver-waltung sei daher nicht ausgeschlossen, dass weitere davon folgen. Wenn die Arbei-ten jedoch wie geplant 2014 beginnen sollen,muss bis zum Ende der Haushaltsberatun-gen für 2012/13 ein Sanierungskonzept vor-liegen. 

Das Internationale Congress Centrum
(hier links im Bild) soll saniert werden. 

Das wird teuer! Schon jetzt, bevor entgültig
über die Sanierung entschieden worden 
ist, verschlingen zahlreiche Gutachten

immense Summen. 
Bild: Messe Berlin

W
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In eigener Sache

Verwaltungsrat des BdSt Berlin wählt Dr. Kristin Brinker 

Wechsel im Verwaltungsratsvorsitz

fallen. Der Verwaltungsratsvorsitz war eine spannende Aufgabe, die mir großeFreude bereitet hat. Ich bin jedoch seit einiger Zeit beruflich und seit kurzem nunauch familiär in Düsseldorf gebunden, undsomit zeitlich und örtlich sehr starkeingeschränkt. Das lässt sich aufDauer nicht mit die-sem Amt verbinden,dass doch eine stär-kere Flexibilität undPräsenz in Berlin er-fordert. Mit

Frau Dr. Brinker hat der Verwaltungsrat abereine hervorragende, engagierte Vorsitzendegewählt, die mit allen Facetten des BerlinerVereines sowie mit den bundesweiten Ver-bandsstrukturen bestens vertraut ist. Ichbin mir daher sicher, dass der Verwaltungs-rat eine sehr gute Wahl getroffen hat. Ichwerde dem Verwaltungsrat natürlich für eineÜbergangszeit weiter zur Verfügung stehenund hierfür zunächst Mitglied in diesem Gremium bleiben. Ich danke den Mitgliedernfür ihre Unterstützung, den Verwaltungsrä-ten für ihr Engagement und natürlich HerrnKraus für seinen unermüdlichen Einsatzfür den Berliner Verein, dem ich injedem Fall nicht nur heimatlich ver-bunden bleiben werde.“
Fließende Übergabe: Rechtsanwalt 
Jan-Jacob Roeder, LL. M. gratuliert 
Dr. Kristin Brinker zur Wahl.

Der Bund der Steuerzahler Berlin e.V. hat eine
neue Verwaltungsratsvorsitzende. Das Auf-
sichtsgremium wählte in seiner letzten Sit-
zung Dr. Kristin Brinker.n seiner letzten Sitzung am 20. Januar2012 wählte der Verwaltungsrat des Ber-liner Landesverbandes einstimmig diepromovierte Architektin Dr. Kristin Brinkerzu seiner neuen Verwaltungsratsvorsitz-enden. Der bisherige Vorsitzende, Rechts-anwalt und Arbeitsrechtler Jan-Jacob Ro-eder, LL. M., hatte den Vorsitz zuvorniedergelegt. Dr. Brinker, selbstlangjähriges Vereinsmitglied, ge-hört dem Gremium bereits seit denletzten Verwaltungsratswahlen aufder Mitgliederversammlung im Dezember 2009 an. Herr Roeder, derden Vorsitz seit 2007 innehatte, be-gründete die Niederlegung wie folgt:“Dieser Schritt ist mir sehr schwer ge-

I
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Das Abgeordnetenhaus hat Kon-
sequenzen aus der nur zwölf Tage
währenden Amtszeit des Ex-Ju-
stizsenators Braun (CDU) gezogen
und mit großer Mehrheit eine Än-
derung des Senatorengesetztes
beschlossen. ie Neuregelung des Sena-torengesetzes betrifft dieRegelungen zum Über-gangsgeld für Ex-Senatoren.Künftig sollen ehemalige Sena-toren das Übergangsgeld nurnoch für die gleiche Anzahl von Monaten erhalten, die sieohne Unterbrechung im Amtwaren, maximal jedoch für zweiJahre. Bislang erhielten ehemaligeSenatsmitglieder das Übergangs-geld mindestens sechs Monatelang, wenn sie vom Regierenden

Bürgermeister entlassen wur-den. Ex-Senator Braun hatte da-gegen um um seine Entlassunggebeten und für die knapp zwei-wöchige Amtszeit ein Über-gangsgeld von rund 50.000 Eurokassiert. Der Bund der Steuer-zahler hatte sich daraufhin füreine Änderung des Senatorenge-setztes ausgesprochen. Aber nicht nur die Höhe desÜbergangsgeldes gab Anlasszur Kritik. Nach der Auffassungdes Bundes der Steuerzahler las-sen auch die Umstände unterdenen sich der Ex-Justizsenatoraus dem Amt verabschiedethatte eher an einen Rücktritt alsan eine Entlassung denken. „Esist eine Ungeheuerlichkeit, wenndie Entlassung eines Senators aufseinen eigenen Wunsch hin nichtebenso wie bei einem Rücktritt

zu einem Wegfall des Übergangs-geldes führt“, so AlexanderKraus, Vorsitzender des Bundesder Steuerzahler Berlin. Einederartige Unterscheidung macheden Ausschluss eines Übergangs-geldes bei einem Rücktritt im Senatorengesetz völlig über-flüssig. Der Bund der Steuer-zahler hatte die Abgeordnetendaher aufgefordert, dieses Hin-tertürchen unverzüglich zuschließen.Zu einer solchen Änderung des Senatorengesetzes konntensich die Abgeordneten jedochnicht durchringen. Noch immerist im Gesetz nicht genau gere-gelt, was ein Rücktritt und waseine Entlassung ist. Ein entspre-chender Änderungsantrag wur-de von der Regierungsmehrheitabgelehnt.

Änderung des Senatorengesetzes nur Teilerfolg

Abgeordnetenhaus reformiert Übergangsgeld

D

Als Mitunterzeichner eines offe-
nen Briefes der Berliner Wasser-
bürger an den Präsidenten des
Berliner Abgeordnetenhauses un-
terstützt der Bund der Steuerzah-
ler die Forderung nach der voll-
ständigen Offenlegung sämtlicher
geheimer Unterlagen im Zusam-
menhang mit der Teilprivatisie-
rung der Berliner Wasserbetriebe. lexander Kraus, Vor-standsvorsitzender desBdSt Berlin, erklärte, dasses befremdlich sei, dass nachdem „Gesetz für die vollständigeOffenlegung von Geheimverträ-gen zur Teilprivatisierung derBerliner Wasserbetriebe“, zwaralle bestehenden Verträge, Be-schlüsse und Nebenabreden einereingehenden, öffentlichen Prü-fung und öffentlichen Ausspra-

che durch das Abgeordneten-haus bedürfen, jetzt in den Aus-schüssen jedoch über die Geheim-haltung von Dokumenten disku-tiert wird. Im März hatten dieprivaten Anteilseigner Veoliaund RWE Verfassungsbeschwerdegegen das Gesetz eingelegt. Siebeanstanden eine Regelung indem Landesgesetz, nach der nichtveröffentlichte Dokumente auto-matisch unwirksam werden sol-len, als verfassungswidrige Über-schreitung der Gesetzgebungs-kompetenz auf Landesebene. Der Bund der Steuerzahler for-dert den Senat und das Abgeord-netenhaus auf, endlich Maßnah-men zu ergreifen, die horrendenWasserpreise in Berlin zu senken.Auch der Verband DeutscherGrundstücksnutzer sowie die GrüneLiga sind Unterzeichner des Briefes. 

BdSt unterstützt Initiative zu Offenlegung

Geheime Wasserverträge
Broschürentipp

Wer zu viel ge-
zahlte Steuern vom
Finanzamt zurück
haben will, muss
eine Steuererklä-
rung machen. Da
das aber oft leich-
ter gesagt als
getan ist, bietet

der Bund der Steuerzah-
ler Ratschläge und Tipps mit
den Broschüren Steuererklä-
rung 2011 und Steuererklä-
rung 2011 für Senioren. Die
Ratgeber erläutern, wie die ein-
zelnen Formulare der Steuerer-
klärung auszufüllen sind und
informieren über Ab-
zugsmöglichkeiten von
Werbungskosten, Son-
derausgaben und au-
ßergewöhnlichen Be-
lastungen. Für den
Fall, dass der Steuer-
bescheid später feh-
lerhaft sein sollte,

informieren beide
Broschüren auch
über die mögli-
chen Rechtsbe-
helfe.

Für Steuerzahler ist es wichtig
zu wissen, wie die verschiede-
nen Formen  der Altersabsiche-
rung einkommensteuerlich und
sozialversicherungsrechtlich be-
handelt werden, und zwar so-
wohl in der Ansparphase als
auch bei der späteren Auszah-
lung. Über diese Fragen infor-
miert die Broschüre Alters-
orsorge und Steuern.

Mitglieder des BdSt Berlin-
können die jeweils ge-
wünschte Broschüre kosten-
los unter der Telefon-
nummer 030-7901070, im
Internet, per E-Mail an
info@steuerzahler-berlin.de
oder per Post bestellen.
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BdSt diskutierte beim rbb über die Kosten der Unterkunft von Hartz IV-Beziehern

Mietexplosion - verdrängt aus Wohnung und Kiez?

ehr als jeder fünfte Euroim Berliner Landeshaus-halt wird für Soziallei-stungen ausgegeben. Jeder sechsteBerliner lebt von staatlichenTransferleistungen. Das kostetjährlich 4,6 Milliarden Euro, vondenen alleine 1,4 Milliarden Eurofür die Kosten der Unterkunftvon ALG2-Empfängern anfallen. Gleichzeitig werden die Forde-rungen nach höheren Bedarfs-sätzen für die Kosten derUnterkunft lauter. Der BerlinerMieterverein forderte sogar einesofortige Erhöhung um bis zu 20Prozent. Begründet werdendiese Erhöhungen mit steigen-den Mieten und Energiekosten.Die aktuell geltenden Richtwertefür angemessene Bruttowarmie-ten sind in der „Ausführungsvor-schrift Wohnen“ geregelt, kurzAV Wohnen genannt. Sie wurdenzuletzt im Jahr 2005 angepasst.Überschreitungen werden nur inbegründeten Einzelfällen undnur um bis zu 10 Prozent vomJob-Center getragen. Dies kannz.B. bei Alleinerziehenden, beimindestens 15-jähriger Wohn-dauer, bei über 60-jährigen Hilfe-empfängern oder bei Personen,die in absehbarer Zeit kosten-deckende Einkünfte haben, derFall sein. Studiogast Eva Willig, Spre-cherin der Berliner Kampagnegegen Zwangsumzüge kommen-tierte Ihren Brief der Arbeits-agentur mit den Worten: „Ichdenk´ gar nicht ´dran, ichbleibe!“. Auf den Einwand desModerators, dass es ja das Geldder Steuerzahler sei, sah sieeinen Umzug in eine günstigereWohnung als nicht gerecht-fertigt an. Sybill Klotz, grüne Sozialstadt-

rätin in Tempelhof-Schöneberg,forderte daher eine moderate Er-höhung der Richtsätze. ReinerWild, Geschäftsführer des Berli-ner Mietervereins, wurde kon-kreter und schlug für eineZwei-Personen-Bedarfsgemein-schaft die Anhebung des Richt-wertes auf 490 Euro vor. Erbegründete dies mit gestiegenen

Energiekosten und rechneteseine Forderung exemplarischanhand einer 60 Quadratmetergroßen Wohnung vor. Er er-wähnte aber nicht, dass die Woh-nung in seinem Beispiel damitimmerhin doppelt so groß wäre,wie eine Wohnung, die nach derAV Wohnen gerade noch zumut-bar wäre. Iris Spanger, Sprecherin derSPD-Fraktion für Bauen, Wohnenund Mietenpolitik,  sah hingegenkeine Verdrängung im großenStil. Nicht jeder müsse an denStadtrand, es gebe auch Woh-nungen für Hartz-IV-Empfängerin Mitte. Sie bestätigte aber auch,dass wir in einzelnen StadteilenProbleme haben. Spranger be-fürchtete bei einer Erhöhung der

Regelsätze sogar, dass die Ver-mieter die Mieten dann sofortentsprechend erhöhen würden.Davon wären dann auch diejeni-gen betroffen, die ihre Mietedurch Arbeit bezahlen, sagte dieehemalige Finanzstaatssekretä-rin. Weiterhin schlug sie vor,mehr auf die Nebenkosten abzu-stellen. Ihr Vorschlag, dass nicht

nur die Wohnungsbaugesell-schaften an landeseigene Liegen-schaften herankommen sollten,sondern auch Genossenschaftenund Private, wurde mittlerweilejedoch von Finanzsenator UlrichNußbaum weitestgehend wiedereinkassiert. Mit Blick auf die steuerlichenBelastungen des Wohnens for-derte BdSt-Vorstandschef Krausin der Sendung die Senkung derGrundsteuer sowie der Grunder-werbsteuer. Die Grundsteuerliegt in Berlin mit einem Hebe-satz von 810 Prozent besondershoch im Metropolenvergleich.Die Grunderwerbsteuer wurdekürzlich vom rot-schwarzenSenat auf fünf Prozent angeho-ben. Rechtlich möglich wäre eine

Absenkung auf 3,5 Prozent. Sozialstadträtin Klotz wider-sprach Kraus, dass es genügendWohnungen im Rahmen der AVWohnen geben würde. Es träfeeinfach nicht zu, es sei einfachnicht wahr, dass es noch ausrei-chend Wohnungen gebe, sagtesie weiter. Der BdSt-Vorsitzendehatte zuvor davon berichtet, dasser mehrere hundert Wohnungenim Internet und bei den landes-eigenen Wohnungsbaugesell-schaften gefunden hätte, die dieKriterien der AV Wohnen ein-hielten. Entsprechende Listen hat derBund der Steuerzahler mittler-weile an die Bezirksstadträtin

gesandt und auch interessiertenHartz-IV-Empfängern zur Verfü-gung gestellt, die sich vereinzeltan den Verein gewandt hatten.Wie in der Sendung von Krausausgeführt, liegen diese Woh-nungen allerdings nicht unbe-dingt in den begehrten Innen-stadtlagen und orientieren sichstreng an den Zumutbarkeitskri-terien der AV Wohnen.  Auch relativierte Kraus die ab-solute Nachfrage nach Wohn-raum. Von den 65.000 an-geschriebenen Bedarfsgemein-schaften hätten 2011 gerade ein-mal 1.300 umziehen müssen.Weitere 1.000 hätten die Kostender Unterkunft beispielsweisedurch Untervermietung senkenkönnen. Rund ein Drittel der

In Berlin leben 590.000 Hartz-IV-Bezieher in rund 320.000 Bedarfsgemeinschaften. 100.000 von ihnen
müssen mehr Miete aufbringen, als ihnen das Job-Center bezahlt. 65.000 Bedarfsgemeinschaften haben
daher im letzten Jahr von den Job-Centern eine Aufforderung erhalten, die Kosten ihrer Unterkunft zu
senken oder umzuziehen. Der Wunsch bei steigenden Mieten im eigenen Kiez bleiben zu können kollidiert
mit den rasant steigenden Sozialausgaben im Berliner Landeshaushalt. Alexander Kraus, Vorsitzender des
BdSt Berlin forderte in der rbb-Sendung „Klipp & Klar“ die Senkung der Grundsteuer sowie der Grunder-
werbsteuer, um die Kosten des Wohnens zu senken und Eigentumsbildung zu fördern. Er hielt aber auch die
Außenbezirke für zumutbare Wohngegenden. 

M

Alexander Kraus, Vorsitzender
des Bundes der Steuerzahler 

Berlin, diskutierte gemeinsam
mit Iris Spranger (SPD), Frakti-

ons-Sprecherin für Bauen, 
Wohnen und Mietenpolitik, 
Sibyll Klotz (Bündnis 90/Die

Grünen), Stadträtin für Soziales
Tempelhof-Schöneberg und 

Reiner Wild, Geschäftsführer des
Berliner Mietervereins (v.l.n.r.),

über die Berliner
Wohnungspolitik.
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Sind Berlins Bezirke unterfinanziert?

Bezirke schließen 2011 mit Jahresüberschuss ab

Die Berliner Bezirke haben das
Haushaltsjahr 2011 mit einem po-
sitiven Gesamtergebnis abge-
schlossen. Damit relativieren sich
die Forderungen der Bezirke nach
einer höheren finanziellen Aus-
stattung. Der Finanzsenator wei-
gert sich unter diesen Um-
ständen, den Bezirken die von den
Regierungsfraktionen geforderten
Mittel bereitzustellen. ie Zwölf Berliner Bezirkehaben im vergangenenJahr weniger ausgegebenals der Senat ihnen zugewiesenhat. In der Summe weisen alleBezirke für das Jahr 2011 einenJahresüberschuss von 19,3 Mil-lionen Euro aus. Dieses Ergebnissetzt sich zusammen aus einemDefizit der Bezirke Treptow-Köpenick, Friedrichshain-Kreuz-berg und Steglitz in Höhe von 8,2 Millionen Euro und demÜberschuss der restlichen Be-zirke in Höhe von 27,5 MillionenEuro. Nach Angaben der Finanzver-waltung handelt es sich beimJahresabschluss 2011 um denbesten seit dem Jahr 2005. Dieswirke sich auch auf den Schul-denstand der der Bezirke aus.Erstmals seit dem Jahr 2001 weisen sie in der Summe wiederein Guthaben auf. Dieses beläuftsich auf 4,4 Millionen Euro. ImJahr 2003 lag die Verschuldungder Bezirke noch bei 115,1 Mil-

lionen Euro. Betrachtet mandie Bezirke jedoch einzeln, ergibtsich ein anderes Bild: Der BezirkPankow hat 24,5 Millionen EuroSchulden, Marzahn-Hellersdorf23,4 Millionen Euro, Spandau16,8 Millionen Euro und Mitte6,6 Millionen Euro Schulden angesammelt. Diese Bezirkemüssen auf der Grundlage vonKonsolidierungskonzepten ihreAltschulden schrittweise ab-bauen. Die im Jahr 2011 erziel-ten Überschüsse werden daherfür die Schuldentilgung einge-setzt.Nach Angaben von Finanzse-nator Nußbaum (parteilos) be-stätigen die Zahlen des Jahres-abschlusses, dass die den Bezir-ken zugewiesenen Mittel ausrei-chend sind. Der aktuelleHaushaltsentwurf 2012/13 weistden Bezirken zum Ausgleich ge-stiegener Kosten in der Summe186 Millionen Euro zusätzlich zu.Zum Beginn der Legislaturperi-ode hatten die Regierungsfrak-tionen den Bezirken weitere 50Millionen Euro versprochen. Obdiese gezahlt werden, hängt vomBeschluss des Abgeordnetenhau-ses ab. Die Bezirke haben die Fi-nanzspritze in Ihren Etat-planungen jedoch bereits be-rücksichtigt. Bleibt zu hoffen,dass die Parlamentarier bei ihrerEntscheidung Berlins Schulden-berg von fast 63 Milliarden Euronicht außer Acht lassen. 
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Jahresergebnis 2011

Schulden und Guthaben der Bezirke
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Schulden/Guthaben 2011
Schulden/Guthaben 2010
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D

Die Finanzierung der BezirkeSeit dem Jahr 1995 verfährt man bei der Bezirksfinanzierung nachdem Globalsummenprinzip. Die Senatsverwaltung für Finanzen weistden Bezirken jährlich eine Globalsumme zu, auf deren Basis die Be-zirke eigenverantwortlich einen Haushaltsplan aufstellen. Basis fürdie Berechung der Globalsumme ist die sogenannte Budgetierung.Diese basiert auf den von den Bezirken erbrachten Dienstleistungen.Für alle Verwaltungsprodukte, die gegenüber der Öffentlichkeit er-bracht werden, wie beispielsweise die Ausstellung eines Passes, er-mittelt die Finanzverwaltung die mittleren Verwaltungskosten(Medianpreis). Das ermittelte Budget wird den Bezirken zugebilligt.Bezirke, die geringere Produktkosten haben, den Personalausweisalso mit geringeren Verwaltungskosten erstellen können, dürfen denDifferenzbetrag zwischen zugewiesenem Budget und tatsächlichenKosten behalten. Bezirke, deren Verwaltungskosten höher sind alsder Medianpreis, werden durch die Budgetierung gezwungen sein,entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, um ihre Wirtschaftlichkeitzu verbessern.

angeschriebenen Haushalte wären unter dieHärtefallregelung gefallen und hätten ersteinmal überhaupt nicht handeln müssen.Grundsätzlich hielt es Kraus für Hartz-IV-Empfänger auch für zumutbar, in der Stadtzehn Kilometer weit umzuziehen, wenn dieaktuelle Wohnung tatsächlich erheblich zuteuer ist. Weiterhin regte Kraus auch einen effizien-teren Wohnflächenverbrauch an, sah aberdurchaus auch die Notwendigkeit zu einergewissen Steigerung der Richtsätze nach sie-ben Jahren. Bedenken äußerte Kraus jedochim Zusammenhang mit der Förderung dessozialen Wohnungsbaus. Das einzige, wasdabei herausgekommen sei, sei gewesen,dass sich ein paar Bauunternehmer und Po-
litiker gesundgestoßen hätten, sagte Kraus.So wie es in den letzten Jahrzehnten gehand-habt worden sei, hätte es wahnsinnig vielGeld gekostet. Mit Blick auf die Schulden-

bremse, die Verschuldung und die drohen-den Pensionsverpflichtungen werde das in Zukunft auch einfach nicht mehr mög-lich sein. 

Der Vorstandsvorsitzende
des Bundes der Steuer-
zahler Berlin forderte 
in der Sendung Klipp & 

Klar auch die Senkung der
Grundsteuer in Berlin. 
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Hausbesitzer müssen nicht mehr zahlen

Berlin schafft Straßenausbaubeitragsgesetz wieder ab

Teilweise sogar über 10.000 Euro sollten
Hausbesitzer in Berlin für den Ausbau von an
ihren Grundstücken angrenzende Straßen zah-
len. Die Grundlage hierfür, das Straßenaus-
baubeitragsgesetz, hatte der rot-rote Senat
im Jahr 2006 nach dem Beispiel anderer Bun-
desländer eingeführt. Wie im Koalitionsver-
trag vereinbart, schafft der amtierende
rot-schwarze Senat das Gesetz nun wieder ab.as Straßenausbaubeitragsgesetz hattebei den betroffenen Berlinerinnen undBerlinern zu heftigen Protesten ge-führt. Denn neben den hohen Summen, diedie Anlieger zahlen mussten, fehlte oftmalsauch ein Mitspracherecht. In einigen Fällenwurden einfache Anliegerstraße teuer luxus-saniert und die Bewohner dafür zur Kassegebeten. In Lichtenrade mussten die Anwoh-ner des stark frequentierten KirchhainerDamms nicht nur ein Stück Ihres Grundstük-

kes hergeben, sondern gleichzeitig auch nochviel Geld für den Ausbau zahlen. Nach dem Gesetz sieht die Kostenbeteili-gung bisher noch so aus: Anwohner von An-liegerstraßen müssen sich zu 65 Prozent,Hausbesitzer an Hauptverkehrsstraßen zu25 Prozent an den Kosten der Fahrbahner-neuerung beteiligen. Auch für Radwege undParkbuchten sowie Parkstreifen wurden dieAnwohner anteilig zu Kasse gebeten. Vondiesen Regelungen waren 206 Straßen inBerlin betroffen. Noch vor der Sommerpause will der Senatdie Abschaffung des Gesetzes endgültig be-schließen. Dann haben auch die Anlieger, dieseit 2006 bereits Straßenausbaubeitragsge-bühren gezahlt haben, einen Anspruch aufRückzahlung der entrichteten Beiträge. Dieentsprechenden Anträge sind dann bei demBezirksamt zu stellen, das den ursprüngli-chen Bescheid erlassen hat. 

D
Das Straßenausbaubeitragsgesetz wird ab-
geschafft. Hauseigentümer sollen in Zukunft

nicht mehr für Straßenbauarbeiten 
zur Kasse gebeten werden.
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der Kraus (verantw.), Dipl.-Volksw. Steffen Bernitz Verlag:  BdSt Steuerzahler Service GmbH, Wiesbaden Druck: apm AG, Kleyerstraße 3,
64295 Darmstadt Abdruck: nur mit Quellenangabe Redaktionsschluss: 26.03.2012 Bildnachweis: Bild Seite 4: Mario de Mattia/pixelio.de

Mitgliederversammlung 2012

Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. am
Freitag, dem 15. Juni 2012 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konferenzsaal der
GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg, sind
alle Mitglieder herzlich eingeladen.

TTaaggeessoorrddnnuunngg

1. Eröffnung und Begrüßung

1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung
1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
1.3. Grußworte

2. Geschäftsbericht 2011 und Ausblick 2012

3. Jahresabschluss 2011

3.1. Bericht über den Jahresabschluss 2011 
3.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 2011
3.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 2011
3.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2011

4. Mitgliederanträge

5. Sonstiges

Der Bericht des Wirtschaftsprüfers zum Jahresabschluss 2011 liegt zur Einsichtnahme
durch die Vereinsmitglieder ab Anfang Juni in der Geschäftsstelle des Bundes der
Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) aus. Um vorherige 
Terminvereinbarung unter Tel. 030-7901070 wird gebeten.

Broschürentipp

Die Broschüre “Die Steuer-
prüfung” erläutert die
Rechte und Pflichten des
Steuerzahlers im Rahmen
einer Betriebsprüfung (Au-
ßenprüfung). Sie schil-
dert den Ablauf der Be-
triebsprüfung und nennt
die rechtlichen Grund-
lagen, auf denen die
Prüfung aufbaut. 

Die Broschüre ist für Mitglieder kostenlos und
kann in der Geschäftsstelle bestellt werden.

Mitgliedervorteile
Auf der Internetseite www.steuerzahler-ber-
lin.de finden Mitglieder des Vereins zahlrei-
che Tipps und Informationen. Neben der
umfangreichen Ratgeberreihe haben die
Mitglieder Zugang zu den aktuellen The-
men der Info-Reihe, zu ausgewählten Bro-
schüren sowie zu den Archiven der
Zeitschrift “Der Steuerzahler” und der Ber-
liner Landesbeilage. Weiterhin finden Sie
auf der Seite die exklusiven Sonderkondi-
tionen für Mitglieder.
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er Wahlausschuss am Fi-nanzgericht Berlin-Bran-denburg in Cottbus hat am28. Februar 2012 AlexanderKraus zu einem von über 200 ehrenamtlichen Richtern am Finanzgericht gewählt. Die Wahl-periode hat am 1. April begonnenund dauert fünf Jahre. Der Vor-standsvorsitzende des BerlinerSteuerzahlerbundes gehört da-

angelegenheiten, soweit die Abgaben der Gesetzgebung des Bundes unterliegen unddurch Bundesfinanzbehördenoder Landesfinanzbehörden ver-waltet werden. Der ehrenamtli-che Richter wirkt bei dermündlichen Verhandlung undder Urteilsfindung mit den glei-chen Rechten wie der Richtermit. 

D

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
62 .787 .249 .26362 .787 .249 .263

17 .99017 .990
Stand: 01.05.2012, 0.00 Uhr

mit dem 14. Senat an, der Verfahren betreffend Erbschaft-und Schenkungssteuer sowieZweitwohnungssteuer bear-beitet.Nach der Finanzgerichtsord-nung entscheiden die Senate in der Besetzung mit drei Rich-tern und zwei ehrenamtlichenRichter in öffentlich-rechtlichenStreitigkeiten über Abgaben-

Finanzgericht Cottbus

BdSt-Vorstand wird ehrenamtlicher Richter

Defizit und Nettokreditaufnahme fallen geringer aus

Berichte an den Stabilitätsrat

Das Land Berlin hatte sich im De-
zember des letzten Jahres gegen-
über dem Stabilitätsrat, ver-
pflichtet, halbjährlich Bericht
über die Fortschritte bei der Kon-
solidierung des Landeshaushaltes
zu erstatten. Der erste Bericht
dieser Art wurde auf Vorlage von
Berlins Finanzsenator Nussbaum
(parteilos) Ende April beschlos-
sen. ach gegenwärtigen Pla-nungen des Finanzsenat-ors wird die Nettokredit-aufnahme im Berliner Landes-haushalt in den Jahren 2012 und2013 um jeweils rund 160 Mil-

lionen Euro niedriger ausfallenals im Sanierungsprogramm2012 bis 2016 festgelegt wordenwar. Dies geht aus dem Sanie-rungsbericht des Landes Berlinsan den Stabilitätsrat hervor. DerBericht zeigt auf, welche Ände-rungen nach der Regierungsneu-bildung eingetreten sind undberücksichtigt die Ergebnisseder November-Steuerschätzungund die Erhöhung der Grunder-werbsteuer zum Anfang April2012.Berlin erstattete dem Stabili-tätsrat, einem gemeinsamen Gre-mium des Bundes und derLänder zur Vermeidung von

Haushaltsnotlagen, auch Berichtüber den Stand seiner Konsoli-dierungsbemühungen. Nach die-sem Konsolidierungsberichtbeträgt das strukturelle Defizitder Hauptstadt zum Ende desHaushaltsjahres 2011 1,2 Milli-arden Euro. Damit hält Berlin dievereinbarten Obergrenzen ein.Die Einhaltung der Grenze ist dieVoraussetzung für den Erhaltvon Konsolidierungshilfen desBundes in Höhe von jährlich 80Millionen Euro bis zum Jahr2020. Bis dahin muss das Landsein strukturelles Defizit des Jah-res 2010 jährlich um ein Zehntelabbauen.
N

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Falls Sie Ihre Steuererklärung
noch nicht abgegeben haben oder
diese durch Ihren Steuerberater
anfertigen lassen, wird es lang-
sam höchste Zeit für Sie. uf Seite 4 dieser Landes-beilage in „Der Steuer-zahler“ finden Sie daher

die Bestellmöglichkeit für unsereBroschüren zur Steuererklärung2011. Aber schauen Sie auch malwieder auf der Webseite des Ber-liner Landesverbandes vorbei.Dort können Sie diese einfachauch herunterladen. Und wirhaben die Inhalte jetzt nochübersichtlicher gestaltet, so dass

Sie vielleicht noch die eine oderandere zusätzliche steuerlicheAnregung finden können. Besuchen Sie uns auf www.steuerzahler-berlin.de 
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.A
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Das Bundeskartellamt hat die
Berliner Wasserbetriebe erneut
abgemahnt. Bereits im Dezember
hatten die Wettbewerbshüter eine
erste Abmahnung versandt. Zwi-
schenzeitlich sind seitens des
Bundeskartellamtes weitere
Nachermittlungen erfolgt. Von
den Wasserbetrieben wird nun
verlangt, die Preise künftig noch
stärker zu senken, als ursprüng-
lich verlangt.ass die Preise für Trink-wasser in der Hauptstadtzu hoch sind, ist in Berlinallseits bekannt. Die Teil-privatisierung der Berliner Wasserbetriebe und die den An-teilseignern RWE und VeoliaWasser zugesicherten Gewinn-garantien haben die Wasser-

preise in den letzten Jahren indie Höhe getrieben. Seit 1999sind die Preise für Trinkwasserin der Hauptstadt um ein Drittelgestiegen. In einer ersten Abmahnungvom Dezember 2011 hatte dasBundeskartellamt Preissenkun-gen bis 2014 um durchschnitt-lich 19 Prozent von denWasserbetrieben gefordert. Nunlegten die Wettbewerbshüternoch eins drauf: Das Bundeskar-tellamt fordert den Versorgernun auf, die Wasserpreise nochstärker zu senken, im Jahr 2012um durchschnittlich 21 Prozentgegenüber dem Jahr 2010 und inden Jahren 2013 bis 2015 umdurchschnittlich 20 Prozent. DieWasserbetriebe werden damitzu einer Erlösabsenkung von ins-

gesamt 292 Millionen Euro ver-pflichtet. Nach Angaben der Bonner Be-hörde seien die Wasserpreisein den Vergleichsstädten Ham-burg und München im letztenJahr teilweise gesenkt wor-den, und nicht gestiegen, wie von den Berliner Wasserbetrie-ben in einer Stellungnahme be-hauptet. Weiterhin hatte dasBundeskartellamt bei der erstenAbmahnung zugunsten des Berliner Versorgers berücksich-tigt, dass für die Sanierung des Berliner Ost-Wassernetzes außerordentliche Investitionennotwendig waren. Die Nacher-mittlung habe nun ergeben, dassZuschüsse, die für die Investitio-nen gewährt wurden, von den Wasserbetrieben fälschli-

cherweise nicht von den eigenenKosten getrennt mitgeteilt wur-den. Berlins ehemaliger Wirt-schaftssenator Harald Wolf(Linke) hatte im Jahr 2010 einPrüfverfahren beim Bundeskar-tellamt angestoßen. Daraufhinhatten die Wettbewerbshüter dieBerliner Wasserpreise mit den-en vergleichbarer Städte inDeutschland verglichen. Das Er-gebnis der Prüfung flatterte denWasserbetrieben im Dezember2011 zu, mit dem das Bundes-kartellamt verlangte, vom Ver-sorger die Preise in den kom-menden Jahren zu senken. Auf die nun zweite Abmah-nung hatten die Berliner Wasser-betriebe bis zum 29. April 2012Gelegenheit zur Stellungnahme.

Wasserpreise sollen um 20 Prozent sinken

Bundeskartellamt verschärft Druck

D

Hohe Wasserpreise

BdSt wirft Senat vorsätzliche Untätigkeit vor

Die Berliner Wasserbetriebe haben im April
auf ihrer Bilanzpressekonferenz die Ergeb-
nisse für 2011 vorgestellt. Trotz sinkendem
Gewinn sind von 1.193 Millionen Euro Umsatz
immerhin noch 232 Millionen Euro Gewinn
übrig geblieben. Mit einer Umsatzrendite von
fast zwanzig Prozent übertreffen die Berliner
Wasserbetriebe die übrige Wirtschaft fast um
den Faktor vier. Nur in der Schattenwirtschaft
lässt sich noch mehr verdienen. er Vorsitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin, Alexander Kraus, hatdaher dem Berliner Senat vorsätzlicheUntätigkeit bei dem Versuch einer Senkungder Berliner Wasserpreise vorgeworfen. Of-fenbar sei der heutigen großen Koalitionnicht sonderlich daran gelegen, die Fehlerder damaligen großen Koalition bei der Teil-privatisierung 1999 zu korrigieren unddamit aufzuklären, sagte Kraus. Mit seiner Zurückhaltung in Sachen Was-serpreis mache sich der rot-schwarze Senatzudem zum Anwalt der privaten Investorensowie der damaligen Regierung und verratedamit seine Verantwortung für die öffentli-che Daseinsvorsorge gegenüber den BerlinerBürgern.Eine Umsatzrentabilität der Berliner Was-

serbetriebe von 19,5 Prozent im Jahr 2011zeige überdies deutlich, mit welchem Preis-aufschlag die Gebührenzahler indirekt zur Fi-nanzierung früherer Defizite imLandeshaushalt beitragen. Den Senat for-derte Kraus daher auf, diese rechtswidrige
Verlagerung der Finanzierungskosten vonHaushaltslöchern auf die Gebührenzahlerunverzüglich zu beenden. Weiterhin erwarte er vom Senat genausowie von den Mitgliedern des Abgeordneten-hauses Maßnahmen zur rechtlichen Aufar-beitung der Hintergründe bei der damaligenTeilprivatisierung. Es könne schließlich nichtangehen, dass damals derart massiv zu Un-gunsten der Bürger entschieden worden istund heute niemand mehr die Frage nach derVerantwortung hierfür stellen will, so Krausweiter. D
Broschürentipp

Broschüre
Auto und SteuernDie Broschüre “Auto undSteuern” informiert Autobe-sitzer über die Steuern, dierund um das Fahrzeug an-fallen und über die Möglichkei-ten, Kosten steuersparend bei derSteuererklärung anzusetzen, wenn das Fahrzeug für notwendige Fahrten des Ar-beitnehmers oder Selbständigen ein-gesetzt wird.
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Abgeordnetenhaus entscheidet im Juni

Entwurf zum Berliner Doppelhaushalt 2012/13

Mehrkosten bei Deutschlands teuerster Autobahn

A100 wird teurer

Voraussichtlich am 14. Juni sollen die Mitglie-
der des Berliner Abgeordnetenhauses über
den Entwurf zum Doppelhaushalt für die Jahre
2012 und 2013 entscheiden. Auf 3.234 Seiten
werden feinsäuberlich die geplanten Ausgaben
des Landes Berlin für dieses und das nächste
Jahr aufgelistet. Wer sich an diesen Papier-
berg herantraut, kann Erstaunliches herausle-
sen. o findet man bei den kulturellen Ange-legenheiten im Einzelplan des Regie-renden Bürgermeisters Zahlen zu denkonsumtiven Transferzahlungen an Kultur-einrichtungen. An der Spitze stehen mit über120 Millionen Euro jährlich die Opern. Dassind immerhin 35,08 Euro pro Einwohnervon Berlin, vom Säugling bis zum Greis. Ge-messen an den Besucherzahlen von 2010wird damit jede verkaufte Opernkarte mit178,78 Euro bezuschusst. Für die Theater sind jährlich über 100 Mil-lionen Euro vorgesehen, was mehr als 29Euro pro Einwohner ausmacht. Für die ein-zelne Theaterkarte sind das immerhin nochknapp 69 Euro, die das Land oben auf denEintrittspreis drauflegt. 

Die Museen sollen jährlich über 60 MillionenEuro und die Orchester jährlich über 37 Mil-lionen Euro erhalten. Jeder Museumsbesuchwird also mit gut 7 Euro und jeder Orche-sterbesuch sogar mit rund 75 Euro bezu-schusst. Für die Opern, Theater, Museen und Orche-ster werden also allein nur für die konsumti-ven Transferzahlungen jährlich rund 93 Europro Einwohner aus Steuermitteln zu den Ein-trittspreisen zugeschossen. Insgesamt belau-fen sich die geplanten Ausgaben fürkulturelle Angelegenheiten in den Jahren2012 und 2013 auf zusammen über 829 Mil-lionen Euro. Einer breiten Öffentlichkeit weithin unbe-kannt ist auch die Höhe der Zuschüsse an dieKirchen. Diese haben einen Anspruch aufStaatsleistungen als verfassungsrechtlich ge-schützten Ausgleich für Säkularisierungsent-eignungen, die immerhin vor über 200Jahren stattgefunden haben. Die katholische Kirche erhält z.B. gut 3 Mil-lionen Euro und die evangelische Kirche 7,7Millionen Euro jährlich. Die jüdische Ge-meinde erhält sogar 10,1 Millionen Eurojährlich an Zuschüssen. Der Religions- und

Weltanschauungsunterricht wird jährlichzudem zu 90 Prozent der Kosten mit fast 48,5Millionen Euro bezuschusst. Die Gesamtaus-gaben für Leistungen an die Kirchen, Religi-ons- und Weltanschauungsgemeinschaftenbelaufen sich auf rund 74 Millionen Eurojährlich. Für das Berliner Abgeordnetenhaus sindjährlich über 39 Millionen Euro an Gesamt-ausgaben vorgesehen. Davon sind für die ak-tuellen Abgeordneten in diesem Jahr 12,5Millionen Euro und im nächsten Jahr gut 11Millionen Euro vorgesehen. Hinzu kommendie Versorgungsbezüge von jährlich über 6Millionen Euro  für die ehemaligen Abgeord-neten. Insgesamt belaufen sich die Ausgaben nachdem Haushaltsentwurf im Jahr 2012 auf21.989 Millionen Euro. 2013 sollen diese um0,5 Prozent auf 22.107 Millionen Euro an-steigen. Die größten Ausgabenblöcke ma-chen die „konsumtiven Sachausgaben“ mit52 Prozent gefolgt von den Personalausga-ben mit 31 Prozent aus. Jeden zehnten Euroverschlingt der Schuldenberg an Zinsen. Den Entwurf des Berliner Doppelhaushaltesfinden Sie unter: http://bit.ly/I9bAxD

S

Der geplante Weiterbau der A100 wird sich
verteuern. Nach einer Kalkulation des Bun-
desrechnungshofes erhöhen sich die Bauko-
sten um 55 Millionen Euro. Als Grund nannten
die Rechungsprüfer gestiegene Bau- und
Grunderwerbskosten.er geplante Ausbau der A 100 von Neukölln bis zum Treptower Park ver-teuert sich nach bisherigen Schätz-ungen auf 475 Millionen Euro. Dieursprünglich geschätzten Baukosten in Höhevon 420 Millionen Euro waren im Jahr 2007ermittelt worden.Grund für die Kostensteigerung seien ge-stiegene Grunderwerbs- und Baukosten. Be-rücksichtigt man dazu noch die Planungs-

kosten, so würden die Gesamtkosten für das3,2 Kilometer lange Autobahnstück bei ins-gesamt einer halben Milliarde Euro liegen, soder verkehrspolitische Sprecher der Grünenim Abgeordnetenhaus, Harald Moritz. Damitwird das geplante Autobahnteilstück zuDeutschlands teuerster Autobahn.Der Bundesrechungshof sieht weitere Kostenrisiken beim Beseitigen von belaste-tem Boden, möglichen Entschädigungszah-lungen an Grundstückseigentümer undweiteren Baupreissteigerungen bis zum Be-ginn der Arbeiten.Auch die zuständige Senatsverwaltunggeht mittlerweile von steigenden Kosten ausund hat 461 Millionen Euro ermittelt, um denWeiterbau zu finanzieren.
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Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
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Bitte ziehen Sie den jährlich fälligen
Mitgliedsbeitrag bis auf Widerruf vom
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Ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Jahresbeitrag beträgt 55 Euro und beinhaltet den kostenlosen Bezug der Mitgliederzeitschrift „Der Steuerzahler“. Die Mitgliedschaft ist jährlich mit einerFrist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.  

Karte ausfüllen und im Fensterumschlag an:

Per Fax an 030-7924015 oder 
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Broschürentipp

Bis zum Ende des Monats Maimuss die Einkommensteuerer-klärung oder Antragsveranla-gung beim Finanzamt ab-gegeben werden. Damit Sieschnell und ohne Probleme alleFormulare richtig ausfüllen, bie-tet der Bund der SteuerzahlerBerlin Ihnen mit den Broschüren„Steuererklärung 2011“ und „Steu-ererklärung 2011 für Senioren“eine kleine Hilfestellung. Mitgliederdes Bundes der Steuerzahler könnendie gewünschte Broschüre kostenlosauf der Homepage des Vereins, perMail an info@steuerzahler-berlin.deoder unter der Telefonnummer 030-7901070 bestellen. 
SStteeuueerreerrkklläärruunngg  22001111Auf 56 Seiten erklärt die Broschüre umfas-

send und leicht verständlich, wiedie Formulare für die Steuererklä-rung 2011 auszufüllen sind. Dabeiwird zunächst erläutert, welcheFormulare vom Finanzamt siebenötigen, wo was einzutragenist und welche Unterlagen Sieden Formularen beifügen müs-sen. Im zweiten Teil werdenausführlich die Werbungsko-sten erläutert, im dritten Teilgeht es um die Sonderausga-ben, es folgen Vorsorgeauf-wendungen und außer-gewöhnliche Belastungen.Auch haushaltsnahe Dienstleistun-gen und die Anlage Kind werden aus-führliche erklärt. Den Abschluss bildet derachte Teil, in dem informiert wird, was zutun ist, wenn der Steuerbescheid fehlerhaftist, und was sich hinter den Rechtsbehelfenverbirgt.

SStteeuueerreerrkklläärruunngg  22001111  ffüürr  
SSeenniioorreennAuf 63 Seiten erklärt dieBroschüre zunächst, wel-che Rentner überhaupteine Steuererklärung ab-geben müssen. An-schließend wird de-tailliert dargestellt,welche Formulareauszufüllen sind,welche Abzugs-mögl ichkeitendie Rentnerhaben, welche Be-lege erforderlich sind, wiedie Anlage R auszufüllen ist undvieles mehr. Nicht zuletzt erfährt der Leserauch, was zu tun ist, wenn der später einge-hende Steuerbescheid des Fianazamtes fehlerhaft ist.

Achtung Frist beachten!

Broschüren zur Steuererklärung 2011

Die Interessen der Steuerzahler durchsetzen heißt, sich gemeinsam zu engagieren, um den nötigen Druck auf die Politik zu erzeugen. Daher ist

jede Mitgliedschaft im BdSt wichtig. Sie ist die Basis für den Erfolg und die Unabhängigkeit des Bundes der Steuerzahler. Um unser Gewicht

auch künftig in die öffentliche Diskussion einbringen zu können, brauchen wir vor allem eines: Noch mehr Mitglieder. Sprechen Sie Freunde und

bekannte  für eine Mitgliedschaft im BdSt an! Für ein neu geworbenes Mitglied erhalten Sie einen Jahresbeitrag gutgeschrieben. 

Diese Antwortkarte können Sie einfach ausgefüllt direkt an die 030-792 40 15 faxen oder Sie schicken sie uns im Fensterumschlag zu.

Aktion Mitglieder werben Mitglieder
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ch möchte zwar nicht behaup-ten, dass ich selbst irgendwel-che tiefschürfenden Kennt-nisse im Bereich der Flughafen-planung hätte oder auch nur an-satzweise wüsste, was man beieinem solchen Milliardenprojektso alles beachten muss. Aberdafür gibt es ja schließlich auchhoch bezahlte Spezialisten, diesich mit solchen Dingen haupt-beruflich beschäftigen! Immer-hin weist der Beteiligungsberichtfür die beiden Geschäftsführerder zuständigen Flughafen Ber-lin-Schönefeld GmbH für das Jahr2010 Jahresgehälter von546.000 Euro bzw.289.000 Euro aus. Heute, genau vier Jahrespäter, stehen wir ebengenau vor dem schon da-mals befürchteten Super-gau: Der Flughafen isttrotz eines schon einmalverschobenen Eröff-nungstermins noch im-mer nicht fertig. Dabeihatten schon 2011 Skepti-ker in den Medien ge-barmt, dass die Bau-arbeiten nie und nimmerpünktlich fertig sein wer-den. ChefkontrolleurKlaus Wowereit hatte aufsolche Äußerungen je-doch gebetsmühlenartig immerwieder einen Flughafenstart fürden 3. Juni 2012 versprochen, biszuletzt. Gastronomen, Einzelhandel,Hotels und nicht zuletzt die Flug-

gesellschaften haben sich aufWowereits Wort verlassen, dis-poniert, investiert und Mitarbei-ter eingestellt. Sie sehen sichjetzt hohen Ausgaben bei aus-bleibenden Umsätzen ausgesetzt. Hinter vorgehaltener Handsprechen Insider bereits von Ko-sten in Höhe von 50 MillionenEuro pro verschobenen Monat.Ob BER am 17. März 2013 wirk-lich betriebsbereit sein wird,steht jetzt noch in den Sternen.Jedenfalls muss ich davon ausge-hen, dass zum Schluss die Kostenan den Gesellschaftern der Flug-hafengesellschaft hängen bleiben

werden. Neben der Bundesrepu-blik Deutschland und dem LandBrandenburg wäre damit auchdas Land Berlin mit seiner Betei-ligung in Höhe von 37 Prozent ander Flughafen Berlin-Schönefeld

GmbH erheblich betroffen, d.h.die Steuerzahler. Deshalb habe ich auch eineschnelle und lückenlose Aufklä-rung über die Kosten, die nachder Verschiebung der Eröffnungdes Flughafens Berlin-Branden-burg auf die Steuerzahler zu-kommen könnten, gefordert.Schnell aufgeklärt werden mussauch, wer Informationenüber die drohende Verzö-gerung bis zuletzt zurück-gehalten hat und damit zudem immensen Scha-densumfang überhaupterst beigetragen hat.Verlass ist letztlichdoch nur auf eines: Ko-sten- und Zeitrahmenwerden bei öffentlichenBauprojekten immer ge-sprengt. Mit einer gehöri-gen Portion Skepsis zupolitischen Lippenbe-kenntnissen liegt mandaher eigentlich immerrichtig. Leider!Dennoch einen guten Flugwünscht
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Bereits im Juni 2008 hatte ich in einer Presseerklärung mit dem Titel
„BdSt warnt Flughafenplaner vor geschönten Prognosen“ den enga-
gierten Zeit- und Kostenrahmen mit großer Skepsis betrachtet und in
Wowereits damaligen Aussagen Informationen dazu vermisst, welche
Mechanismen im Falle von Verzögerungen greifen würden. Dem Berliner
Steuerzahler werde heute Sand in die Augen gestreut und Klaus Wo-
wereit scheue sich davor, konkrete Maßnahmen zu nennen, die mögli-
che Pannen finanziell auffangen können, hatte ich damals gesagt.
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Broschürentipp

SStteeuueerrnn  rruunndd  uummss  HHaauussMit dem Eigentum aneiner Immobilie sindsteuerliche Fragenverknüpft, derenKenntnis sich fürden Steuerzahlerauszahlt. Ob dieImmobilie selbstgenutzt oder  ver-mietet wird, das Thema Steuernbleibt ständig aktuell. Die Broschüre“Steuern rund ums Haus” informiertüber die steuerlichen Auswirkungenvon Immobilienbesitz und gibt Ant-worten auf die wichtigsten Fragen.Mitglieder können die Broschüre kostenlos in der Geschäftstelle bestellen.
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Auf eine kleine Anfrage im Berliner Abgeord-
netenhaus hat die Senatsverwaltung für Fi-
nanzen mitgeteilt, was die landeseigenen
Unternehmen seit 2000 für ihre PR-Arbeit auf
Veranstaltungen der Parteien bezahlt haben.
Während direkte Spenden an Parteien durch
öffentliche Unternehmen durch das Parteien-
gesetzt weitestgehend verboten sind, darf für
Werbemaßnahmen bezahlt werden. Der Bund
der Steuerzahler wittert einen Etiketten-
schwindel.nternehmen, an denen die öffentlicheHand mit mehr als 25 Prozent beteiligtist, verbietet das Parteiengesetzt di-rekte Spenden an politische Parteien. Nichtverboten ist hingegen offenbar die Beteiligungmit PR-Maßnahmen an Parteitagen und ähn-lichen Veranstaltungen. Aus der Antwort aufeine kleine Anfrage des Abgeordneten KlausLederer (Linke) im Berliner Abgeordneten-haus geht lückenhaft hervor, was sich dieBSR ihre Image-Pflege hat kosten lassen. Diefinanzielle Beteiligung von BVG und Wasser-

betrieben bleibt jedoch weiterhin im Dunkeln.Besonders gut weg kam im Wahljahr 2011die CDU, die gleich zweimal jeweils 1.713Euro von der BSR kassierte. Zweimal kas-sierte auch Bündnis 90/Die Grüne, insgesamt2.856 Euro. Die FDP machte 1.728 Euro Um-satz mit der BSR. Die SPD bekommt von denStadtreinigern erst im Juni 2012 wieder Geld,mit 1.428 Euro nämlich genauso viel wieschon 2010. Damit waren die Berliner Stadt-reinigungsbetriebe als Anstalt des öffentli-chen Rechts im letzten Jahrzehnt regelmäßigbei CDU, SPD, FDP und Grünen vertreten. Nurbei der Linken war offenbar keine Image-Pflege notwendig. Die Berliner Verkehrsbetriebe, ebenfallseine Anstalt des öffentlichen Rechts, waren inden letzten zehn Jahren insgesamt siebenmalauf SPD-Landesparteitagen vertreten, wäh-rend man den FDP-Parteitag nur 2003 undden CDU-Parteitag nur in den Jahren 2002und 2003 besuchte. Was das die BVG geko-stet hat, bleibt im Unklaren, da offenbar Veran-staltungsagenturen zwischengeschaltet waren. 

Die Berliner Wasserbetriebe haben nachAngaben der Senatsverwaltung für Finanzenkeine Zahlungen geleistet. Sie waren lediglichmit einer Wasserbar zur Versorgung derTeilnehmer mit Trinkwasser bei verschiede-nen Veranstaltungen vertreten. In der Antwort auf die kleine Anfrage heißtes, der Senat habe sich gegen Sponsoring vonpolitischen Parteien durch Landesunterneh-men ausgesprochen. Generelle Vorgaben fürdie Frage, ob sich Landesunternehmen an-lässlich von Veranstaltungen politischer Par-teien präsentieren dürfen, gebe es nicht.Weiter heißt es, auszuschließen sei dagegennach den Beteiligungshinweisen des Landeseindeutig das Sponsoring von politischenParteien durch öffentliche Beteiligungsge-sellschaften.Der Bund der Steuerzahler hält es für äu-ßerst problematisch, wenn landeseigene Un-ternehmen Gebührengelder dafür verwen-den, um mit Billigung der Politiker in IhrenAufsichtsräten in deren Parteien gut Wetterzu machen. 

Etikettenschwindel ermöglicht verdecktes Parteiensponsoring

Landesunternehmen zahlen für PR auf Parteiveranstaltungen 

U

Öffentliche Unternehmen sponsern 89.000 Euro 

Hoffest des Regierenden Bürgermeisters

o geben die Berliner Stadt-reinigungsbetriebe sowiedie Flughafen Berlin-Bran-denburg GmbH jeweils 16.000Euro für die „Unternehmensprä-sentation erweitert“ aus. DasPaket „Unternehmenspräsenta-tion Standard“ für 8.500 Eurohaben die Berliner Verkehrsbe-triebe, die Berliner Wasserbe-triebe, die Berlinwasser HoldingAG, die degewo, die Howoge unddie Investitionsbank Berlin ge-bucht. Anzeigen für 3.000 Eurohaben die GEWOBAG sowie derVerkehrsverbund Berlin-Bran-denburg gebucht. Das macht zu-

sammen 89.000 Euro zuzüglichMehrwertsteuer, die von Unter-nehmen getragen werden, andenen das Land Berlin beteiligt,wenn nicht sogar Mehrheitseig-ner ist. Im letzten Jahr hatte der Vor-sitzende des BdSt Berlin, Alexan-der Kraus, dem RegierendenBürgermeister die bewusste Ir-reführung der Bürger vorgewor-fen, nachdem dieser immerwieder behauptet hatte, das Hof-fest werde vollständig aus Spon-sorengeldern bezahlt. Davonkann wohl kaum die Rede sein,wenn rund ein Viertel der „Spon-

sorengelder“ von landeseigenenUnternehmen kommt,die vom Senat gesteu-ert werden, entrüstetesich Kraus, nachdemnun in diesem Jahrerstmalig Zahlenveröffentlicht wurden.Insgesamt summierensich die ausgewiesenenGeldleistungen der privatenund öffentlichen Kooperati-onspartner für das Hoffest2012 auf über 350.000Euro. Hinzu kom-men Sach- undKulturleistungen,z.B. der DeutschenOper Berlin, desStaatsballetts Ber-lin und dem Rund-funkchor Berlin,die ebenfalls er-heblich ausSteuermittelnsubventioniertwerden. 

Als äußerst bedenklich und intransparent hatte im letzten Jahr der
Bund der Steuerzahler die Finanzierung des Hoffestes des Regieren-
den Bürgermeisters kritisiert und mit dem BdSt-Schuldenmann prote-
stiert. Auch im Abgeordnetenhaus hatte es seit langem Streit mit dem
Senat gegeben, der die Aufnahme des Hoffestes in den Sponsoringbe-
richt des Landes immer wieder untergraben hatte. In diesem Jahr er-
fahren wir erstmalig, was die öffentlichen Beteiligungsgesellschaft für
Wowereits Promisause aus Steuergeldern und Gebühreneinnahmen bei-
steuern.

S
Durfte

nicht auf
den roten
Teppich:

Der BdSt-
Schul-

denmann
am Rande

des Hoffestes
2011.
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Kurz vor der Verabschiedung des
Doppelhaushaltes 2012/13 erhe-
ben die Oppositionsparteien
schwere Vorwürfe gegen Finanz-
senator Nußbaum (parteilos).
Grüne und Linke drohen mit einer
Verfassungsklage, weil der Fi-
nanzsenator Geld am Parlament
vorbeigeschleust haben soll. ozialkosten von mehrerenhundert Millionen Euro,die das Land Berlin in derVergangenheit allein getragenhat, werden ab dem Jahr 2012vom Bund übernommen. Diesehöheren Erstattungen für die„Grundsicherung im Alter“ undfür die „Kosten der Unterkunft“müssten im Haushalt als Mehreinnahmen verbucht wer-den. Im Berliner Haushalt wer-den die Zahlungen dagegen alspauschale Minderausgaben der

Bezirke erfasst. Hinter dem„Trick“ vermuten Grüne und Linke den Versuch des Fi-nanzsenators, die festgelegte Aus-gabenlinie einhalten zu können. Die beiden Fraktionen werfendem Finanzsenator vor, nurdurch die derartige Verbuchungder Erstattungen des Bundes,300 Millionen Euro am Parla-ment vorbeigeschleust zu habenund fordern vom Senat einenverfassungsmäßigen Haushalt.Sofern der Senat der Forderungnicht nachkommt, erwägen die beiden Fraktionen recht-liche Schritte einzuleiten unddrohen mit einer Verfassungs-klage gegen den Haushaltsent-wurf. Hintergrund für den Haus-haltstrick ist nach Angaben derGrünen vermutlich das Be-streben des Senats, die Ausga-

benlinie einhalten zu wollen.Denn das Ziel, die Ausgaben desLandes pro Jahr um höchstens0,3 Prozent im Vergleich zumVorjahr steigen zu lassen, wäre bei einer korrekten Verbu-chung der Gelder nicht zu errei-chen. Nach Angaben der beidenFraktionen würde die Ausgaben-steigerung des Landes in die-

sem Fall bei 0,7 Prozent in diesem und bei 1,8 Prozent imnächsten Jahr liegen. Grüne undLinke werfen dem Finanzse-nator vor, die Öffentlichkeit indie Irre zu führen. FinanzsenatorNußbaum wies Vorwürfe zurück.„Der Senat hat einen verfas-sungsgemäßen und vollständi-gen Etat vorgelegt“, so Nußbaum.

Grüne und Linke drohen mit Verfassungsklage

300 Millionen falsch verbucht

S
Viel Geld. 300 Millionen
Euro soll der Finanzse-
nator trickreich verbucht
haben. Grüne und Linke
drohen mit Konsequenzen.

Rekommunalisierung der Berliner Wasserbetriebe

Rückkauf für 645 Millionen Euro

Der Rückkauf der RWE-Anteile an den Berliner
Wasserbetrieben scheint möglich. Der Essener
Energiekonzern ist von seiner ursprünglichen
überhöhten Forderung abgerückt. Möglicher-
weise noch vor der Sommerpause könnte der
Rückkauf beschlossene Sache sein.it dem Rückkauf des RWE-Anteils anden Berliner Wasserbetriebenkönnte das Land Berlin zumindesteinen Teil der Privatisierung des BerlinerVersorgers Rückgängig machen. RWE hattezuletzt für seinen 24,95-Prozent-Anteil ander Beteiligungsgesellschaft RVB, die zur an-deren Hälfte Veolia gehört, über 800 Millio-nen Euro verlangt. Von dieser Summe ist derKonzern nun abgerückt. Der Kaufpreis ist abschließend ausverhan-delt worden.  Für die RWE-Anteile muss dasLand Berlin einschließlich aller Nebenkosten645 Millionen Euro zahlen. Um den Landes-haushalt nicht zu belasten, soll der Kauf überdie landeseigene Investitionsbank Berlin ab-gewickelt werden. RWE stand bislang ein Ge-winnanteil am Jahresergebnis der BerlinerWasserbetriebe von 65 Millionen Euro zu.Dieser Betrag soll nun zur Fi nanzierung des

Kredits für den Rückkaufverwendet werden. Solltendie Wasserpreise in Berlinin den kommenden Jahrentat-sächlich sinken, würdesich auch der Gewinnanteilverringern und der Finan-zierungszeitraum entspre-chend verlängern. Grund zur Kritik gibt dievoreilige Entscheidung überden Rückkaufswert. Auf-grund der erwarteten Preis-senkungsverfügung desBundeskartellamtes ist derPreis möglicherweise zuhoch angesetzt. Denn nied-rigere Wassertarife würdensich auf den Wert des Unternehmens aus-wirken und möglicherweise zu einem gerin-geren Rückkaufswert führen. Neben dem Land Berlin und RWE ist Veo-lia der dritte Anteilseigner der Berliner Was-serbetriebe. Veolia möchte seine Anteile anden Berliner Wasserbetrieben behalten undhat in Vergangenheit auch signalisiert, seinEngagement ausbauen zu wollen. Dazu wird

es nun nicht kommen. FallsVeolia einen Teil der RWE-Anteile erworben hätte,hätte dies bedeutet, dass dieTeilprivatisierungsverträgevon 1999 durch einen neuenKonsortialvertrag ersetztwerden müssen – für Berlinein zu hoher Preis. Veolia hat unterdessenbeim Landgericht Berlineine einstweilige Verfügungbeantragt, um den geplantenVerkauf der RWE-Anteile zustoppen. Veolia befürchtet,dass das Gleichgewicht vonRechten und Pflichten zwi-schen dem Land Berlin undden privaten Anteilseigenern zerstört werde.Wenn RWE seine Anteile an der gemeinsa-memen Beteiligungsgesellschaft RVB veräu-ßert, hätte Berlin freie Bahn, um alleEntscheidungen in der RVB zu blockieren, soVeolia. Es gehe nicht darum, dass  Berlin sei-nen Anteil an den Wasserbetrieben vergrö-ßert, sondern darum, Rechtsunsicherheit zuverhindern, so der Konzern.

M
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Mitgliederversammlung 2012

Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. am
Freitag, dem 15. Juni 2012 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konferenzsaal der
GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg, sind
alle Mitglieder herzlich eingeladen.

TTaaggeessoorrddnnuunngg

1. Eröffnung und Begrüßung

1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung
1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
1.3. Grußworte

2. Geschäftsbericht 2011 und Ausblick 2012

3. Jahresabschluss 2011

3.1. Bericht über den Jahresabschluss 2011 
3.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 2011
3.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 2011
3.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2011

4. Mitgliederanträge

5. Sonstiges

Der Bericht des Wirtschaftsprüfers zum Jahresabschluss 2011 liegt zur Einsichtnahme
durch die Vereinsmitglieder ab Anfang Juni in der Geschäftsstelle des Bundes der
Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) aus. Um vorherige 
Terminvereinbarung unter Tel. 030-7901070 wird gebeten.

Viele Unternehmer sehen die betriebliche 
Altersversorgung (z.B. Direktversicherung) 
lediglich als eine Möglichkeit, für ihre Arbeit-
nehmer zusätzliche Altersvorsorge zu be-
treiben. Die Entgeltumwandlung wird regel-
mäßig akzeptiert. Eine Beteiligung des 
Arbeitgebers wird meistens unter dem Ge-
sichtspunkt abgelehnt, dass zusätzliche Ko-
sten entstehen. in Unternehmer kann mit der Direkt-versicherung als betriebliche Alters-versorgung, wenn er diese denArbeitnehmern als zusätzliche Leistung erteilt, ganz wesentlich seine Personalpla-nung steuern. Die betriebliche Altersversor-gung ist in vielen Unternehmen eine für dieMitarbeiter wertvolle soziale Leistung, die siemotiviert, im Unternehmen zu bleiben. Durchdas aktuelle und sich in der Zukunft verstär-kende Problem des Facharbeitermangelswird das ein nicht zu unterschätzender Bestandteil der Vergütungssysteme und derAnwerbung von Fachkräften.Die Gestaltungsmöglichkeiten sind sehrvielfältig, und die Unternehmer sollten sichmit den einfachen Modellen der betrieb-lichen Altersversorgung auseinandersetzten,zu ihrem und dem Wohl ihrer Mitarbeiter.Das Seminar findet in Kooperation mit derERGO-Versicherungsgruppe AG am 15. Juni
2011 um 18.00 Uhr (Einlass 17.45 Uhr) 
direkt vor der Mitgliederversammlung im
gleichen Raum statt. Anmeldung bitte unter 030-7901070 oder per Mail an:info@steuerzahler-berlin.de

Direktversicherung

Seminarankündigung

Bankenaffäre - BIH wird in Landesbeteiligung umgewandelt

Risikoabschirmung abgeschafft

Der Berliner Senat hat entschieden, den Ret-
tungsschirm für die Erblast der Berliner Ban-
kenaffäre abzuschaffen. Die Abschirmung in
Höhe von mehr als 21 Milliarden Euro wird
durch eine normale Landesbürgschaft ersetzt.er Rettungsschirm für die dubiosenImmobiliengeschäfte der ehemaligenBankgesellschaft Berlin wird künftigdurch eine Landesbürgschaft in Höhe von 3,8Milliarden Euro abgesichert. Damit werdendie besondere Überprüfung durch die Berli-ner Gesellschaft zum Controlling der Immo-bilien der Immobilienaltrisiken (BCIA) sowiedie Risikoabschirmung des Berliner Landes-haushaltes beendet. Die Berliner Immobilien Holding (BIH) sollin eine eigenverantwortliche Landesbeteili-gung umgewandelt werden und die Garan-tieansprüche aus Zeiten der ehemaligenBerliner Bankgesellschaft künftig eigen-ständig erfüllen.  Dem Gesetzesentwurf zurAbschaffung der Risikoabschirmung wirddas Berliner Abgeordnetenhaus im Zusammenhang mit der Verabschiedung 

des Doppelhaushalts 20122/13  voraus-sichtlich noch vor der Sommerpause zu-stimmen.Seit dem Jahr 2006 verwaltet die BIH 24Immobilienfonds der ehemaligen Bankge-sellschaft Berlin, in denen über 41.500 Woh-nung zusammengefasst sind. Das Land Berlinhält inzwischen 93 Prozent der Anteile anden Fonds. Nach Angaben der Finanzverwal-tung sollen die Fonds vom Land komplett zu-rückgekauft werden. Über die Kosten könneman derzeit jedoch noch nichts sagen.Im Rahmen einer Kleinen Anfrage der Pi-ratenfraktion beim Berliner Abgeordneten-haus    hat sich die Finanzverwaltung zu denmöglichnen Kosten einer vollständigen Über-tragung der restlichen Fondsanteile geäu-ßert. Auf die Frage, ob 200 Millionen Euro fürden Rückkauf eine realistische Summewären, antwortete die die Finanzverwaltung,“Der Senat hält die veranschlagte Summe zurSicherstellung einer nahezu vollständigenÜbertragung (...) für realistisch”. Bis zumEnde des Jahres 2013 solle der Ankauf voll-zogen sein.
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Die vom Bundeskartellamt ver-
fügte Preissenkung bei den Was-
serentgelten ist vielleicht ganz
nett, bringt jedoch kaum die von
den Bürgern vielleicht erwartete
Entlastung im großen Stil. Denn
die Verfügung des Kartellamtes
bezieht sich ausschließlich auf
den Mengenpreis für die Lieferung
von Frischwasser und nicht etwa
auf den Grundpreis und auch nicht
auf den vergleichsweise hohen
Entsorgungspreis.rischwasser kostet derzeitin Berlin 2,027 Euro/m³zuzüglich 7 Prozent Um-satzsteuer, mithin 2,169 Euro/m³brutto. Der durchschnittlicheWasserverbrauch pro Kopf be-trug 2009 in Berlin 112Liter/Tag. Ein durchschnittlicherDreipersonenhaushalt verbrauchtdamit derzeit also knapp 123 m³Wasser für 266 Euro im Jahr. Eine Senkung um 18 Prozentbringt somit für diese Familie

eine Ersparnis von gerade ein-mal knapp 48 Euro jährlich. Aufden Tag gerechnet spart siedamit also knapp 4,4 Cent proKopf, was alternativ einem Minderverbrauch von täglich20 Litern oder ungefähr 1 bis 2Minuten kalt duschen oder zwei Klospülungen entspricht. In der Summe läppert sich dasdann zumindest für die Wasser-betriebe dann aber doch. Um ins-gesamt 254 Millionen Euro

müssen die Berliner Wasserbe-triebe nach der letzten Preissen-kungsverfügung für die Jahre2012 bis 2015 ihre Erlöse sen-ken. Aus meiner Sicht darf dasalso erst der Anfang sein.Einen schönen Sommer wünschtIhnen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
63 .041 .123 .26363 .041 .123 .263

18 .00118 .001
Stand: 01.08.2012, 0.00 Uhr

Berlin kann Wasserbetriebe zurückkaufen/Preissenkung gefordert

Wasserbetriebe – Veolia bietet Anteile an

Das Land Berlin hat die Möglich-
keit, die Berliner Wasserbetriebe
komplett zurückzukaufen. Nach-
dem die Verhandlungen mit dem
Essener Energiekonzern RWE über
den Rückkauf seiner 24,95 Pro-
zent abgeschlossen sind, hat nun
auch Veolia Wasser dem Land Ber-
lin seine Anteile zum Rückkauf
angeboten. berraschend hat derzweite private Anteilseig-ner der Berliner Wasser-betriebe, der französischeVeolia-Konzern, seine Verkaufs-bereitschaft signalisiert. Ein ent-

sprechendes Schreiben war demFinanzsenator Mitte Juni zuge-gangen. Die Konditionen des Rück-kaufs der Veolia-Anteile sollensich an dem bereits ausgehan-delten Rückkaufsvertrag mitRWE orientieren. Demnachwürde Veolia zirka 645 MillionenEuro für seine Anteile vom LandBerlin erhalten. Das Land Berlin hat somit dieMöglichkeit, die Berliner Was-serbetriebe zu rekommunalisie-ren. Doch wie will das hochverschuldete Bundesland dies fi-nanzieren? Um die Anteile beider

privaten Anteilseigner zurückzu-kaufen, müssten rund 1,3 Milli-arden Euro aufgewendetwerden. Für den Rückkauf derRWE-Anteile haben die Regie-rungsfraktionen bereits eineBürgschaftsermächtigung über700 Millionen beschlossen. DerKaufbetrag soll damit, ohne Bela-stung des Haushaltes finanziertwerden. Die Rückzahlung sollspäter aus den Gewinnausschüt-tungen der Wasserbetriebe fi-nanziert werden. Für denRückkauf der Veolia-Anteilekönne man sich – zumindest inder SPD - ein ähnliches Finan-

F

Tief betroffen erhielten wir dieNachricht vom Ableben unseres früheren Vorstandsvorsitzenden
Ministerialrat a.D. 
Dr. Hellmut MeierDr. Meier war von 1985 bis 1992Vorstandsvorsitzender des Bundesder Steuerzahler Berlin e.V. undzuvor Leiter des Bundesrechnungs-hofes in Berlin. Er hat den BdSt alshervorragender Sachkenner vorallem in der öffentlichen Ausgaben-kontrolle bereichert. Der VorstandBund der Steuerzahler Berlin e.V.

Zur den hohen
Sanierungs-

kosten und zur 
Zukunft des ICC
äußerte sich der
Vorstandsvor-
sitzende des
BdSt Berlin
Alexander

Kraus im Juni
im rbb-Fehrn-

sehen.
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zierungsmodell vorstellen. DieCDU beruft sich dagegen auf Ver-einbarungen im Koalitionsver-trag, wonach die Rekommunali-sierung der Berliner Wasserbe-triebe „ergebnisoffen“ geprüftwerden soll. Wichtigste Bedin-gung für die Partei ist eine Entla-stung für die Bürger durch einePreissenkung.Eine Preissenkung fordert nunauch das Bundeskartellamt. DieBonner Behörde hat den Berliner

Wasserbetrieben eine entspre-chende Verfügung zugestellt, wo-nach die Preise für Trinkwasserdeutlich gesenkt werden müs-sen. Die Kartellwächter habeneine „sofortige Vollziehbarkeit“angeordnet. Wasserkunden sol-len somit auch für dieses Jahrrückwirkend zu viel gezahlte ge-bühren zurückerhalten. Die Kar-tellwächter haben sich aus-drücklich vorbehalten, auch dieRückzahlung „missbräuchlich er-höhter Wasserpreise“ für die

Jahre 2009 bis 2011 anzuordnen. Im Vergleich zum Jahr 2011sollen die Berliner Wasserkun-den in diesem Jahr 18 Prozentweniger zahlen und in den näch-sten drei Jahren jeweils 17 Pro-zent weniger. Damit müssen dieBerliner Wasserbetriebe bis zumJahr 2015 auf eingeplante Erlösein Höhe von 254 Millionen Euroverzichten. Gegen die Verfügung des Bun-deskartellamtes können die Ber-liner Beschwerde einlegen und

einstweiligen Rechtsschutz gegendie sofortige Vollziehbarkeit be-antragen. Von dieser Möglichkeitwerden die Wasserbetriebe auchgebrauch machen, denn sie zwei-feln bislang an der Zuständigkeitdes Bundeskartellamtes. Solltedie Zuständigkeit gerichtlich be-stätigt werden und die Preissen-kungsverfügung rechtswirksamwerden, wollen die Wasserbe-triebe zuviel gezahlte Entgelterückwirkend ab dem 1. Januar2012 zurückerstatten.

Fortsetzung von Seite 1

CDU-Fraktionsvorsitzender wollte Frage des BdSt auf Internet-Plattform verhindern

Geheimsache Funktionszulagen

egen die Veröffentlichung der jetztnochmals öffentlich auf der Internet-Plattform abgeordnetenwatch.de gestellten Frage des Vorsitzenden des Ber-liner Landesverbandes, Alexander Kraus,hatte CDU-Fraktionschef Florian Graf kurznach deren Veröffentlichung Beschwerdeeingelegt und dadurch deren weitere Ver-öffentlichung verhindert. Bis zur mittler-weile erfolgten Prüfung durch dasKuratorium von abgeordnetenwatch.deblieb die Anfrage des BdSt damit unveröf-fentlicht. Allerdings hat sich das Kuratorium bis kurz vor Redaktionsschluss einstimmigfür die Veröffentlichung der Frage aus-

gesprochen. (s. http://bit.ly/Nc6Bki) Dass es auch anders geht, zeigen hin-gegen die Fraktionen Die Linke sowieBündnis 90/Die Grünen. Während die Linken mit Beginn der neuen Legislatur-periode die Funktionszulagen in akzepta-bler Weise in einer Finanzordnung ge-regelt und auch veröffentlicht haben, liegen die Grünen mit insgesamt nur 12.000 Euro an Funktionszulagen im Jahr2010 sogar so niedrig, dass verfassungs-rechtliche Bedenken überhaupt nicht bestehen können. Zudem haben die Grünen nach einem Gespräch beim Bundder Steuerzahler zum Thema Fraktions-finanzierung einen bemerkenswerten An-

trag auf Änderung des Fraktionsgesetzeseingebracht, der auch die bereits im Jahr2007 vom Rechnungshof geforderte Trans-parenz bei den Funktionszulagen umsetzenwürde. Leider scheint dieser Antrag lang-sam im parlamentarischen Bermuda-dreieck zu verschwinden, kommentierteKraus den Umstand, dass der Antrag vonJanuar dieses Jahres nach erster Lesung bis zur Sommerpause noch immer nicht in den Ausschüssen beraten worden ist.Dass das auch schneller geht, zeige die damalige Änderung des Fraktions- und Abgeordnetengesetzes im Jahr 2009, soKraus. Bereits vier Wochen nach dem Gesetzesänderungsantrag waren die Diä-ten- und Fraktionskommission im Gesetzgestrichen und gegen eine automatischeDiätenerhöhungsregelung ersetzt. DerBund der Steuerzahler Berlin hatte sichzuvor in dem Gremium gegen eine Diäten-erhöhung um über 8 Prozent ausgespro-chen. 

In der März-Ausgabe war zuletzt ausführlich über die Forderungen des Bundes der Steuer-
zahler nach mehr Transparenz bei den Fraktionsfinanzen berichtet worden. SPD- und CDU-
Fraktion ließen die Frage des BdSt nach dem Empfängerkreis von Funktionszulagen von 
Dezember 2011 trotz nochmaliger Nachfrage bis heute unbeantwortet. Dass der CDU-Frakti-
onschef Florian Graf nun aber sogar die Veröffentlichung der jetzt vom BdSt nochmals auf 
der Internet-Plattform abgeordnetenwatch.de eingestellten Frage verhindern wollte, erstaunt
sogar den Bund der Steuerzahler.

G

In eigener Sache

ie diesjährige Mitgliederversammlungdes Bundes der Steuerzahler Berline.V. fand am 15. Juni wieder in denGSG-Gewerbehöfen in der Helmholtzstraßestatt. Nach der Begrüßung durch die neueVerwaltungsratsvorsitzende Dr. KristinBrinker erstattete der VorstandsvorsitzendeAlexander Kraus seinen Geschäftsbericht für

das Jahr 2011 und gab einen Ausblick auf die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des Ver-eins im Jahr 2012. Nach der Vorstellung desPrüfberichtes zum Jahresabschluss beschlossdie Mitgliederversammlung die Genehmi-gung des Jahresabschlusses 2011 sowie die Entlastung von Vorstand und Ver-waltungsrat.  

Mitgliederversammlung 2012

Verwaltungsrat und Vorstand entlastet

D
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Lichtobjekte wie Straßenschilder, die ihrer Bedeutung enthoben sind

130.000 Euro für Kunst auf Pump im Straßenraum

Seit dem 23. April kann man Pan-
kower Bürger dabei beobachten,
wie Sie etwas ratlos neu aufge-
stellte Kunstinstallationen betrach-
ten. Die vier Stelen tragen den
Titel „Polychromie architektu-
rale“ und sind die Realisation der
Gewinnerarbeit aus dem Kunst-
wettbewerb „Tor nach Pankow“ im
Jahr 2010. Ein Blick auf die Inter-
netseiten des Bezirks verrät: Der
Wettbewerb war mit 130.000 Euro
dotiert. Davon entfallen nach An-
gaben des Bezirks 25.000 Euro
auf das Künstlerhonorar.iese Leuchtstelen greifendie Topographie des je-weiligen Ortes auf. Es sindSignetflächen, destilliert aus denjeweiligen Flurplänen der Plätzeund Straßen Pankows. Die ein-zelnen Lichtflächen spiegeln Ver-kehrsintensitäten, Gebäude-strukturen, Straßenflächen, Ve-getationsdichte und den Wasser-anteil der Panke wider,beschreibt die Künstlerin Vero-nika Kellndorfer ihr Werk. Die Lichtplastiken sind aus je-weils drei verschiedenfarbigenLeuchtkörpern aus Acrylglas zu-sammen gefügt und südlich vorder S-Bahnbrücke sowie am Pa-stor-Niemöller-Platz, am Ossietz-kyplatz und an der PasewalkerStraße auf einer Trägerkon-struktion in fünf bis sechs Me-tern Höhe angebracht worden.Tatsächlich erinnern die Plasti-ken an den Stadtplanausschnittan ihrem jeweiligen Standort. Eine Nachfrage des Bundesder Steuerzahler beim Bezirks-amt Pankow ergab schließlich,dass die Stelen im Rahmen derAnweisung Bau erstellt worden

sind. Der Pankower Bezirks-stadtrat für StadtentwicklungJens-Holger Kirchner (BÜ 90/DieGrünen) teilte mit, dass die Um-setzung eines Kunstobjektesdamit Pflichtaufgabe des Bau-herrn sei und der Bezirk diesezweckgebundenen Mittel nichtanderweitig einsetzen könne. So-lange keine neuen Festlegungengetroffen werden, sehe er auchfür den Bezirksbürgermeisterkeinen Ermessensspielraum. Nach dieser Verwaltungsvor-schrift sind in Berlin abhängigvon der Größenordnung einesHochbauvorhabens grundsätz-lich rund ein bis zwei Prozent fürKunst im Stadtraum bzw. Kunst amBau im Haushaltsansatz einzu-planen. Der Bund der Steuerzah-

ler Berlin kritisiert diese Verwal-tungsvorschrift, solange Kunst-maßnahmen zu 100 Prozentkreditfinanziert werden müssen.Der Bund der Steuerzahler fragtedaher auf abgeordnetenwatch.debei StadtentwicklungssenatorMichael Müller nach, ob er bereitsei, die Verwaltungsvorschriftfür Kunst am Bau bzw. im Stadt-raum bis zur Erreichung einesausgeglichenen Haushaltes aus-zusetzen (s. http://bit.ly/LigvUe). In der Farbgebung orientieresich die Künstlerin an einer vonLe Corbusier entwickelten Farb-klaviatur, die sich deutlich vonden heute gebräuchlichen Far-ben unterscheide. Die Lichtob-jekte changieren zwischenkonstruktivistischer Formen-

sprache und Straßenschildern,die ihrer Bedeutung enthobensind, heißt es auf der Internet-seite des Bezirksamtes. Sie seiendamit deutlich sichtbar und alseigenständige plastische Arbei-ten irritierende Momente im alltäglichen pulsierenden städti-schen Leben, meint die Künstlerin. Der BdSt-Vorsitzende Alexan-der Kraus rechnete dem Bezirks-bürgermeister sowie dem Stadt-entwicklungssenator auf der irri-tierenden Klaviatur des BerlinerSchuldenhaushalts vor, dass al-lein die Zinsen für die Stelenjährlich rund 5.200 Euro ausma-chen würden. BezirksstadtratKirchner teilte noch mit, dasssich die jährlichen Folgekostenauf ca. 950 Euro belaufen würden.

D

Kunst auf Pump? Die
Leuchtstelen sollen

die Topographie der
Umgebung auf-

greifen. Die Warnung
vor Gehwegschäden 

gehört nicht zum 
Kunstwerk.
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Broschürentipp

SStteeuueerrttiippppss  ffüürr  AArrbbeeiittnneehhmmeerrIn keinem anderen Rechtsgebiet gibt es sohäufig Änderungen wie im Steuerrecht.Neben gesetzlichen Änderungen haben aktu-elle Gerichtsurteile und Verwaltungsanwei-sungen des Bundesministeriums derFinanzen Einfluss auf steuerliche Sachver-halte. Was im Vorjahr noch als steuerlich ab-setzbar galt, kann in diesem Jahrmöglicherweise schon nicht mehr steuerlichberücksichtigt werden. Oftprofitieren die Steuerzahleraber auch von gesetzlichenÄnderungen oder neuen Ge-richtsentscheidungen. Beider Vielzahl der Änderun-gen ist es jedoch häufignicht einfach, den Über-blick zu behalten. Hier soll

unsere Broschüre mit 25 aktuellen Steuer-tipps für Arbeitnehmer Hilfe leisten. Die Bro-schüre gibt Hinweise zu wichtigenNeuerungen und altbewährte Tipps zumSteuernsparen von A wie Arbeitsmittel bis Zwie Zahlungszeitpunkt.
AAkkttuueellllee  SStteeuueerrtthheemmeenn  ffüürr  UUnntteerrnneehhmmeerrBei der Vielzahl der Änderungen im Steuer-recht fällt es häufig schwer, den Überblick zubehalten. Für alle Unternehmer, die sichschnell über die aktuelle Gesetzgebung, dieneueste Rechtsprechung und andere wich-tige Neuerungen im Steuerrecht informierenmöchten, ist die Broschüre „Aktuelle Steuer-themen für Unternehmer im Überblick“ einegute Hilfe. Die Broschüre informiert übersteuerliche Pflichten gegenüber dem Finanz-amt, den Möglichkeiten als Arbeitgeber mit-

hilfe des Steuerrechts dieMitarbeiter zu motivierenund was zu tun ist, wenndie Steuerfahndung vor derTür steht oder das Unter-nehmen an die nachfol-gende Generation über-geben werden soll. EineAuswahl an Musterbriefen zu Fristverlänge-rung, Vorauszahlungsherabsetzungen oderEinsprüchen zu speziellen Sachverhalten bietet zudem eine wertvolle Arbeitserleich-terung.Mitglieder des BdSt Berlin können die jeweilsgewünschte Broschüre unter der Telefon-nummer 030-7901070, per Post in die Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin oder im Intenet  unter www.steuerzahler-berlin.debestellen.

Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
nach Erhalt der Rechnung überweisen.

Bitte ziehen Sie den jährlich fälligen
Mitgliedsbeitrag bis auf Widerruf vom
nachfolgenden Konto ein.

Kontoinhaber
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BLZ Kontonummer
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Ich wurde geworben durch:
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Name, Anschrift

Ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Jahresbeitrag beträgt 55 Euro und beinhaltet den kostenlosen Bezug der Mitgliederzeitschrift „Der Steuerzahler“. Die Mitgliedschaft ist jährlich mit einerFrist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.  

Karte ausfüllen und im Fensterumschlag an:

Per Fax an 030-7924015 oder 

T07I2

Die Interessen der Steuerzahler durchsetzen heißt, sich gemeinsam zu engagieren, um den nötigen Druck auf die Politik zu erzeugen. Daher ist

jede Mitgliedschaft im BdSt wichtig. Sie ist die Basis für den Erfolg und die Unabhängigkeit des Bundes der Steuerzahler. Um unser Gewicht

auch künftig in die öffentliche Diskussion einbringen zu können, brauchen wir vor allem eines: Noch mehr Mitglieder. Sprechen Sie Freunde und

bekannte  für eine Mitgliedschaft im BdSt an! Für ein neu geworbenes Mitglied erhalten Sie einen Jahresbeitrag gutgeschrieben. 

Diese Antwortkarte können Sie einfach ausgefüllt direkt an die 030-792 40 15 faxen oder Sie schicken sie uns im Fensterumschlag zu.
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Meine Forderung, Klaus Wowereit
solle seine Pensionsansprüche
verlieren, falls er schon vor der
Abgeordnetenhauswahl von den
Bauverzögerungen gewusst haben
sollte, hat in der Presse großes
Aufsehen erregt. Der Berliner 
Kurier titelte gar: „Jetzt haut der
Bund der Steuerzahler noch einen
drauf - streicht dem Bruchpiloten
Wowereit die Pension.“ Neben
großer Zustimmung habe ich aber
auch einige Einwände gehört.
Diese Forderung sei ja überhaupt
nicht realistisch oder gar Popu-
lismus. arum eigentlich? JederUnternehmer haftet mitseinem Vermögen für sei-ne Fehlentscheidungen und Fehl-einschätzungen. Selbst wenn ersich einer GmbH bedient, werdenseine Einlagen weg sein, und inder Regel wird er womöglich sogarfür ihre Schulden gebürgt haben. Politiker können anscheinendjedes kaufmännische Risiko zula-sten der Steuerzahler bereitwil-lig eingehen. Schlimmstenfallsmüssen sie ja lediglich die „Ge-samtverantwortung“ überneh-men, wie das kürzlich Minister-präsident Kurt Beck im Zusam-menhang mit der Millionenpleitedes Nürburgrings erklärt hatte.

Zurücktreten wollte er zwarnicht, aber immerhin tue es ihmmehr als nur leid, wie er gegen-über der Süddeutschen Zeitungerklärt hatte, also nicht nur einbisschen. Aber die Modernisie-rung der Rennstrecke war jaauch nur mit einer knappen hal-ben Milliarde Euro aus Steuer-mitteln gefördert worden. Beim BER stehen mittlerweilesogar Mehrkosten von weit übereiner Milliarde Euro in Rede. Obdas Ende der Fahnenstangedamit erreicht ist, dürfte zudemmehr als fraglich sein. Entschul-digt hat sich Klaus Wowereit jazumindest für die Verschiebungschon einmal in seiner Regie-rungserklärung. Ob ihm das BER-Debakel letztlich vielleicht sogarnoch ein bisschen mehr leid tut,als Kurt Beck seine Nürburgring-

Pleite, blieb bis Redaktions-schluss allerdings im Dunkeln. Aber das ist letztlich auch egal.Die Regierungschefs von Berlinund Brandenburg haben ge-nauso wie die Vertreter des Bun-des sowohl in ihrer Gesell-schafterfunktion als auch als Aufsichtsräte kläglich versagt.Vor dem Hintergrund der Mehr-kosten in Höhe von fast eintau-sendzweihundert Millionen Euroscheint es daher fast kulant, nurvon einem Rücktritt im Auf-sichtsrat zu sprechen. Es warihre Aufgabe mit Steuermittelnund Bürgschaften diese Aufgabeder öffentlichen Daseinsvorsorgezu realisieren. Und sie haben esverpatzt. Aber selbst wenn man denverantwortlichen Politikern diePensionen streichen könnte, wür-de das den verursachten Scha-den nur im Promillebereich min-dern. Tragen werden die Mehr-kosten zum Schluss wieder dieSteuerzahler, auch wenn seitensder Politiker gönnerhaft erklärtwird, dass sie das aus den Haus-halten bereitstellen werden. Wiesehen Sie das? Schreiben Sie mir!Mit den besten Grüßen für denHerbst
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Wie wirkt sich
das Flughafen-

debakel auf 
Berlins Finan-

zen aus?  In den
letzten Wochen
wurde der Bund

der Steuer-
zahler  häufig

um eine 
Einschätzung

gebeten. 

W

Noch ist ungewiss, wie sich das Flughafendebakel auf die Schulden auswirken wird.

Mitgliedervorteile
Auf der Internetseite www.steuer-
zahler-berlin.de finden Mitglieder des
Vereins zahlreiche Tipps und Infor-
mationen. Neben der umfangreichen
Ratgeberreihe haben die Mitglieder
Zugang zu den aktuellen Themen
der Info-Reihe, zu ausgewählten
Broschüren sowie zu den Archiven
der Zeitschrift “Der Steuerzahler”
und der Berliner Landesbeilage.
Weiterhin finden Sie auf der Seite die
exklusiven Sonderkonditionen für
Mitglieder.

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin



Mehrkosten für BER-Debakel tragen letzlich die Steuerzahler

BdSt: ICC und Landesbibliothek auf den Prüfstand stellen 

Statt ursprünglich 2,5 Milliarden Euro soll der
neue Flughafen BER zum Schluss nun angeb-
lich sogar bis zu 4,7 Milliarden Euro kosten.
Wissen werden wir das aber nicht, bevor der
neue Flughafen in Betrieb geht. Wann das sein
wird, werden wir nach der nächsten Auf-
sichtsratssitzung der Flughafengesellschaft
wissen. Vielleicht. ach Ansicht des Steuerzahlerbundesmüssen die Berliner einen großen Teilder Mehrkosten von bislang rund 1,2 Milliarden Euro tragen. Die zusätzlichenAusgaben könnten nicht allein auf die Flug-gäste umgewälzt werden, sagte der BerlinerLandesvorsitzende Alexander Kraus bereitsMitte Juli der Nachrichtenagentur dapd. DasLand Berlin ist wie Brandenburg mit 37 Pro-zent an der Flughafengesellschaft beteiligt.Der Bund hält 26 Prozent.Bereits damals rechnete Kraus damit, dassdie Flughafen Berlin Brandenburg GmbH ir-gendwann frisches Geld benötigen würde.Dann seien die Gesellschafter gefragt, zudenen neben Berlin das Land Brandenburgund der Bund gehört. Die Mehrkosten fürBerlin wären nach Ansicht von Kraus nichtdurch den Haushalt gedeckt, weshalb zusätz-liche Kredite aufgenommen werden müss-ten. Durch die Zinslast werde der Etat weiterbelastet. Am Ende müsse der Steuerzahlerdafür einspringen, betonte Kraus weiter ge-genüber dapd. Die Schuldenlast werde dannder nachfolgenden Generation aufgebürdet. Vor dem Hintergrund der ab 2020 gelten-den Schuldenbremse und das schrittweiseAuslaufen des Solidarpakts gebe es nur ge-ringe Spielräume für das Land. “Es sind Aus-nahmen zulässig, falls das Neuverschul-

dungsverbot gebrochen wird, aber einepleite gegangene Flughafengesellschaft wirdnicht als Naturkatasrophe durchgehen”,fügte Kraus hinzu. Wegen der Mehrkosten forderte Krausauch in der Berliner Abendschau sowie auftv.berlin, andere Projekte wie die geplanteLandesbibliothek oder die Sanierung des ICCauf den Prüfstand zu stellen. Ein Euro könnenur einmal ausgegeben werden.Zugleich forderte Kraus gegenüber dapdAufklärung, weshalb es zu den Verzögerun-gen bei der Inbetriebnahme gekommen ist.Die bisher öffentlich gewordenen Informa-tionen reichten nicht. Die Beteiligten schie-ben sich den Schwarzen Peter gegenseitig zu.Ein Untersuchungsausschuss müsse die Vor-fälle untersuchen, damit begangene Fehlersich bei künftigen Projekten nicht wieder-holten, so Kraus weiter.Darüber hinaus sollte Berlins RegierenderBürgermeister Klaus Wowereit (SPD) seine

Pensions-Ansprüche verlieren, sollte erschon vor der Abgeordnetenhauswahl voreinem Jahr von den Baumängeln gewussthaben, wurde Kraus in zahlreichen Zeitungenzitiert. Allerdings wäre dies nur ein symboli-scher Akt - angesichts der finanziellen Kata-strophe. Zudem äußerte Kraus die Befürchtung,dass Klaus Wowereit als Aufsichtsratsvorsit-zender mehr an der Verschleierung seinesKontrollversagens interessiert sein könnteals an einer objektiven Beaufsichtigung derGeschäftsführung und forderte die Besetzungdes Gremiums mit Fachleuten. Von den Parlamenten erhofft sich Kraus,dass Untersuchungsausschüsse im BerlinerAbgeordnetenhaus, dem BrandenburgischenLandtag und dem Bundestag Licht in das Debakel um den Flughafen BER bringen wer-den. Wir sind gespannt, in welchen Punktensich die Ergebnisse decken werden, so Krausweiter.

N

Der Vorstands-
vorsitzende des 

Bundes der Steuer-
zahler Berlin äußerte

sich in der rbb-
Abendschau zu 
den Folgen des 

Flughafen-
debakels.
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Keine Wasser-Rekommunalisierung ohne Prüfung der Teilprivatisierungsverträge

BdSt unterstützt offenen Brief an Berliner Abgeordnete

Der Bund der Steuerzahler Berlin
setzt sich anlässlich der kurz be-
vorstehenden Beratungen im Ber-
liner Abgeordnetenhaus über den
Rückkauf der Wasseranteile für
eine gerichtliche Prüfung der
Teilprivatisierungsverträge ein. n einem offenen Brief wand-ten sich Alexander Kraus, Vor-sitzender des Bundes derSteuerzahler Berlin, Peter Ohm ,Präsident des Verbandes Deut-scher Grundstücksnutzer, SabineFinkenthei vom Arbeitskreis un-abhängiger Juristen, ThomasRudek, Verfasser des Wasser-Volksgesetzes, sowie der Schrift-steller und Preisträger Ingo Schul-ze an die Berliner Abgeordneten.Die Verfasser rechnen in dem

Schreiben vor, dass sich ein Er-folg bei einer gerichtlichen An-fechtung der umstrittenenTeilprivatisie-rungsverträgeauch für dasLand Berlin aus-zahlen würde. Jenachdem, ob einderzeit laufen-des Schiedsver-fahren berück-sichtigt werdenwürde, beliefesich im Falle derNichtigkeit derVerträge die zuzahlende Ge-winnbeteiligungfür jeden derbeiden privaten

Investoren auf lediglich 251,5bzw. 336,3 Mio. Euro. Ein Rück-kauf für 650 Millionen Euro al-leine für denRWE-Ante i lwürde denHaushalt hin-gegen deut-lich stärkerbelasten. Es scheint,dass die Betei-ligten inner-halb kürzesterZeit Himmelund Hölle inBewegung ge-setzt haben,um hier einGeschäft zumAbschluss zu

bringen, dessen Geschäftsgrund-lage – nämlich der Konsortial-vertrag mit seinen Änderungs-vereinbarungen – juristisch äu-ßerst umstritten ist, schriebendie Autoren an die Abgeordne-ten.  Doch statt den Konsortial-vertrag aus den Angeln zu hebenund so die Voraussetzungen füreine Rückabwicklung der Teil-privatisierung zu schaffen, wirdein Rückkauf unter den Bedin-gungen des Konsortialvertragesvereinbart, bevor der parlamen-tarische Sonderausschuss diePrüfung der Teilprivatisierungüberhaupt abgeschlossen hat.Link zum offenen Brief:http://www.steuerzahler-ber-lin.de

Das Bundesverwaltungsgericht hat entschie-
den, dass eine Bettensteuer für Hotelüber-
nachtungen nicht pauschal erhoben werden
darf. Beruflich bedingte Übernachtungen dürf-
ten nach dem Urteil einer sogenannten „City
Tax“ nicht unterzogen werden. Berlin hält an
den Plänen der Einführung einer solchen
Steuer fest.m Koalitionsvertrag haben sich SPD undCDU für die Einführung einer City Tax aus-gesprochen. In der Finanzverwaltung ar-beitet man derzeit daran, eine solche Steuerab dem Jahr 2013 „rechtssicher“ einzufüh-ren. Die City Tax soll 5 Prozent des Über-nachtungspreises betragen. Der Senat erhofftsich zusätzliche Einnahmen aus der Steuervon 20 Millionen Euro pro Jahr. Das Bundesverwaltungsgericht hat eineBettensteuer nun in Teilen als unzulässig er-klärt. Die Richter haben entschieden, dasseine solche Steuer nur für privat veranlassteÜbernachtungen eingefordert werden darf.Für beruflich bedingte Hotelübernachtungendürften die Kommunen dagegen keine Steu-ern verlangen. Nach Angaben der Senatsverwaltung fürFinanzen hat das Urteil des Bundesverwal-tungsgerichtes keine Auswirkungen auf diegeplante Berliner Bettensteuer. Berlin habe

nach Angaben der Finanzverwaltung von An-fang an geplant, beruflich veranlasste Über-nachtungen nicht zu besteuern. Weiterhinmüssen wohl auch Jugendliche von derSteuer ausgenommen werden. Dies führtdazu, dass ein großer Teil der Übernachtun-gen nicht mehr erfasst würde und der Ver-waltungsaufwand für die Hotels zu hoch zuwerden droht. Der Bund der Steuerzahler Berlin hat sichvon Beginn der Debatte an gegen die Einfüh-rung einer City Tax ausgesprochen. Der Vor-standsvorsitzende Alexander Krauskritisierte derartige Pläne als grundsätzlichfalsch. Die Erhebung der City-Tax sei wie beiallen Bagatellsteuern unverhältnismäßigteuer, bürokratisch und zudem auch rechts-widrig, erklärte Kraus.Nach einem Urteil des Bundesverfas-sungsgerichts darf eine solche Steuer nureinen Aufwand erfassen, der über die Befrie-digung des allgemeinen Lebensstandardshinausgeht. Die Übernachtung in einer ande-ren Stadt ist heute aber keineswegs Aus-druck einer besonderen finanziellen Lei-stungsfähigkeit. Eine kommunale Betten-steuer wäre gleichartig mit der bereits vomBund erhobenen Umsatzsteuer und schondeswegen verfassungswidrig. Denn beideSteuern haben den gleichen Steuerschuldner

und den gleichen Steuertatbestand. Der Bundder Steuerzahler wird die Pläne der Einfüh-rung einer City Tax in Berlin daher weiterkritisch verfolgen.

Bundesverwaltungsgericht: Bettensteuer in Teilen unzulässig

Umstrittene City Tax

I

I
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Drei zusätzliche Stellen unter Rot-Schwarz

Teure Staatssekretäre

Nach der Wahl zum Abgeordneten-
haus im vergangenen Jahr hat
sich die rot-schwarze Regierung
drei zusätzliche Staatssekretäre
geleistet. Was dies den Steuer-
zahler kostet, geht aus einer Ant-
wort von Innensenator Henkel
(CDU) auf eine Kleine Anfrage
hervor. und 6,2 Millionen Euro imJahr zahlt das Land Berlinfür seine 22 Staatssekre-täre und die ihnen zustehendenMitarbeiter. In der vorhergehen-den Legislaturperiode gab sichdie damalige Regierung noch mit18 Staatssekretären zufrieden.

Dass sich Rot-Schwarz nun dreiweitere Staatssekretäre gönnt,kostet den Steuerzahler insge-samt rund 860.000 Euro pro Jahr.Die jährlichen Aufwendungenfür einen Staatssekretär betra-gen laut der Antwort von SenatorHenkel 101.550 Euro pro Staats-sekretär. Jedem Staatssekretärsteht ein Leitungsreferent einSachbearbeiter und eine Sekre-tariatskraft zu. Damit ergibt sichein Gehaltsvolumen von durch-schnittlich ca. 286.550 Euro.Hinzu kommen Aufwendungenfür einen Dienstwagen mit Fah-rer, Reisekosten und Büroauf-wendungen.

70 Millionen Euro im letzten Jahr

Verkehrssünder füllen Kassen

Berlin konnte seine Einnahmen
aus Verwarn- und Bußgeldern im
letzten Jahr zum dritten Mal in
Folge erneut steigern. Das geht
aus einer Antwort der Senatsver-
waltung für Inneres auf eine
Kleine Anfrage des Abgeordneten
Peter Trapp (CDU) hervor.nsgesamt 4,36 Millionen Ver-kehrsverstöße verzeichneteder Berliner Senat im Jahr2011. Die daraus erzielten Ge-samteinnahmen betragen 70 Mil-lionen Euro. In  4,16 MillionenFällen wurden Verwarngeldererhoben. Weiterhin wurden256.294 Bußgeldbescheide erlas-

sen und 12.834 Fahrverbote ver-hängt. Der CDU-Politiker führt die ge-stiegenen Einnahmen auf den ge-stiegenen Kontrolldruck der Poli-zei und der Ordnungsämter zu-rück. Allein der Schwarzblitzerim Britzer Tunnel habe im letz-ten Jahr 150.000 Aufnahmen ge-macht, das wäre mehr als jedezweite Aufnahme, die in Berlinvon fest installierten Blitzern ge-macht wurde. Weiterhin habe dieAusweitung der Parkraumbewirt-schaftung zu höheren Einnah-men geführt. Denn mehr Kontrol-len führten zu mehr Anzeigen undfolglich auch zu mehr Einnahmen.

Broschürentipp

AAkkttuueellllee  SStteeuueerrtthheemmeenn  ffüürr  UUnntteerrnneehhmmeerrBei der Vielzahl der Änderungen im Steuer-recht fällt es häufig schwer, den Überblick zubehalten. Für alle Unternehmer, die sichschnell über die aktuelle Gesetzgebung, die neueste Rechtsprechung und anderewichtige Neuerungen im Steuerrecht infor-mieren möchten, ist die Broschüre „AktuelleSteuerthemen für Unternehmer im Über-blick“ eine gute Hilfe. Die Broschüre infor-miert über steuerliche Pflichten gegenüberdem Finanzamt, den Möglichkeiten als Ar-beitgeber mithilfe des Steuerrechts die Mitarbeiter zu motivieren und was zu tun ist, wenn die Steuerfahndung vor der Türsteht oder das Unternehmen an die nach-folgende Generation übergeben werden soll. Eine Auswahl an Musterbriefen zu Frist-verlängeung, Vorauszahlungsherabsetzun

gen oder Ein-sprüchen zuspez i e l l enSachverhal-ten bietetzudem einewertvol leArbeitser-l e i c h t e -rung.
Mitglieder des BdSt Berlin können die Broschüre unter der Telefonnummer 030-7901070, per Post in die Lepsiusstraße110, 12165 Berlin oder im Intenet  unterwww.steuerzahler-berlin.de bestellen.

R I

Parlamentarier beschließen Aufhebung des Gesetzes

Beiträge für Straßenausbau werden erstattet

Der Bauausschuss des Berliner Abgeordneten-
hauses hat Ende August die Abschaffung des
Straßenausbaubeitragsgesetzes beschlossen.
Betroffene Bürger sollen bereits entrichtete
Beiträge zurückerhalten.achdem der Senat die Abschaffung desumstrittenen Straßenausbaubeitrags-gesetzes beschlossen hat, hat nun auch

der Bauausschuss den Weg für die Abschaf-fung des Gesetzes freigemacht. Nun muss nurnoch das Abgeordnetenhaus zustimmen.Das Straßenausbaubeitragsgesetz wurdeim Jahr 2006 eingeführt und regelte die Ko-stenbeteiligung von Anliegern am Ausbau,der Erweiterung oder der Erneuerung öf-fentlicher Straßen. Nur sechs Berliner Be-zirke haben das Gesetz überhaupt an-

gewandt, 675.000 Euro wurden bislang vonden Eigentümern für den Straßenausbau ge-fordert.Im Koalitionsvertrag einigten sich SPD undCDU auf die Abschaffung des Gesetzes. Dasgezahlte Geld soll den Betroffenen nun vonden Bezirken zurückerstattet werden. Anlie-ger werden von den Bezirken schriftlich in-formiert.N
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Am 19. September 2012 hat der
Bund der Steuerzahler das 40.
Schwarzbuch veröffentlicht. Darin
finden sich weit über 100 bei-
spielhafte Fälle von Steuer-
geldverschwendung aus ganz
Deutschland wieder. Wieder ein-
mal zeugen die Fälle von der Plan-
losigkeit im Umgang mit Steuer-
geldern, von Fehlplanungen und
Kostenexplosionen. Die Berliner
Fälle möchten wir Ihnen an dieser
Stelle kurz vorstellen. Die aus-
führlichen Artikel finden Sie im
Schwarzbuch sowie auf www.steu-
erzahler-berlin.de.

Berliner Rechnungshof: Nie-
derschlagsentgelte – Steuer-
gelder versickernSeit dem Jahr 2000 haben Grund-stückseigentümer in Berlin einsogenanntes Niederschlagswas-serentgelt für versiegelte Grund-stücksflächen zu bezahlen, vondenen Regenwasser in die öffent-liche Kanalisation eingeleitetwird.  Hiervon ausgenommensind jedoch Grundstücksflächenauf denen das Niederschlagswas-ser ordnungsgemäß im Bodenversickern kann, z.B. auf Rasen-flächen. In seinem Jahresbericht2012 stellte der Rechnungshofvon Berlin nun fest, dass meh-rere Bezirksämter sowie zweiUniversitäten die für die Bemes-sung maßgeblichen Grundstücks-angaben bei der Einführung desNiederschlagswasserentgeltsnicht stichtagsnah und mit dergebotenen Sorgfalt überprüftund dadurch mindestens 1,8 Mil-lionen Euro an vermeidbaren Aus-gaben verursacht haben. DerBund der Steuerzahler Berlin hat-te bereits im April 2011 auf dieseSparmöglichkeit hingewiesen. 

Kostenexplosion am BER
Schwarzbuch 2012: Wo Pla-
nung und Realität nicht zu-
sammenpassen Berlin/Brandenburg/Bund. Wasfür eine Bruchlandung. Nochnicht einmal eröffnet, trägt derGroßflughafen Berlin Branden-burg durch schlechtes Manage-ment und erhebliche Kosten-steigerungenschon den Makelvon Steuergeldverschwendung.Auch wenn noch gar nichtsämtliche Kosten bzw. Kosten-steigerungen auf dem Tisch lie-gen, steht bereits fest, dass dieSteuerzahler tief in die Taschegreifen müssen, um die Mehrko-sten des Flughafenbaus zu finan-zieren. Politiker aus den Reihen der Ge-sellschafter sollten trotz des fort-geschrittenen Bauprozesses durchausgewiesene externe Fachex-perten sowie durch kompetenteFachbeamte der jeweiligen Ver-waltungen ersetzt werden.

Lichtobjekte wie Straßenschil-
der, die ihrer Bedeutung entho-
ben sind Seit dem 23. April kann man Pan-kower Bürger dabei beobachten,wie Sie etwas ratlos neu aufge-stellte Kunstinstallationen be-trachten. Die vier Stelen tragenden Titel „Polychromie architek-turale“ und sind die Realisationder Gewinnerarbeit aus demKunstwettbewerb „Tor nachPankow“ im Jahr 2010.  Ein Blickauf die Internetseiten des Be-zirks verrät: Der Wettbewerbwar mit 130.000 Euro dotiert.Davon entfallen nach Angabendes Bezirks 25.000 Euro auf dasKünstlerhonorar. Der Bund der SteuerzahlerBerlin stellt diese Verwaltungs-

vorschrift in Frage, solange sol-che Kunstmaßnahmen zu 100Prozent durch neue Schulden fi-nanziert werden müssen, derSenat aber gleichzeitig seinerVerkehrsicherungspflicht nichtnachkommt.

Verschwendung droht: 
Geplante Lichtinstallationen
„Perlenkette aus Licht“Der Berliner Senat plant unterdem Motto „Perlenkette ausLicht“ für acht Brücken und Tun-nelräume in der City West einübergreifendes Lichtkonzept.Aufgrund der Vervierfachungder geplanten Kosten bei einerfrüheren Lichtinstallation untereiner Brücke im Bezirk Neuköllnbefürchtet der Bund der Steuer-zahler, dass auch dieses Licht-projekt zwischen der Hertzalleeam Bahnhof Zoologischer Gartenund der Bleibtreustraße im We-sten den Steuerzahler am Endeein Vielfaches kosten könnte. Die Notwendigkeit einer aus-reichenden Beleuchtung dunklerEcken unter Brücken sieht auchder BdSt durchaus ein. Er ist jedochder Auffassung, dass die kreditfi-nanzierte Realisierung aufwän-diger Kunstprojekte als Beleuch-tungsersatz aufgrund der schlech-ten Erfahrungen in Berlin-Neu-kölln hintenanstehen sollte. Selbstdie Wettbewerbsjury hatte aufdie baulich anspruchsvolle Aus-führung und deren Vandalismus-anfälligkeit hingewiesen.

Hinweis
Das aktuelle Schwarzbuch
2012 des Bundes der Steuer-
zahler kann in der Geschäft-
stelle unter der Telefonnummer
030-79010724, per E-Mail an
info@steuerzahler-berlin.de
oder per Post in die Lepsius-
straße 110, 12165 Berlin, be-
stellt werden.
Einen Link zur Online-Aus-

gabe und die Möglichkeit zum
Download finden Sie auf 
der Internetseite des Vereins
www.steuerzahler-berlin.de.
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Schwarzbuchfall zum SEZ

Grundstück verschenkt - Auflagen nicht erfüllt

m 1. Juli 2003 veröffent-lichte die Senatsverwal-tung für Finanzen fol-gende Pressemitteilung: „Der
Senat hat auf Vorlage von Finanz-
senator Dr. Thilo Sarrazin die
Veräußerung des Sport- und Er-
holungszentrums an der Lands-
berger Allee (SEZ) beschlossen.
Für den symbolischen Preis von
einem Euro erhält die Leipziger
Poseidon GmbH die seit Dezember
letzten Jahres leer stehende An-
lage. In den nächsten Monaten
wird das sächsische Unternehmen
sukzessive die einzelnen Bereiche
der Anlage eröffnen und bis 2008
den Schwimmbereich umbauen.

Der Senat hatte die Vergabe
des SEZ an eine feste Zusage des
Investors für eine Wiedereröff-
nung des Schwimmbereiches ge-
knüpft. Nach Übernahme des SEZ
werden etappenweise der Bow-
lingbereich, die Sporthalle, der
Fitnessbereich und die Saunaan-
lagen saniert und in Betrieb ge-
nommen. Innerhalb eines mit der
Senatsverwaltung für Finanzen
vertraglich abgestimmten Zeit-
raums von maximal fünf Jahren

wird dann die Schwimmhalle zu
einem modernen, familienfreund-
lichen Spaßbad umgebaut. Ge-
plant sind u. a. die Renovierung
des Badebereiches, die Erweite-
rung um einen umfangreichen
Flachwasserbereich für Kleinkin-
der und eine große Rutschanlage.
Vorbehaltlich der Zustimmung
des Abgeordnetenhauses kann der
Vertrag Ende August unterzeich-
net werden.“
Hallenbad vertraglich fixiertAm 2. Juli 2003 veröffentlichteder Liegenschaftsfonds Berlindann folgende Aussagen in einerPressemitteilung: „Wiedereröff-
nung des Hallenbades vertraglich
fixiert (…) Innerhalb eines mit der
Senatsverwaltung für Finanzen
vertraglich abgestimmten Zeit-
raums von maximal fünf Jahren
wird dann die Schwimmhalle zu
einem modernen, familienfreund-
lichen Spaßbad umgebaut. Ge-
plant sind u.a. die Renovierung des
Badebereiches, die Erweiterung
um einen umfangreichen Flach-
wasserbereich für Kleinkinder
und eine große Rutschanlage.“

Wenige Tag zuvor hatte derdamalige Finanzsenator ThiloSarrazin bereits in der Plenarsit-zung am 26. Juni 2003 vom Er-gebnis seiner Verhandlungen mitdem Investor Folgendes berichtet: „1. Der Investor sagt zu, und das
wird auch im Vertrag verankert,
dass er bis zur Aufnahme eines
Badebetriebes alle Einnahmen
aus dem SEZ ins SEZ reinvestieren
wird. Das wird vom Liegenschafts-
fonds nachgeprüft. Es wird kein
einziger Euro aus dem SEZ an den
Investor fließen, bis der Badebe-
trieb aufgenommen worden ist.
2. Wenn der Badebetrieb bis zu
einem bestimmten Punkt nicht
aufgenommen worden ist, und
zwar unabhängig davon, ob dies
schuldhaft oder nicht schuldhaft
geschah, hat das Land Anspruch
auf Übertragung des SEZ. 3. Dabei
hat der Investor Anspruch auf die
Auslagen, die ihm bis dahin tat-
sächlich entstanden sind, also
einen Euro, mehr wird das nicht
sein. Das bedeutet, dass der Inve-
stor jetzt die Chance hat, zu zei-
gen, dass er durch stufenweise
Eröffnung das SEZ bis zum Bade-

betrieb führen kann. Wenn er das
nicht kann, aus welchen Gründen
auch immer, fällt das SEZ an uns
zurück. 4. Für diesen ungünstig-
sten Fall haben wir zumindest für
einige Jahre Unterhaltskosten für
das SEZ gespart. Auch das sind be-
achtliche Beträge. 500 000 € im
Jahr kommen leicht zusammen.
Wir haben für den Fall des ent-
gültigen Scheiterns, das ich nach
dem heutigen Gespräch als eher
unwahrscheinlich ansehe, dann
immer noch die Möglichkeit, das
SEZ selbst zu verwerten.“
Vertragsstrafe vorgesehenAus der Antwort auf die KleineAnfrage des Abgeordneten vonLüdeke vom 7. Juni 2005 (DS15/12588) geht zudem Folgen-des hervor: „Die Wiederauf-
nahme des Badebetriebes ist
vertraglich vereinbart. Für den
Fall, dass der Hallenbadbetrieb
nicht bis zum 31.12.2007 aufge-
nommen wird, ist eine Vertrag-
strafe vorgesehen. (…) Der Käufer

Im Jahr 2003 hatte der Berliner Senat den Verkauf des damals leer stehenden Sport- und Erholungszen-
trums an der Landsberger Allee (SEZ) beschlossen. Der Kaufpreis von nur einem symbolischen Euro war an
die feste Bedingung geknüpft, dass der Käufer den Hallenbadbetrieb innerhalb von fünf Jahren wieder auf-
nimmt. Dazu sollten sämtliche Erträge aus dem SEZ abzüglich der Kosten in die Modernisierung des Bades
gesteckt werden. Andernfalls sollte das Grundstück wieder zurück an das Land Berlin fallen. Sogar eine
Vertragsstrafe war vereinbart. Die trockengelegten Schwimmbecken im SEZ werden heute lediglich für 
Ballsportarten genutzt. Das SEZ macht von außen einen zunehmend verwahrlosten Eindruck. Das Ziel, durch
die Weggabe eines Grundstücks mit einem zweistelligen Millionenwert für nur einen symbolischen Euro,
den Berlinern wieder einen Badebetrieb im SEZ zu sichern ist gescheitert. Von seinem Rückkaufsrecht 
über das Grundstück für angeblich einen Euro hat der Berliner Senat trotzdem bislang keinen Gebrauch
gemacht. Irgendwann wollte der Senat nichts mehr von einem Hallen- bzw. Schwimmbad wissen und sah 
die vertraglichen Bedingungen einfach als erfüllt an! Fazit: Grundstück verschenkt und trotzdem kein
Schwimmbad! 

Das vertraglich zugesicherte
Schwimmbad ist nie eröffnet
worden. Warum fordert der
Senat das SEZ nicht zurück?

A

kraus
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ist verpflichtet, alle Erträge aus
dem Betrieb des SEZ, abzüglich
Kosten, in die Modernisierung des
Bades zu investieren und die Ein-
haltung dieser Verpflichtung jähr-
lich für das vorausgegangene
Wirtschaftsjahr durch Testat
eines Wirtschaftsprüfers gegen-
über dem Land nachzuweisen.“Auch wird in einem Schreibendes Liegenschaftsfonds Berlinmit dem Geschäftszeichen Ob-jekt-Nr. 9128 VM vom23.03.2007 – das uns in Kopievorliegt – der Senatsverwaltungfür Finanzen mitgeteilt, dass derKäufer gemäß § 6 des Kaufver-trages u.a. folgende Verpflich-tung übernommen habe: „Der
Hallenbadbetrieb ist bis zum
31.12.2007 aufzunehmen (Option
auf angemessene Verlängerung
unter Berücksichtung eines Ener-
gie- und Wirtschaftlichkeitskon-
zeptes). (…) Wir gehen davon aus,
dass das Schwimmbad fristge-
recht fertiggestellt sein wird.“ Zudem antwortete der dama-lige Finanzsenator Dr. Sarrazin inder Plenarsitzung am 22. No-vember 2007 auf eine Frage desAbgeordneten Wansner: „Der Ei-
gentümer des SEZ hat sich ver-
pflichtet, weiterhin das SEZ als
Sport- und Erholungszentrum zu
nutzen und dabei folgende Ange-
bote zu machen: Sauna, Bowling,
Sporthalle, Fitness und Hallenbad,
und zwar alles in einer zeitlichen
Reihenfolge. (…) Beim Hallenbad
ist vom Käufer ein Energie- und
Wirtschaftlichkeitskonzept zu er-
stellen und mit dem Verkäufer ab-
zustimmen. Das ist geschehen.“In der Antwort auf die nichtbehandelte Mündliche AnfrageNr. 13 der Abgeordneten Kubalaaus der Plenarsitzung am 22. No-vember 2007 (DS 16/20171)heißt es dann allerdings plötzlich

zunehmend relativierend: „Der
Eigentümer des SEZ hat im Kauf-
vertrag die Verpflichtung über-
nommen, den Hallenbadbetrieb
im Rahmen eines vom Käufer zu
erstellenden und mit dem Verkäu-
fer abzustimmenden Energie- und
Wirtschaftlichkeitskonzeptes bis
zum 31.12.2007 wieder aufzuneh-
men. Es besteht nicht die Pflicht,
das Hallenbad in dem ursprüngli-
chen Umfang zu betreiben. Insbe-
sondere liegt keine Verletzung der
vertraglichen Verpflichtungen
durch die Trockenlegung des gro-
ßen Schwimmbeckens und den
Umbau desselben in eine Sportan-
lage für Ballsportarten vor. (…)
Da derzeit keine offensichtliche
Vertragsverletzung erkennbar ist,
kommt eine Rückgabe des SEZ
nicht in Betracht.“Im Ausschuss für Sport am 18.Januar 2008 sagte der Geschäfts-führer des LiegenschaftsfondsLippmann dann jedoch wieder:„Zum derzeitigen Stand – der von
uns als vertragskonform einge-
schätzt wird – kann ich sagen,
dass Herr Löhnitz bis zum 31. De-
zember die technische Inbetrieb-
nahme des Hallenbadbetriebs, wie
im Vertrag verpflichtet, aber 
noch nicht die tatsächliche Eröff-
nung vorgenommen hat. (…) 
Wir vertreten den Standpunkt,
dass er nicht nur die technische
Bereitstellung und Inbetrieb-
nahme schuldet, sondern auch die
Eröffnung. Nach dem erstellten
Energie- und Wirtschaftlichkeits-
konzept geht er von einer Her-
stellung des Hallenbadbetriebs

im Zeitraum Januar 2007 bis 
Dezember 2008 aus. Das heißt,
nach diesem Konzept hätte er –
bei großzügiger Auslegung – noch
bis Ende des Jahres Zeit, den Hal-
lenbadbetrieb wieder zu er-
öffnen.“

Nun doch kein Schwimmbad?In der Pressemitteilung Nr. 09-043 der Senatsverwaltung für Finanzen vom 6. Juni 2009 voll-zieht die damalige Finanzstaats-sekretärin nach einem Besuchdes SEZ jedoch plötzlich eine er-staunliche 180-Grad-Kehrtwen-de und wird mit den Wortenzitiert: „Wer richtig schwimmen
möchte, kann im nahe gelegenen
SSE seine Bahnen ziehen. Es war
nie beabsichtigt, ein neues
Schwimmbad im SEZ entstehen zu
lassen. Vielmehr sind die vielseiti-
gen Sport-, Erholungs- und Frei-
zeitangebote Kern des verfolgten
Konzeptes, das die Sportangebote
des Bezirkes und seiner Umge-
bung sinnvoll und umfassend er-
gänzt.“
Rückkaufsrecht?In der Antwort der Senatsver-waltung für Finanzen auf dieKleine Anfrage des Abgeordne-ten von Lüdeke vom 8. Juni 2010(DS 16/14490) wird eingeräumt,dass es ein Rückkaufsrecht fürdas Land Berlin gibt und, dass esaber offenbar noch immer wedereinen Hallenbadbetrieb nochüberhaupt eine Betriebsgeneh-migung dafür gibt: „Für den Fall,
dass der Käufer gegen bestimmte
kaufvertraglich vereinbarte Ver-
pflichtungen verstößt, kann das
Land Berlin den Wiederkauf des
Grundstücks ausüben. Das Recht
ist unbefristet. (…) Im zuständi-
gen Bezirksamt lag nach dem
01.01.2008 keine Genehmigung
zum Betrieb eines Hallenbades im
SEZ vor. (…) Im SEZ wird derzeit
kein Hallenbad im baurechtlichen
Sinne betrieben. (…) Wann mit
dem Betrieb eines Hallenbades

gerechnet werden kann, ist nicht
absehbar.“
Verpflichtung erfüllt?In der Antwort der Senatsver-waltung für Finanzen auf dieKleine Anfrage des Abgeordne-ten Czaja vom 28. September2010 (DS 16/14777) wird dannallerdings erneut widersprüch-lich berichtet: „Der Käufer hat
seine vertraglichen Verpflichtun-
gen erfüllt. Eine Rückübertragung
an das Land Berlin war nicht an-
gezeigt. (…) Der Käufer ist ver-
pflichtet, das SEZ unbefristet als
Sport- und Erholungszentrum zu
nutzen. Weiterhin waren zu be-
stimmten Terminen Sauna, Bow-
ling, Sporthalle, Fitnessangebot
und der Hallenbadbetrieb aufzu-
nehmen.“Für den Bund der Steuerzahlerstellt sich der Sachverhalt nun sodar, dass der Senat damals eineparlamentarische Zustimmungzum Verkauf des SEZ-Grund-stücks für lediglich einen symbo-lischen Euro nur unter derMaßgabe erhalten hat, dass dortso für die Berlinerinnen und Ber-liner ein Hallenbadbetrieb ge-währleistet sein wird, bzw.andernfalls das Grundstück wie-der an das Land Berlin zurück-fallen würden, sich jetzt aber dasLand nicht um die Rücknahmeeines kostbaren Areals bemüht. 
Der Senat schweigtAnfragen des Bundes der Steuer-zahler Berlin an den zuständigenFinanzsenator mit folgendem In-halt sind bislang unbeantwortetgeblieben: 1. Ist in dem Kaufver-trag über die Liegenschaft SEZmit dem Käufer der Begriff
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Völlig überzogen!

Landeschefs gönnen sich ordentliches Gehaltsplus

Wieder einmal haben sich die Chefs der Berli-
ner Landesunternehmen einen ordentlichen
Gehaltszuwachs gegönnt. Der Bund der Steu-
erzahler hält die Steigerungen für überzogen
und nicht mehr vermittelbar.m durchschnittlich 8,3 Prozent stie-gen die Bezüge in den Chefetagen derBerliner Landesunternehmen im letz-ten Jahr. Die Topmanager gönnen sich ohne-hin bereits saftige Bezüge, die teilweise einVielfaches der Bezüge von Senatoren oderdes Regierenden Bürgermeisters ausmachen.Dabei sind Jahresgehälter von über 300.000Euro keine Seltenheit. Einige wenige Vorstände verdienen sogarüber eine halbe Millionen Euro im Jahr, dar-unter auch der Flughafen-Chef RainerSchwarz. Er hat im Jahr 2011 nach den Aus-wertungen der Nachrichtenagentur dpa555.000 Euro verdient. Gegenüber dem Ber-liner Kurier kritisierte BdSt-Vorstand Alex-ander Kraus die üppigen Bezüge. „Das

Argument, dass gute Leute Geld kosten, ziehtnicht (…) beim Flughafen hat es offensicht-lich auch nichts genutzt“, so Kraus.Berlins Arbeitnehmer haben im Jahr 2012nur 3,2 Prozent mehr verdient, die Landes-chefs gönnten sich 8,3 Prozent mehr Gehalt.„Eine Gehaltssteigerung ist in dem gutenkonjunkturellen Umfeld nicht unüblich. Aberin dieser Größenordnung ist das schwer zuvermitteln“ so Kraus weiter. Zwar übernehmen die Landesunterneh-men im Grunde staatliche Aufgaben. Den-noch folgen die Gehälter keinem Tarifvertrag,sondern werden frei ausgehandelt, ein Um-stand den der Bund der Steuerzahler seit lan-gem kritisiert. Für lobenswert erachtet derVerein das Transparenzgesetz, mit dem dasAbgeordnetenhaus die Landesunternehmenverpflichtet, die Chefgehälter offenzulegen.Das Land Berlin veröffentlicht die Zahlenjährlich im sogenannten Beteiligungsbericht.Jeder Berliner kann den Bericht einsehenund sich selbst ein Bild machen.

U

Die Chefs der Berliner Landesunternehmen
gönnen sich üppige Gehälter. Spitzenreiter

ist der Vivantes-Finanzgeschäftsführer Peter
Schnitzler mit einem Gehalt von 630.000

Euro im Jahr 2011 . Mit 555.000 Euro im Jahr
2011 befindet sich der BER-Geschäftsführer
Peter Schwarz auf Platz zwei der Rangliste.
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Fortsetzung von Seite 3„Hallenbad“ überhaupt hinrei-chend konkretisiert worden (z.B.durch Maßangaben, genaue Be-schreibung bzw. Benennung derBecken etc.) oder hat man sichauf die lediglich sehr allgemei-nen Definitionen der einschlägi-gen Richtlinie und Normenverlassen? 2. Hat der Senat ge-genüber dem Käufer die in DS15/12588 genannte Vertrags-strafe bereits geltend gemacht,weil der dort vorausgesetzte Hal-lenbadbetrieb selbst 2010 – wiein DS 16/14490 mitgeteilt – nochnicht aufgenommen wordenwar? Auf welchen Betrag beläuftsich dieses Vertragsstrafever-sprechen des Käufers? 3. Wanngedenkt der Senat von seinemangeblich auf Dauer bestehen-den Rückkaufrecht Gebrauch zumachen und das SEZ-Grundstückfür nur einen Euro (vgl. SarrazinsAusführungen vom 26. Juni2003) zurückzukaufen, weil der

Käufer den Betrieb eines Hallen-bades als Rechtfertigungsgrundfür den geringen Kaufpreis vonnur einem Euro niemals erfüllthat? 4. Wie konnte bzw. kann derSenat die in DS 15/12588 be-kanntgegebene Vertragsrege-lung überhaupt überprüfen, obder Käufer alle Erträge aus demBetrieb des SEZ, abzüglich derKosten, tatsächlich in die Moder-nisierung des Bades investierthat, wenn der tatsächliche Be-treiber – augenscheinlich die SEZBerlin GmbH – rechtlich eine an-dere Person als der Käufer ist. 
5. Warum wird vom Senat eineLeiziger Poseidon GmbH als Käu-fer angegeben, die im Bundesan-zeiger überhaupt nicht zu findenist, während der Liegenschafts-fonds teilweise abweichendeinen Herrn Löhnitz als Käuferangibt und wie ist die Aussagevon Rainer Löhnitz in der tv.ber-lin-Sendung „Harry Hilft“ vom10.07.2009, vorgestellt als Inve-

stor des SEZ, zu bewerten, wo-nach nicht eine Poseidon Sport-stätten GmbH (die einzige GmbHmit diesem Namen befindet sichübrigens seit 2009 in Liquida-tion) sondern er selbst das Po-seidon (offenkundig ein Ver-sprecher, gemeint war aus demSinnzusammenhang offenbar dasSEZ und nicht etwa das Posei-don-Schwimmbad in Markklee-berg) erworben habe? 6. Stim-men die Vorwürfe der Berliner

Landes-FDP in ihrer Pressemit-teilung vom 23. Mai 2012, dassdas betreffende Grundstück tat-sächlich erst im Jahr 2008 grund-buchlich umgeschrieben wordenist, der Käufer zwischenzeitlichmehrere zehntausend Euro Stra-ßenreinigungsgebühren nicht be-zahlt hätte, die der Liegen-schaftsfonds schließlich über-nehmen musste und dieser auchdie Gebühr für die Grundbuchein-tragung übernommen hätte?
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Ende September hat der Senat auf
Vorschlag des Finanzsenators die
neue mittelfristige Finanzplanung
für die Jahre 2012 bis 2016 ver-
abschiedet. Erfolgreiche Haus-
haltsverhandlungen nach Senats-
neubildung und geringe Ausga-
benzuwächse hätten dies möglich
gemacht, hieß es. Wohlgemerkt:
Die Zuwächse sinken und nicht
etwa die Ausgaben selbst. Diese
steigen nach wie vor weiter an,
wenn vielleicht auch etwas lang-
samer und angeblich auch nicht
mehr lange. er Finanzsenator machtedeutlich, dass er bis späte-stens 2016 den Haushalts-ausgleich schaffen könne,vorausgesetzt, die Einnahmenentwickelten sich weiterhin sta-bil. Wichtig seien jedoch über-schaubare und stabile Rahmen-bedingungen. Insbesondere dasSteuerrecht dürfe nicht erneu-ten Veränderungen unterworfensein. Im Klartext heißt das nichtsanderes, als dass die Ausgabenweiter steigen, die Einnahmennoch schneller steigen und dieAusgaben spätestens im Jahr2016 überholen werden. Voraus-setzung dafür ist allerdings, dass die steuerlichen Zügel bloßnicht gelockert werden. Immer-hin weist der Finanzsenator in den Eckwerten der Finanz-planung 2012 bis 2016 sogarschon das Jahr 2014 als dasletzte Jahr mit einer Nettokredit-aufnahme aus. Wenn das wirk-lich so käme, dass das LandBerlin dann bereits fünf Jahrevor dem Eintreten der Schulden-bremse sogar mit der Rückzah-lung seiner Schulden beginnenwürde, wäre das eine unglaubli-che Leistung des Finanzsenators.Wenn!Aber wäre dann das Problem

der Berliner Verschuldung schonerledigt? Wohl kaum! Berlin hatderzeit bereits über 63 Mrd.Euro Schulden. Steigen sollendiese noch auf über 64 Mrd.Euro. Das ist fast das 3-fache desderzeitigen gesamten Ausgaben-volumens eines Jahres. Wie lange würde es eigentlichdauern, diesen Schuldenbergwieder abzutragen, d.h. zu til-gen? Zunächst fallen die Zinsenauf die Schulden an. Nach demHaushaltsplan für 2014 sind das2,364 Mrd. Euro bzw. gut 10 Pro-zent der Gesamtausgaben, dieschon jetzt nicht mehr für staat-liche Leistungen, wie z.B. Schu-len, Kitas, Straßen, Sozial-leistungen etc., zur Verfügungstehen. Selbst wenn die Berliner Lan-desregierung es politisch durch-setzten könnte, nur eine halbeMilliarde Euro zusätzlich zu denZinsen auch noch an die Gläubi-ger wieder zurückzuzahlen,würde es 128 Jahre dauern, bisder Schuldenberg getilgt ist. DieZinslasten würden dabei mit zu-nehmender Tilgung freilichimmer weiter sinken, was ei-gentlich auch gerecht wäre, weilunsere Urenkel ja weder von denSchuldenexzessen ihrer Vorfah-ren profitieren noch etwas dafürkönnen.Aber machen wir es doch ein-fach wie die Häuslebauer! Wirbetrachten das ganze als ein An-nuitätendarlehen, bei dem diemonatliche Rate immer konstantbleibt. Bei einer Darlehens-summe von 64 Mrd. Euro, einem(angenommenen) Zinssatz von 4Prozent über die gesamte Lauf-zeit und einer anfänglichen Til-gung von gerade einmal 0,2Prozent ergibt sich eine monatli-che Rate von 224 Mio. Euro, d.h.2,688 Mrd. Euro im Jahr. Nach

einer Laufzeit von 30 Jahrenwäre der Schuldenberg erst aufknapp 56,6 Mrd. Euro ge-schrumpft und erst nach 76,2Jahren schließlich gänzlich abge-baut. Anders ausgedrückt: DieBürger müsste nach heutigenMaßstäben fast ein ganzen Men-schenleben lang Jahr für Jahr undvöllig ausnahmslos mehr als einAchtel gemessen an den gesam-ten heutigen Einnahmen Berlinsfür die Abzahlung der Schuldenaufbringen, die in nur wenigenJahren aufgehäuft worden sind.Fast 141 Mrd. Euro müsstenkünftige Generationen von Berli-ner Steuerzahlern dabei alleinfür die anfallende Zinse bis dahinaufbringen. Könnte man monat-lich sogar eine Rate von 320 Mio.Euro aufbringen, wäre Berlinersogar schon in knapp 28 Jahrenschuldenfrei. Ganz schön sport-lich!Trauen Sie der Politik soviel Aus-dauer zu?Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!
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Löblich ist zunächst, dassdie Veröffentlichung derVerwendungsnachweiseder Fraktionen für das Kalender-jahr 2011, Drucksache 17/0472,bereits Ende August dieses Jah-res erfolgt ist. Als das letzte Mal2006 ein Wechsel der Wahlperi-ode stattgefunden hatte, dauertedie Veröffentlichung des Ver-wendungsnachweises immerhinbis März 2008. So hatte der Bundder Steuerzahler diesmal vielfrüher die Gelegenheit, die pro-blematischen Ausgabenblöckekritisch unter die Lupe zu neh-men. 
Ausgaben für 
ÖffentlichkeitsarbeitAufgabe der Fraktionen ist es, dieArbeit der Abgeordneten zu ko-ordinieren und damit die poli-tisch-parlamentarische Arbeitihrer Mitglieder zu erleichtern,wie es das Berliner Fraktionsge-setz definiert. Gesetzlich erlaubtist den Fraktionen dabei auch, ineigener redaktioneller Verant-wortung und unter inhaltlichemBezug zu ihrer Arbeit und Aufga-benstellung die Öffentlichkeit zuunterrichten. Die Willensbildung des Volkeszu beeinflussen, auf die politi-schen Anliegen der Mutterparteihinzuweisen und dadurch derenWettbewerbschancen zu verbes-sern, hat jedoch nichts mit derKoordinierungsaufgabe derFraktionen im Zusammenhangmit ihrer Parlamentsarbeit zutun. Der Bund der Steuerzahlerachtet daher darauf, dass Aufga-ben, die eigentlich von den Par-teien zu erbringen sind, nichtheimlich durch die Fraktionskas-sen finanziert werden. Der Bund der Steuerzahlerhatte daher bereits im Mai 2011

die Fraktionen eindringlichdavor gewarnt, sich 2011 mitFraktionsgeldern am Wahlkampfzum Berliner Abgeordnetenhauszu beteiligen und angekündigt,die Öffentlichkeitsarbeit derFraktionen sehr genau im Augezu behalten. Dennoch musste derBdSt im August 2011 eine Zei-tungsanzeige der Berliner SPD-Fraktion als rechts- undverfassungswidrige Wahlwer-bung auf Steuerzahlerkosten kritisieren. Der rechtlich erforderlichekonkrete Bezug zur aktuellenparlamentarischen Arbeit fehlevöllig, es handle sich bei der An-zeige um eine reine Sympathie-werbung für die Mutterpartei aufSteuerzahlerkosten, erklärte derBdSt damals. Auch könne vier-einhalb Wochen vor der Abge-ordnetenhauswahl eine der-artige Aussage beim Bürger alsnichts anderes als der Versucheiner werbenden Einflussnahmezugunsten der Partei wahrge-nommen werden. Anzeigenkampagnen durchdie Fraktionen während desWahlkampfes, deren Inhalteüber Arbeitsberichte oder dasbloße Bilanzieren eigener Lei-stungen während der vergangenLegislaturperiode hinausgehensind verboten. Die SPD-Fraktionhatte damit Steuermittel für Auf-gaben zweckentfremdet, dienach dem Parteiengesetz vonden Parteien zu erbringen sind.Denn der engeren Vorwahlzeitunterliegt die Öffentlichkeitsar-beit der Fraktionen dem Gebotder Zurückhaltung. Besonders inder Schlussphase des Wahl-kampfes sind für den Einsatz derFraktionsgelder aus Steuermit-teln besonders strenge Maßstäbeanzusetzen. Nach dem vorliegenden Ver-

wendungsbericht hat die SPD-Fraktion 2011 rund 284.000Euro für „Öffentlichkeitsarbeit,Veranstaltungen, Tagungen undRepräsentation in Berlin“ ausge-geben. Dabei ist bemerkenswert,wie diese Ausgabenpositionenmit näher rückendem Wahlter-min stetig angestiegen sind.Während 2007 hierfür nur120.000 Euro und 2008 146.000Euro ausgegeben worden waren,stiegen diese Ausgabenblöckemit 192.000 Euro im Jahr 2009auf dann immerhin schon241.000 Euro im Jahr 2010 kon-tinuierlich an. Nicht ganz so stark zugelangthat die CDU-Fraktion bei denAusgaben für „Öffentlichkeitsar-beit, Veranstaltungen, Tagungenund Repräsentation in Berlin“ imWahljahr. Sie gab 2011 hierfürmit knapp 172.000 Euro gering-fügig weniger aus, als in den Jah-ren 2007 und 2009 mit jeweilsrund 179.000 Euro und deutlichweniger als in den Jahren 2008und 2010 mit 210.000 bzw.230.000 Euro. Die Linksfraktion sparte sichIhre Mittel für „Öffentlichkeitsar-beit, Veranstaltungen, Tagungenund Repräsentation in Berlin“ offen-bar ebenso wie die SPD-Fraktionfür die Vorwahlzeit auf. Sie ver-ausgabte 2011 mit 120.000 Euro

hierfür jedenfalls deutlich mehrSteuergeld als in den Vorjahren.Im Jahr 2010 waren es nämlich85.000 Euro nach 58.000 Euroim Jahr 2009, 47.000 Euro imJahr 2008 und 59.000 Euro imJahr 2007. Die Fraktion Bündnis 90/DieGrünen lag mit 73.000 Euro imJahr 2011 bei „Öffentlichkeitsar-beit, Veranstaltungen, Tagungenund Repräsentation in Berlin“leicht unter dem Vorjahreswert(77.000 Euro). Nur 2008 hattesie mit 92.000 Euro hierfür mehrausgegeben. In den Jahren 2007und 2009 waren es hingegen je-weils nur 61.000 Euro. 
Ausgaben für FunktionszulagenDie SPD-Fraktion hat im Jahr2011 insgesamt 227.449,78 Eurofür „Entgelte und Aufwandsent-schädigungen für Fraktions-mitglieder mit besonderen Funk-tionen“ ausgegeben. Bei derCDU-Fraktion waren es sogar253.431,60 Euro. Dabei handelt es sich um Be-träge, die Abgeordnete aus denFraktionskassen zusätzlich zuIhren Diäten erhalten. Der Bundder Steuerzahler hält derartigeZusatzleistungen aufgrund derRechtsprechung des Bundesver-fassungsgerichts sowie derStaatsgerichtshöfe von Ham-

Verwendungsnachweise der Fraktionen

Parlamentarier entscheiden in eigener Sache

Nach dem Berliner Fraktionsgesetz haben die im Abgeordnetenhaus
vertretenen Fraktionen einmal jährlich über die Verwendung der ihnen
aus dem Landeshaushalt gewährten Steuermittel zu berichten. Da bei
der finanziellen Ausstattung der Fraktionen die Abgeordneten in 
eigener Sache befinden, lohnt ein Blick in das trockene Rechenwerk 
allemal.

Das Berliner Abgeordnetenhaus. Die Finanzierung der Fraktionen
muss aus  Sicht des Bundes der Steuerzahler transparenter werden. 

L
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burg und Bremen nur für die Fraktionsvor-sitzenden sowie jeweils zweier Stellvertreterund allenfalls noch für einen Parlamentari-schen Geschäftsführer für zulässig. Würde man hier die Zulagenhöhe des Parla-mentspräsidenten (plus 100 Prozent) sowieseiner beiden Stellvertreter (je plus 50 Pro-zent) zugrunde legen, reichten die ausgewie-senen Beträge bei der SPD-Fraktion für einenFraktionsvorsitzenden und neun Stellvertre-

ter und bei der CDU-Fraktion sogar für fast11 Stellvertreter. Das deutet darauf hin, dassder Empfängerkreis von Funktionszulagen indiesen beiden Fraktionen in einem verfas-sungswidrigen Umfang ausgeweitet wordensein muss. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-nen weist zum Vergleich gerade einmal13.000 Euro für das ganze Jahr aus. Auch dieLinksfraktion bewegt sich bei den Funkti-onszulagen im zulässigen Rahmen, während

die SPD-Fraktion Anfragen des Bundes derSteuerzahler stets unbeantwortet gelassenhat und der CDU-Fraktionsvorsitzende Flo-rian Graf eine Anfrage des Bundes der Steu-erzahler auf abgeordnetenwatch.de sogar zuverhindern versucht hat. Die Diäten für dieTätigkeit im Teilzeitparlament Berlin betru-gen im Jahr 2011 monatlich 3.309 Euro zu-züglich einer steuerfreien Kostenpauschalevon monatlich 955 Euro.
BdSt sprach mit MdA Robert Schaddach

Sinnloser Rückbau am Adlergestell

In den letzten Wochen mehrten sich beim BdSt
die Anfragen empörter Bürger zu dem geplan-
ten Rückbau des Adlergestells. Der Berliner
BdSt-Vorsitzende Alexander Kraus sprach
jetzt mit dem Mitglied im Berliner Abgeordne-
tenhaus Robert Schaddach (SPD) über die Ant-
wort auf seine parlamentarische Anfrage. m Abschnitt zwischen Dörpfeldstraße undGlienicker Weg soll das Adlergestell imZuge einer grundhaften Instandsetzungumgebaut werden. Das bedeutet je zwei Spuren pro Richtung für den fließenden Ver-kehr und zusätzliche Abbiegespuren an denKnotenpunkten, heißt es in der Antwort aufdie kleine Anfrage. Derzeit verläuft der Verkehr auf der B 96a mit insgesamt sechsSpuren.Es sei beabsichtigt, die Baumaßnahme imo.g. Abschnitt Ende des ersten Quartals 2013durch Leitungsbaumaßnahmen der BerlinerWasserbetriebe einzuleiten und voraussicht-lich in 2015 abzuschließen. Die Kosten derStraßenbaumaßnahme würden gegenwärtigim Rahmen der zu erstellenden Baupla-nungsunterlagen ermittelt.Auf die Frage des Abgeordneten, ob esnicht sinnhafter für einen staufreien Verkehrwäre, alles so zu lassen, wie es ist und dieGelder besser in den Erhalt und die Pflege

des gesamten Netzes zu investieren und nochmehr Radwege einzurichten antwortete dieSenatsverwaltung für Stadtentwicklung undUmwelt gewohnt ausweichend. Verkehrsplanerisches und verkehrspoliti-sches Ziel des Senates von Berlin sei es,durch den Bau der A 113 und der A 100-Ver-längerung übergeordnete Verkehre zu bün-deln und damit Stadtstraßen verkehrlich zuentlasten. Diese entlasteten Straßenräumesollen stadtfreundlich umgebaut werden, umbesonders dem Öffentlichen Personennah-verkehr sowie dem Rad- und Fußverkehr

besser gerecht zu werden. Für das Adlergestell soll in den Abschnit-ten mit anliegender Wohnbebauung eine ent-sprechende Veränderung schrittweiseumgesetzt werden. Dazu zählen auch ver-besserte Radverkehrsanlagen. ZusätzlicheStauerscheinungen wären nach Auffassungdes Senats  nicht zu erwarten. Der Bund der Steuerzahler hielte es indesfür Vernünftiger, abzuwarten wie sich derVerkehr mit der Flughafeneröffnung entwik-kelt, bevor eine funktionierende Straße weg-gerissen wird.

I

Ist der Rück-
bau des Adler-

gestells sinnvoll?
Darüber sprach

BdSt-Vorsitzender
Alexander Kraus
mit dem Berliner

MdA Robert
Schaddach.

Broschürentipp
Familie und SteuernDie Broschüre Familie und Steuern er-klärt auf 72 Seiten die wesentlichenSteuerregelungen, die Familien entla-sten. Alle relevanten Beträge, die vonder Steuer abgesetzt werden können,werden erklärt. Dazu zählen Kinderbe-treuungskosten, Riester-Rente, famili-enbedingte Sonderausgaben undaußergewöhnliche Belastungen. Weiter-hin wird auf die Erbschaft- und Schen-kungsteuer sowie Mutterschafts- undElterngeld eingegangen.

In einer alternden Ge-sellschaft ist die Frageder Altersvorsorge zu-nehmend in den Fokusauch jüngerer Menschengerückt. Allein die gesetzli-che Altersvorsorge wirdkünftig nicht mehr ausreichen, um den Le-bensstandard im Alter abzusichern. Der Ein-zelne muss sich also in seiner Alters-absicherung breiter aufstellen. Selbständigesind ohnehin allein für ihre Altersvorsorge  

zuständig. Wichtig für die Steuerzahler istdaher zu wissen, wie die drei Säulen der Al-tersabsicherung - die Basisversorgung, die(betriebliche) Zusatzversor-gung und Kapitalanlagepro-dukte - einkommensteuer-lich und sozialversiche-rungsrechtlich behandeltwerden, und zwar sowohlin der Ansparphase alsauch bei der späterenAuszahlung.

Altersvorsorge und Steuern
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Der Berliner Senat hat die Finanzplanung 2012
bis 2016 verabschiedet. Demnach könnte das
Land Berlin bereits im Jahr 2015 einen ausge-
glichenen Haushalt vorlegen. Das selbstge-
steckte Ziel, ab dem Jahr 2016 ohne neue
Schulden auszukommen würde somit ein Jahr
früher erreicht werden.a hat sich der Berliner FinanzsenatorNußbaum (parteilos) ein ehrgeizigesZiel gesetzt! Ab dem Jahr 2015 soll dasLand Berlin keine neuen Schulden mehr ma-chen müssen. Voraussetzung hierfür sindnach Angaben der Finanzverwaltung „über-schaubare und stabile Rahmenbedingungen“.Damit ist insbesondere das Steuerrecht ge-meint. Die Steuerschätzung vom Mai geht –unter der Voraussetzung einer günstigenkonjunkturellen Lage – von hohen Steuer-einnahmen für Bund und Länder aus. DieBürger dürften also nicht entlastet werdenund müssten dem Land weiterhin Einnah-men in Rekordhöhe bescheren. Die Ausgabendes Landes bleiben dagegen weiterhin aufhohem Niveau und folgen dem vom Senatfestgelegten Ausgabenpfad, das heißt, siesteigen jährlich um 0,3 Prozent.Innerhalb des Finanzplanungszeitraumessteigt der Schuldenstand von 62,9 Milliarden

Euro (Ist 2011) auf 64,4 Milliarden Euro imJahr 2014. Danach will der Senat nach demderzeitigen Planungsstand Schulden tilgen.Die Finanzplanung 2010 bis 2014 war nochvon einem Schuldenstand von 71.4 Milliar-
den Euro im Jahr 2014 ausgegangen. Im Jahr2015 ist derzeit eine Schuldentilgung in Höhevon 122 Millionen Euro, im Jahr 2016 eineTilgung in Höhe von 427 Millionen Euro ge-plant.

60.543 61.911 62.925 63.800 64.250 64.370 64.220 63.770
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Eckwerte der Finanzplanung 2012 bis 2016
Bereinigte Ausgaben und bereinigte Einnahmen in der Abgrenzung des Stabilitätsrates (ohne besondere Finanzierungsvorgänge) sowie Nettokreditauf-
nahmen (negativer Wert: Tilgung bzw. Schuldenabbau) und Schuldenstände des Landes Berlin, in Mio. Euro, Quelle : Senatsverwaltung für Finanzen

Senat plant ab 2015 ausgeglichenen Haushalt

Finanzplanung 2012 bis 2016 verabschiedet

D

Die Berliner Regierungsfraktionen
von SPD und CDU haben sich dar-
auf verständigt, den Wasserpreis
in der Hauptstadt langfristig zu
senken. Damit nehmen die Frak-
tionen die vom Bundeskartellamt
verhängte Preissenkungsverfü-
gung vorweg. Nach dem beschlos-
senen Rückkauf der RWE-Anteile
sollen zudem mit dem zweiten An-
teilseigner die Teilprivatisie-
rungsverträge neu verhandelt
werden.m ganze 15 Prozent sollder Preis für Trinkwasserin Berlin gesenkt werden.Das haben die Regierungsfrak-tionen von SPD uns CDU be-schlossen. Nun muss nur nochdas Berliner Abgeordnetenhausin der Sitzung Ende Oktoberseine Zustimmung geben. Der

Umfang der Preissenkung ent-spricht der Forderung des Bun-deskartellamtes vom Juni diesesJahres. Die Wettbewerbshüterhaben für die Jahre 2012 bis2015 eine Preissenkung vonknapp 18 Prozent gefordert,transparent berichtete. Unterdessen klagen die Berli-ner Wasserbetriebe unterhohem finanziellen Aufwandgegen das Bundeskartellamt. DerVersorger will gerichtlich klärenlassen, ob die Aufsichtsbehördefür die Berliner Trinkwasser-preise überhaupt zuständig ist.Dafür wendet das UnternehmenMillionen auf. Und obwohl diePreissenkung seitens der Berli-ner Landesregierung beschlosse-nen Sache ist, ziehen dieWasserbetriebe ihre Klage durch.Denn da die Klärung vom Vor-

stand der Wasserbetriebe als er-forderlich angesehen wird, kannund will der Berliner Senat dasVorgehen des Versorgers nichtunterbinden. Zwei MillionenEuro werden daher ohne Sinn fürdas Gerichtsverfahren gegen dasBundeskartellamt verschwendet.Die Kunden bekommen Geldzurück: Für das laufende Jahrsowie für die Folgejahre 2013und 2014 sollen den Berlinerin-nen und Berlinern jeweils um 60Millionen Euro zu viel gezahlteBeiträge erstattet werden. Mitder Abrechnung 2013 werdendie Berliner Wasserbetriebeihren Kunden dann erstmalsrund 15 Euro pro Kopf zurücker-statten. Einem Vier-Personen-Haushalt werden demnach ca. 60Euro erstattet - zulasten der Ge-winne der Wasserbetriebe. 

Die Rückerstattung und diePreissenkungen in den folgendenJahren werden die üppigen Ge-winne der Anteilseigner derWasserbetriebe schmälern. ImTeilprivatisierungsvertrag wur-den RWE und Veolia üppige Ge-winne langfristig garantiert. Dernach dem Rückkauf der RWE-Anteile durch das Land Berlinverbleibende Anteilseigner Veo-lia könnte nun vom Land Berlineine Entschädigung für die ge-schmälerten Gewinne verlangen.Daher wird Berlins Finanzse-nator Nußbaum (parteilos) ver-suchen, die Gewinngarantie ausden Verträgen herauszuverhan-deln. Sollte dies nicht gelingen,muss das Land Berlin Veolia imschlechtesten Fall bis zum Jahr2028 für entgangene Gewinneentschädigen

Berliner erhalten Geld zurück

Wasserpreise sollen sinken

U
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Transparent

Weiter heißt es, Beamte, die da-gegen verstoßen, begehen einDienstvergehen, das disziplinari-sche Maßnah men bis zur Entfer-nung aus dem Dienst nach sichziehen kann. Darüber hinausmacht sich die Dienstkraft, dieeine Belohnung, ein Geschenkoder andere Vorteile annimmt,einer Straftat schuldig, wenn dieBelohnung, das Geschenk oderdie sonstigen Vorteile sie zueiner – pflichtgemäßen oderpflichtwidrigen – Amtshandlungbestimmen sollen. Die Annahmeist mit Strafe selbst dann be-droht, wenn die Dienstkraft beider Amts handlung ihre Dienst-pflichten nicht verletzt.Ganz anders sieht es bei unse-ren Mitgliedern im Berliner Ab-geordnetenhaus aus.Abgeordnete dürfen Geschenkebis zu einem Wert von 400 Eurobehalten und müssen diese nichteinmal anzeigen. Was mehr ko-stet, können sie auf Antrag beimParlamentspräsidenten behal-ten, wenn sie die Differenz an dieLandeskasse bezahlen. Anson-sten müssen sie das Geschenkabgeben. Ich konnte das kaumGlauben und habe mir das des-wegen sofort bei der Pressestelledes Abgeordnetenhauses bestä-tigen lassen. Sie können Ihrem

Lieblingsabgeordneten demnachtatsächlich ein Fahrrad oder einHandy oder eine Schlagbohrma-schine für 398 Euro schenkenund niemand bekommt etwasdavon mit. Völlig legal!Allerdings besteht diese Rege-lung schön länger und hat – an-ders als in den Medien zuletztteilweise berichtet – nichts mitder kürzlich erfolgten Änderungdes Landesabgeordnetengeset-zes zutun. Hier wurde nämlichinsbesondere klargestellt, dassein Mitglied des Abgeordneten-hauses freien Eintritt zu einerentgeltlichen Veranstaltungdann annehmen darf, wenn esmit dem Besuch der Veranstal-tung einer repräsentativen Ver-pflichtung nachkommt oder dieTeilnahme an der Veranstaltung

der Ausübung des Mandats dient. Das ist aus meiner Sicht inOrdnung. In Ordnung ist auch,wenn der Abgeordnete dortetwas zu essen bekommt. Dasses die Parlamentarier allerdingsoffenbar für irgendwie gebotenansehen, Geschenke von bis zu400 Euro annehmen können zumüssen, kann ich nicht einsehen.Was für Beamte, Landesange-stellte aber auch den Einkäuferin einem Unternehmen und auchfür mich persönlich wie selbst-verständlich gilt, könnte ja wohldurchaus auch für Abgeordnetegelten, oder? Aber wie heißt es?Abgeordnete sind frei gewählteVolksvertreter und eben keineBeamte!Ich wünsche Ihnen zu Weihnach-ten also viele Geschenke, aberjeweils maximal bis 400 Euro natürlich.
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!
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Ein Beamter darf, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses,
keine Belohnungen oder Geschenke in Bezug auf sein Amt annehmen.
Ausnahmen bedürfen der Zustimmung seiner gegenwärtigen oder letz-
ten Dienstbehörde. Diese darf aber grundsätzlich nicht erteilt werden,
es sei denn, es handelt sich um die übliche Bewirtung bei Veranstal-
tungen, an denen die Dienstkraft im Rahmen ihres Amtes in dienstli-
chem Auf trag oder mit Rücksicht auf die gesellschaftlichen
Verpflichtungen teilnimmt oder um kleine Aufmerksamkeiten, mit
denen einzelne Bürger von sich aus den Dank der Allge mein heit für be-
sonders beanspruchende Dienste uneigennützig zum Ausdruck bringen
wollen, heißt es auf den Internetseiten des Landes Berlin. Ein Imbiss
oder ein Blumenstrauß sind nach dem Landesbeamtengesetz und der
ergänzenden Verwaltungsvorschrift für Beamte also wohl gerade noch
in Ordnung.

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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Abgeordnetenhaus billigt Nachtragshaushalt

BER-Debakel verhindert Entlastungen der Steuerzahler

Das Berliner Abgeordnetenhaus
hat Mitte November den Nach-
tragshaushalt verabschiedet. Er
hat einen Umfang von 444 Millio-
nen Euro und dient der Finanzie-
rung der Mehrkosten für die
Fertigstellung des Flughafens
Berlin-Brandenburg (BER).it den Stimmen der Re-gierungsfraktionen ge-nehmigte das Abge-ordnetenhaus im November denNachtragshaushalt, der nach demDebakel um den Flughafen inSchönefeld nötig geworden war.Damit beteiligt sich Berlin miteinem weiteren dreistelligen Mil-lionenbetrag an dem Großpro-jekt. Bei den 444 Millionen Eurohandelt es sich um den BerlinerAnteil an den Mehrkosten voninsgesamt 1,2 Milliarden Euro.Das Land Brandenburg steuertebenso 444 Millionen Euro bei,der Bund zahlt gemäß seiner An-

teile 312 Millionen Euro.Für die zusätzlichen Ausgabenplant Berlin keine weiteren Kre-dite aufzunehmen. Den Großteilder Summe in Höhe von 250 Mil-lionen Euro will der Finanzse-nator durch die höher alserwarteten Steuereinnahmenabdecken. Etwa 100 Millionenkommen aus einer Bürgschafts-rücklage, der Rest soll durchZinsersparnisse gedeckt werden. 
Keine Entlastungen für 
die Steuerzahler Der Vorsitzende des Bundes derSteuerzahler Berlin, AlexanderKraus bezeichnete die Aussagedes Senats, wonach die Deckungder Mehrkosten für das BER-De-bakel ohne zusätzliche Neuver-schuldung oder den Verzicht aufandere Ausgaben möglich sei, alseine gefährliche Verharmlosungder finanziellen Folgen für dieBerliner. Gegenüber dem rbb

sprach Kraus von einer gefährli-chen Mogelpackung, die den Ein-druck erwecke, dass dieZusatzkosten leicht aus demHaushalt zu tragen sind. DerSenat dürfe nicht unter den Tischfallen lassen, dass auch die spru-delnden Steuermehreinnahmenvon den Steuerzahlern erwirt-schaftet werden müssten, soKraus. Ohne die Mehrkosten fürden BER wäre es ein Leichtes ge-wesen, den Bürgern Entlastun-gen bei der Grundsteuer und derGrunderwerbsteuer einzuräumen,die geplante City-Tax komplettauszusetzen und dabei die Neu-verschuldung und somit künftigeZinslasten zu senken, so Kraus. Die Steuereinnahmen des Lan-des Berlin sind in den erstenzehn Monaten dieses Jahres um8,4 Prozent gegenüber dem Vor-jahreszeitraum gestiegen. Abso-lut wurden bis Ende Oktober2012 mit 9,3 Mrd. Euro bereits

über 727 Mio. Euro mehr Steu-ern eingenommen als im Ver-gleichszeitraum 2011. 
BdSt fordert personelle 
Konsequenzen Angesichts erneut bekannt ge-wordener Probleme beim BERbesteht für den BdSt eine erheb-liche Gefahr, dass sich die Ver-antwortlichkeiten im Nachhineinso nicht mehr feststellen lassen.Die Frage nach Regressforderun-gen wäre in diesem Fall hinfällig. Den Aufsichtsrat der Flugha-fengesellschaft forderte Krausdaher zu schnellem Handeln auf.Es könne nicht angehen, dass einverantwortlicher Geschäftsfüh-rer weiterhin jeden Monat aufSteuerzahlerkosten ein hohesfünfstelliges Gehalt bezieht, dermehr Interesse an der Abwehrvon Regressforderungen gegensich als an der Rettung des Pro-jektes haben muss. 

M

Verletzung der Verkehrssicherungspflicht

Berlin wird nach BGH-Urteil zunehmend verklagt

n seinem letzten Schwarzbuch hatte derBund der Steuerzahler daher auch die Aus-gaben für künstlerische Lichtinstallatio-nen kritisiert, die in Pankow imZusammenhang mit Straßenbaumaßnahmenbereits im Frühjahr 2012 errichtet wordenwaren. Rechtsgrundlage für die Kunstinstallatio-nen ist die Verwaltungsvorschrift „Anwei-sung Bau“, die ein bis zwei Prozent derBausumme zwingend für Kunst im Stadt-raum vorschreibt. Der Bund der Steuerzah-ler hatte daher den zuständigen Senator fürStadtentwicklung angeschrieben und gefragt,ob er eben diese ABau nicht bis zum Errei-chen eines ausgeglichenen Haushaltes aus-setzen könnte, wenn die Mittel nicht einmal

für Sanierung der kaputten Gehwege ausreicht. Dieser stellt sich jedoch bislang dumm. Aufunsere Frage im Internetportal abgeordne-tenwatch.de, wollte Ressortchef Michael Mül-ler (SPD) damals nicht antworten, weil ernicht als Abgeordneter gefragt worden sei,sondern als Senator. Auf ein erneutes Schrei-ben direkt an die Adresse des Stadtentwick-lungssenators kam dann die Antwort, mansolle sich an die Senatsverwaltung für kultu-relle Angelegenheiten wenden, die die Ent-scheidungen für die benannten Kunstwerkeunter anderem in Übereinstimmung mit demin der „Anweisung Bau“ hierfür getroffenenRegelwerk getroffen habe. Nur interessierteeben den Bund der Steuerzahler gerade nichtdie Auswahl der Kunst. Gefragt worden war

der Senator, ob er als der zuständige Senatornicht die ABau selbst als Rechtsgrundlageaussetzen würde. Dass es sich bei der Klage der PankowerRentnerin nicht um einen bedauerlichen Einzelfall handelt, zeigt nun die Antwort aufdie Kleine Anfrage des CDU-AbgeordnetenAlexander J. Herrmann durch die Senatsver-waltung für Stadtentwicklung. Auf eine Schadenssumme von über 91.000 Euro sum-mieren sich die anhängigen Klageverfahrenallein bei den Bezirksämtern, die dem Senatdazu überhaupt geantwortet hatten. An-sonsten schiebt der Senat die Verantwortungauf die bezirklichen Tiefbauämter ab, die als Straßenbaulasträger für die Wieder-herstellung der Verkehrssicherheit zu sorgenhätten. Den Bezirken werde zur Erfüllungihrer Aufgaben eine Globalsumme im Rahmen des Haushaltsgesetzes zugewiesen.Die interne Verteilung der Globalsumme imRahmen der Bezirkspläne sowie deren Bewirtschaftung erfolge grundsätzlich in ei-gener Verantwortung der Bezirke, heißt esweiter.

Immer mehr Bürger verklagen jetzt das Land Berlin, weil sie auf den desolaten Berliner Geh-
wegen zu Schaden kommen. Erst im Juli 2012 war das Land Berlin wegen schuldhafter Amts-
pflichtverletzung vor dem  Bundesgerichtshof zu Schadenersatz und Schmerzensgeld an eine
Rentnerin verurteilt worden, die auf einem maroden Pankower Gehweg gestürzt war. Die Ant-
wort auf eine kleine Anfrage offenbart nun, dass es sich hierbei nicht um einen Einzelfall han-
delt. Während die Bezirke mehr Geld fordern, steckt der Senat das Geld aber lieber in Kunst im
Stadtbild. 

I
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Sondierungsrunden mit Bürgern sollen neues Hundegesetz vorbereiten

Verbraucherschutzsenat im Bello-Dialog

Berlin ist eine Stadt der Hunde. Schätzungen
gehen von mindestens 165.000 Exemplaren
aus, wodurch Konflikte vorprogrammiert sind.
Unter Federführung der Staatssekretärin für
Verbraucherschutz, Sabine Toepfer-Kataw,
führt der Senat daher aktuell Sondierungs-
runden unter Beteiligung von Bürgern durch.
Ziel ist ein neues Hundegesetz. Der Bund der
Steuerzahler war ebenfalls eingeladen und
sieht das Verfahren mit gemischten Gefühlen. igentlich eine gute Idee des Senats,möchte man meinen. Man greift sicheinen Regelungsbereich heraus, vondem man weiß, dass man hier als Verwaltungselbst keinen Blumentopf gewinnen kannund lässt einfach die Bürger machen. Hundein Berlin sind so ein Thema. Hundeliebhaberauf der einen Seite, verängstigte Kinder, ge-bissene Jogger und Hinterlassenschaftenunter den Sohlen auf der anderen Seite, füh-ren zu einer Diskussion, die an Sachlichkeitoftmals zu wünschen übrig lässt. Der Bundder Steuerzahler war ebenfalls eingeladenworden, weil die Senatsverwaltung immerwieder das Argument von den Hundehalternhört, dass die Hundesteuereinnahmenzweckgebunden für die Hunde verwendetwerden sollen. Für den Bund der Steuerzahler stellt sichhingegen die Frage, warum hier überhauptein derartiger Aufwand getrieben wird, stel-len doch die Haushalte mit einem Hund eineverschwindend kleine Minderheit dar. Alex-ander Kraus, der als Vorsitzender für denBund der Steuerzahler teilgenommen hat,wunderte sich daher auch über die Beset-zung der Sondierungsrunde und schätze denAnteil der Interessenvertreter pro Hunde-haltung auf mindestens 70 Prozent, woraufer die Staatsekretärin in einem Gesprächnach der ersten Veranstaltung auch hinwies. 

Denn nach Auskunft der Senatsverwaltungfür Finanzen waren im Jahr 2011 gerade ein-mal 109.476 Hunde steuerlich erfasst. DasHundesteueraufkommen belief sich nach deramtlichen Statistik im selben Jahr allerdingsnur auf knapp 10,59 Mio. Euro. Bei einemHundesteuersatz von 120 Euro für den er-

sten und 180 Euro für jeden weiteren Hund,wird also für allerhöchstens 88.234 Hundeüberhaupt Hundesteuer abgeführt. Selbst beiden steuerlich erfassten Hunden werden alsomindestens 20 Prozent der Hunde nicht ver-steuert. Sollten die Schätzungen hinsichtlichder tatsächlich in Berlin gehaltenen Hundestimmen, liefe sogar fast jeder zweite Hundohne Steuermarke herum. Bezogen auf die knapp zwei Millionen Pri-vathaushalte in Berlin ergibt sich zudemauch, dass gerade einmal höchstens 4,4 Pro-zent aller privaten Haushalte überhaupteinen ordentlich versteuerten Hund halten.Über 95 Prozent der Haushalte haben damitentweder keinen Hund oder hinterzogen zu-mindest die Hundesteuer. Zum Vergleich:2011 lebten in Berlin in knapp 318.000Haushalten fast eine halbe Million Kinderunter 18 Jahre. Der Anteil der Haushalte mitKindern betrug damit im Vergleich sogar fast16 Prozent. Auf diesen Umstand hingewiesen, bedau-erte Toepfer-Kataw, dass viele bürgerschaft-liche Verbände ihre Teilnahme mit demHinweis abgesagt hätten, dass sie sich fürHundethemen nicht zuständig fühlten. Siehätte aber das Übergewicht der Hundehalterebenfalls bemerkt und wolle daher nachju-stieren, indem weitere Teilnehmer eingela-den werden. Sie beschrieb den Bello-Dialogals einen neuen Weg der Bürgerbeteiligung,der ausprobiert werden solle. Geben Sie unseine Chance, bringen Sie sich ein, forderte dieStaatssekretärin. Verbraucherschutz- und JustizsenatorThomas Heilmann (CDU) warb ebenfalls fürdiese Form der Bürgerbeteiligung. Wir habendas so noch nicht gemacht, wir üben das,sagte er. Der Bello-Dialog solle ein anderesErgebnis bringen, als wenn die Verwaltungdas selbst gemacht hätte. 

Ebenso wie alle anderen Steuern, wird auch
die Hundesteuer nicht zweckgebunden ver-
wendet. Forderungen, die Hundesteuerein-
nahmen unmittelbar zur Finanzierung von
Tütenspendern und Entsorgungseimern oder
zur Einrichtung von Hundeauslaufbereichen
zu verwenden, sind daher nicht begründet. Es
gilt das Gesamtdeckungsprinzip (Non-Affek-
tationsprinzip). 

E

Broschürentipp

Steuerzahler ist man das ganze Leben. Ob Er-werbstätigkeit oder Rente, die Einkommen-steuer bleibt ein Thema. Die Broschüre“Senioren und Steuern!” erläutert die Be-steuerung im Zeitpunkt der Aufgabe der ak-tiven Tätigkeit ebenso wie die steuerlicheBehandlung der einzelnen Einkunftsarten.Insbesondere auf die Besteuerung der Al-terseinkünfte wird ausführlich eingegangen.Außerdem werden die Grundlagen der Erb-schaft- und Schenkungsteuer dargestellt. Die-

ser Leitfaden soll dazu beitragen, dass ältereMenschen nicht in die Steuerfalle tappen,weil sie nicht wissen, ob und wie viel Ein-kommensteuer sie bezahlen müssen. Die Broschüre ist für Mitglieder kostenlosund kann in der Geschäftstelle telefonischunter der 030-7901070, per Post in die Lep-siusstraße 110 in 12165 Berlin oder per E-Mail an info@steuerzahler-berlin.de bestelltwerden.

Senioren und Steuern



Senat droht mit Regressforderung

Verfassungsklage gegen Verlängerung der A100?

Im Oktober 2012 hat das Bundesverwaltungs-
gericht in Leipzig die Klage des Berliner Be-
zirkes Friedrichshain-Kreuzberg gegen die
Verlängerung der A 100 als unzulässig erklärt!
Nun plant der Bezirk das Landesverfassungs-
gericht anzurufen. Obwohl klar ist, dass die
Klage ohne Erfolg bleiben wird, will der Bezirk
daran festhalten! er Bezirk Friedrichshain-Kreuzberghat vor dem Bundesverwaltungsge-richt gegen den Weiterbau der A 100geklagt. Der 3,2 km lange Autobahnab-schnitt soll von der Anschlussstelle AmTreptower Park bis zur Frankfurter Alleeverlängert werden. Vor dem Bundesverwal-tungsgericht hatte der Bezirk Fehler bei der Abwägung der Lärm- und Schadstoffbe-lastungen sowie nicht gerechtfertigte Eingriffe in das Grundeigentum geltend ge-macht. Da das Bezirksamt nach der Berliner Lan-

desverfassung jedoch nicht der originäreTräger der gemeindlichen Planungshoheitist, ist es in dem Rechtsstreit laut der Pressemitteilung des Bundesverwaltungs-gerichts nicht klagebefugt! Das Land Berlinsei als eine Einheitsgemeinde zu betrachten,daher handelt es sich bei der Klage des Bezirkes um eine nicht statthafte Insich-Klage. Zeitungsberichten zufolge, hätte das Ur-teil den Bezirksbürgermeister von Fried-richshain-Kreuzberg, Franz Schulz (Grüne)überrascht. Denn das Berliner Oberverwal-tungsgericht war  Ende der 90er Jahre zuder Entscheidung gekommen, dass – sofernBebauungspläne tangiert werden – der Be-zirk Kreuzberg gegen das Land Berlin klagen könne. Nun plant der Bezirksbürger-meister das Landesverfassungsgericht an-zurufen, um zu klären, ob man gegen dieBerliner Verfassung verstoßen habe. In der Senatskanzlei kommen die Pläne

des Bezirksbürgermeisters gar nichtgut an. Dort hat man Schulz aufgefordert,von einer weiteren Klage abzusehen. Fürden Fall, dass dies nicht geschieht – prüfeman dienstrechtliche Konsequenzen sowieRegressforderungen. Denn trotz der jüng-sten Entscheidung des Bundesverwaltungs-gerichtes plane Schulz unter hohemfinanziellen Aufwand ein weiteres Klage-verfahren.  Auch der Bund der Steuerzahler hält einweiteres gerichtliches Vorgehen des Be-zirkes für unnötig. Der Verein erwartet vom Bezirksbürgermeister auf einen wei-teren teuren Klageweg zu verzichten unddas Urteil des Leipziger Bundesverwal-tungsgerichts zu akzeptieren. Wenn vonvornherein klar ist, dass die Klage unzuläs-sig sein wird, sollte der Bezirksbürgermei-ster von Friedrichshain-Kreuzberg imInteresse der Berliner Steuerzahler daraufverzichten. 
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Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
nach Erhalt der Rechnung überweisen.

Bitte ziehen Sie den jährlich fälligen
Mitgliedsbeitrag bis auf Widerruf vom
nachfolgenden Konto ein.

Kontoinhaber

Datum, Unterschrift

BLZ Kontonummer

Vor- und Zuname

c/o, Firma, Adresszusatz

Straße, PLZ, Ort

Telefon

Ich wurde geworben durch:
Mitgliedsnummer

Name, Anschrift

Ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Jahresbeitrag beträgt 55 Euro und beinhaltet den kostenlosen Bezug der Mitgliederzeitschrift „Der Steuerzahler“. Die Mitgliedschaft ist jährlich mit einerFrist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.  

Karte ausfüllen und im Fensterumschlag an:

Per Fax an 030-7924015 oder 

T12I2

Die Interessen der Steuerzahler durchsetzen heißt, sich gemeinsam zu engagieren, um den nötigen Druck auf die Politik zu erzeugen. Daher ist

jede Mitgliedschaft im BdSt wichtig. Sie ist die Basis für den Erfolg und die Unabhängigkeit des Bundes der Steuerzahler. Um unser Gewicht

auch künftig in die öffentliche Diskussion einbringen zu können, brauchen wir vor allem eines: Noch mehr Mitglieder. Sprechen Sie Freunde und

bekannte  für eine Mitgliedschaft im BdSt an! Für ein neu geworbenes Mitglied erhalten Sie einen Jahresbeitrag gutgeschrieben. 

Diese Antwortkarte können Sie einfach ausgefüllt direkt an die 030-792 40 15 faxen oder Sie schicken sie uns im Fensterumschlag zu.

Aktion Mitglieder werben Mitglieder
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